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Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. September 2023 zu 
dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates und der 
Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 
Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie 
(EU) 2015/652 des Rates (COM(2021)0557 – C9-0329/2021 – 2021/0218(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2021)0557),

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2022)0222),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 114, Artikel 192 Absatz 1 und Artikel 194 
Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren 
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0329/2021),

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der vorgeschlagenen 
Rechtsgrundlage,

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 und Artikel 192 Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die vom schwedischen Parlament im Rahmen des Protokolls Nr. 2 
über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit 
vorgelegte begründete Stellungnahme, in der geltend gemacht wird, dass der Entwurf 
eines Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist,

– unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Europäischen Wirtschafts- und 



Sozialausschusses vom 9. Dezember 20211 und vom 13. Juli 20222,

 – unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 28. April 
20223,

– unter Hinweis auf die vorläufige Einigung, die gemäß Artikel 74 Absatz 4 seiner 
Geschäftsordnung vom zuständigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom 
Vertreter des Rates mit Schreiben vom 16. Juni 2023 gemachte Zusage, den Standpunkt 
des Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union zu billigen,

– gestützt auf die Artikel 59 und 40 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Entwicklungsausschusses, des Ausschusses 
für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, des Ausschusses 
für Verkehr und Tourismus, des Ausschusses für regionale Entwicklung und des 
Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie 
(A9-0208/2022),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest4;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

1 ABl. C 152 vom 6.4.2022, S. 127.
2 ABl. C 443 vom 22.11.2022, S. 145.
3 ABl. C 301 vom 5.8.2022, S. 1.
4 Dieser Standpunkt ersetzt die am 14. September 2022 angenommenen Abänderungen 

(ABl. C 125 vom 5.4.2023, S. 398).



P9_TC1-COD(2021)0218

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 12. September 
2023 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2023/... des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung 
(EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 114, Artikel 192 Absatz 1 und Artikel 194 Absatz 2,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1, 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen2, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren3,

1 ABl. C 152 vom 6.4.2022, S. 127 und ABl. C 443 vom 22.11.2022, S. 145.
2 ABl. C 301 vom 5.8.2022, S. 184.
3 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 12. September 2023.



in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Zusammenhang mit dem europäischen Grünen Deal, der in der Mitteilung der 

Kommission vom 11. Dezember 2019 ("Europäischer Grüner Deal") dargelegt ist, 

wurde mit der Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des 

Rates4 das Ziel der Klimaneutralität in der Union bis 2050 und ein Zwischenziel 

einer Verringerung der Nettotreibhausgasemissionen (THG-Emissionen) um 

mindestens 55 % gegenüber dem Stand von 1990 bis 2030 festgelegt. Das Ziel der 

Klimaneutralität der Union erfordert eine gerechte Energiewende, bei der kein 

Gebiet und kein Bürger zurückgelassen wird, eine der Energieeffizienz und einen 

wesentlich höheren Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen in einem 

integrierten Energiesystem. 

4 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der 
Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und 
(EU) 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“) (ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).



(2) Energie aus erneuerbaren Quellen spielt bei der Verwirklichung dieser Ziele eine 

wesentliche Rolle, da derzeit über 75 % der gesamten THG-Emissionen in der Union 

auf den Wirtschaftszweig Energie entfallen. Durch die Verringerung dieser THG-

Emissionen kann Energie aus erneuerbaren Quellen auch zur Bewältigung 

umweltbezogener Herausforderungen, z. B. des Verlusts an biologischer Vielfalt, 

und zur Verringerung der Umweltverschmutzung im Einklang mit den Zielen der 

Mitteilung der Kommission vom 12. Mai 2021 mit dem Titel „Auf dem Weg zu 

einem gesunden Planeten für alle EU-Aktionsplan: „Schadstofffreiheit von Luft, 

Wasser und Boden“ beitragen. Der Übergang zu einer grünen, auf erneuerbarer 

Energie gestützten Wirtschaft wird dazu beitragen, die Ziele des Beschlusses (EU) 

2022/591 des Europäischen Parlaments und des Rates5 zu erreichen, der auch 

darauf abzielt, den Zustand der Umwelt zu schützen, wiederherzustellen und zu 

verbessern, indem unter anderem der Rückgang der biologischen Vielfalt 

aufgehalten und diese Tendenz umgekehrt wird. Aufgrund der geringeren 

Anfälligkeit der Energie aus erneuerbaren Quellen für Preisschocks im Vergleich 

zu fossilen Brennstoffen kann der Energie aus erneuerbaren Quellen eine zentrale 

Funktion bei der Bekämpfung der Energiearmut zukommen. Erneuerbare Energie 

kann auch mit weitreichenden sozioökonomischen Vorteilen einhergehen, indem 

neue Arbeitsplätze geschaffen werden und die Wirtschaft vor Ort gefördert wird, 

während der wachsenden Nachfrage nach Technologie im Bereich erneuerbare 

Energie auf dem Binnenmarkt und weltweit Rechnung getragen wird.

5 Beschluss (EU) 2022/591 des Europäischen Parlament und des Rates vom 6. April 
2022 über ein allgemeines Umweltaktionsprogramm der Union für die Zeit bis 
2030 (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 22).



(3) Mit der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates6 

wurde das verbindliche Gesamtziel der Union festgelegt, 2030 einen Anteil von 

Energie aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der Union von 

mindestens 32 % zu erreichen. Laut dem Klimazielplan für 2030, der in der 

Mitteilung der Kommission vom 17. September 2020 mit dem Titel „Mehr Ehrgeiz 

für das Klimaziel Europas bis 2030“ dargelegt ist, müsste der Anteil von Energie 

aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch bis 2030 auf 40 % 

gesteigert werden, um das THG-Reduktionsziel der Union zu erreichen. In diesem 

Zusammenhang schlug die Kommission im Juli 2021 im Rahmen des Pakets zur 

Umsetzung des europäischen Grünen Deals vor, den Anteil von Energie aus 

erneuerbaren Quellen am Energiemix bis 2030 im Vergleich zu 2020 zu 

verdoppeln und einen Anteil von mindestens 40 % zu erreichen.

(4) Die allgemeinen Rahmenbedingungen, die durch die Invasion Russlands in die 

Ukraine und die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie entstanden sind, haben 

unionsweit zu einem starken Anstieg der Energiepreise geführt, sodass deutlich 

wurde, dass die Steigerung der Energieeffizienz beschleunigt und die Nutzung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen in der Union erhöht werden muss. Um das 

langfristige Ziel zu verwirklichen, über ein Energiesystem zu verfügen, das von 

Drittländern unabhängig ist, sollte sich die Union darauf konzentrieren, den 

Übergang zu einer grünen Wirtschaft zu beschleunigen und eine Energiepolitik 

sicherzustellen, durch die die Emissionen gesenkt werden, die Abhängigkeit von 

eingeführten fossilen Brennstoffen verringert wird und faire und erschwingliche 

Preise für die Unionsbürger und Unternehmen in allen Wirtschaftszweigen 

gefördert werden.

6 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82).



(5) Der in der Mitteilung der Kommission vom 18. Mai 2022 ("REPowerEU-Plan") 

dargelegte REPowerEU-Plan zielt darauf ab, die Union deutlich vor 2030 von 

fossilen Brennstoffen aus Russland unabhängig zu machen. Diese Mitteilung sieht 

den beschleunigten Ausbau von Wind- und Solarenergie, eine Erhöhung der 

durchschnittlichen Ausbaurate sowie bis spätestens 2030 zusätzliche Kapazitäten 

für Energie aus erneuerbaren Quellen vor, damit mehr erneuerbare Brennstoffe 

nicht biogenen Ursprungs erzeugt werden können. Ferner werden Parlament und 

Rat in der Mitteilung aufgefordert, eine höhere oder vorgezogene Zielvorgabe für 

die Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energie am Energiemix in Erwägung 

zu ziehen. In diesem Zusammenhang ist es angezeigt, das Gesamtziel der Union 

für Energie aus erneuerbaren Quellen auf 42,5 % anzuheben, um die derzeitige 

Geschwindigkeit des Ausbaus von Energie aus erneuerbaren Quellen deutlich zu 

erhöhen und so durch eine bessere Verfügbarkeit erschwinglicher, sicherer und 

nachhaltiger Energie in der Union die allmähliche Beendigung der Abhängigkeit 

der Union von fossilen Brennstoffen aus Russland zu beschleunigen. Über dieses 

zwingend vorgeschriebene Maß hinaus sollten sich die Mitgliedstaaten bemühen, 

gemeinsam ein Gesamtziel der Union für erneuerbare Energie von 45 % im 

Einklang mit dem REPowerEU-Plan zu erreichen.



(6) Die Zielvorgaben für erneuerbare Energien sollten Hand in Hand gehen mit den 

ergänzenden Bemühungen um eine auf anderen nichtfossilen Energiequellen 

beruhenden Dekarbonisierung, um bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen. Die 

Mitgliedstaaten sollten unter Berücksichtigung ihrer spezifischen nationalen 

Gegebenheiten und der Struktur ihrer Energieversorgung unterschiedliche 

nichtfossile Energiequellen kombinieren können, um das Ziel der Union zu 

erreichen, bis 2050 klimaneutral zu werden. Um dieses Ziel zu erreichen, sollte der 

Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen im Rahmen des erhöhten 

verbindlichen Gesamtziels der Union in ergänzende Bemühungen um eine 

Dekarbonisierung einfließen, die die etwaige Entwicklung weiterer nichtfossiler 

Energiequellen durch die Mitgliedstaaten umfassen.



(7) Innovation ist von zentraler Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit von Energie 

aus erneuerbaren Quellen. Der Europäischen Strategieplan für 

Energietechnologie (SET-Plan), der in der Mitteilung der Kommission vom 15. 

September 2015 mit dem Titel "Beschleunigung des Umbaus des europäischen 

Energiesystems durch einen integrierten Strategieplan für Energietechnologie (im 

Folgenden „SET-Plan“)“ dargelegt ist, zielt darauf ab den Übergang zu einem 

klimaneutralen Energiesystem durch Maßnahmen zugunsten von Forschung und 

Innovation zu fördern, die die gesamte Innovationskette von der Forschung bis zur 

Markteinführung abdecken. Die Mitgliedstaaten legen in ihren integrierten 

nationalen Energie- und Klimapläne, die sie gemäß Artikel 3 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates7 vorgelegt haben, 

nationale Ziele und Finanzierungsvorgaben für öffentliche und, soweit 

vorhanden, private Forschung und Innovation im Zusammenhang mit der 

Energieunion fest, gegebenenfalls mit einem Zeitrahmen, innerhalb dessen die 

Ziele verwirklicht werden sollten,  in denen die Prioritäten der Strategie für die 

Energieunion, die in der Mitteilung der Kommission vom 25. Februar 2015 mit 

dem Titel "Eine Rahmenstrategie für eine widerstandsfähige Energieunion mit 

einer zukunftsorientierten Klimaschutzpolitik" dargelegt sind, und, falls 

anwendbar, des SET-Plans zum Ausdruck kommen. Zur Ergänzung ihrer 

nationalen Ziele und Finanzierungsvorgaben, zur Förderung der Erzeugung von 

erneuerbarer Energie mit innovativen Technologien im Bereich erneuerbare 

Energie und zur Aufrechterhaltung der führenden Stellung der Union bei der 

Erforschung und Entwicklung innovativer Technologie im Bereich erneuerbare 

Energie sollte jeder Mitgliedstaat als Richtziel für den Anteil innovativer 

Technologie im Bereich erneuerbare Energie festlegen, dass dieser Anteil bis 2030 

mindestens 5 % der neu installierten Kapazitäten im Bereich erneuerbare Energie 

beträgt.

7 Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Dezember 2018 über das Governance-System für die Energieunion und für den 
Klimaschutz, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 
715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 
98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und 
(EU) 2015/652 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1).



(8) Gemäß Artikel 3 der Richtlinie (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des 

Rates8+und im Einklang mit der Empfehlung (EU) 2021/1749 der Kommission9 

sollten die Mitgliedstaaten einen integrierten Ansatz verfolgen, indem die 

energieeffizientesten erneuerbaren Energiequellen für die einzelnen 

Wirtschaftszweige und Anwendungen sowie die Effizienz von Anlagen gefördert 

werden, sodass für eine bestimmte Wirtschaftstätigkeit möglichst wenig Energie 

benötigt wird.

(9) Die in der vorliegenden Richtlinie vorgesehenen Änderungen sollen dazu 

beitragen, dass das  festgelegte Unionsziel, bis spätestens 2030 jährlich 35 Mrd. m³ 

nachhaltiges Biomethan zu erzeugen, erreicht wird, das in der Arbeitsunterlage 

der Kommissionsdienststellen vom 18. Mai 2022 zur Umsetzung des REPowerEU-

Aktionsplans zum Thema „Investitionsbedarf, Erfüllung der Wasserstoff-

Accelerator- und Biomethan-Ziele" dargelegt ist, wodurch die 

Versorgungssicherheit und die Klimaziele der Union unterstützt werden.

8 Richtlinie (EU) .../... des Europäischen Parlaments und des Rates vom ... zur 
Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 (ABl. ...).

+ ABl.: Bitte im Text die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 15/23 
(2021/0203(COD)) sowie in der Fußnote die Nummer, den Titel und die 
Amtsblattfundstelle dieser Richtlinie einfügen.

9 Empfehlung (EU) 2021/1749 der Kommission vom 28. September 2021 zu 
„Energieeffizienz an erster Stelle: von den Grundsätzen zur Praxis – Leitlinien 
und Beispiele für die Umsetzung bei der Entscheidungsfindung im Energiesektor 
und darüber hinaus“ (ABl. L 350 vom 4.10.2021 S. 9).



(10) Es wird zunehmend anerkannt, dass die Bioenergiepolitik dem Prinzip der 

Kaskadennutzung von Biomasse angepasst werden muss. Dieses Prinzip zielt darauf 

ab, die Ressourceneffizienz der Biomassenutzung zu erreichen, indem der stofflichen 

Nutzung der Biomasse, wo immer möglich, der Vorrang vor der energetischen 

Nutzung eingeräumt wird, um so die Menge der im System verfügbaren Biomasse zu 

erhöhen.   Eine solche Ausrichtung soll einen fairen Zugang zum Markt für 

Biomasse-Rohstoffe für die Entwicklung innovativer biobasierter Lösungen mit 

hohem Mehrwert und einer nachhaltigen kreislauforientierten Bioökonomie 

sicherstellen. Bei der Entwicklung von Förderregelungen für Bioenergie sollten die 

Mitgliedstaaten daher neben dem verfügbaren Angebot nachhaltiger Biomasse für 

die energetische und nichtenergetische Nutzung und der Erhaltung der nationalen 

Kohlenstoffsenken und Ökosysteme in Wäldern auch das Prinzip der 

Kreislaufwirtschaft, das Prinzip der Kaskadennutzung von Biomasse sowie die 

Abfallhierarchie gemäß der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates10 berücksichtigen. ▌. Im Einklang mit dem Prinzip der Kaskadennutzung 

von Biomasse sollte Holzbiomasse entsprechend ihrem höchsten wirtschaftlichen 

und ökologischen Mehrwert in folgender Rangfolge eingesetzt werden: 

Holzprodukte, Verlängerung der Lebensdauer von holzbasierten Produkten, 

Wiederverwendung, Recycling, Bioenergie und Beseitigung. Wenn keine 

anderweitige Verwendung von Holzbiomasse wirtschaftlich tragfähig oder 

ökologisch angemessen ist, trägt die energetische Verwertung dazu bei, die 

Erzeugung von Energie aus nicht erneuerbaren Quellen zu verringern. Die 

Förderregelungen der Mitgliedstaaten für Bioenergie sollten daher auf Rohstoffe 

ausgerichtet werden, für die auf dem Markt geringer Wettbewerb mit den 

Wirtschaftszweigen für Werkstoffe besteht und deren Gewinnung als sowohl für das 

Klima als auch für die biologische Vielfalt positiv angesehen wird, um keine 

negativen Anreize für nicht nachhaltige Bioenergiepfade zu setzen, die im 

Bericht 2021 der Gemeinsamen Forschungsstelle der Kommission mit dem Titel 

„The use of woody biomass for energy production in the EU“ („Einsatz von 

Holzbiomasse zur Energieerzeugung in der EU“) ermittelt wurden. Gleichzeitig sind 

bei der Durchführung von Maßnahmen zur Sicherstellung der Anwendung des 

10 Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABl. 
L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ%3AL%3A2008%3A312%3ATOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ%3AL%3A2008%3A312%3ATOC


Prinzips der Kaskadennutzung von Biomasse die nationalen Besonderheiten zu 

berücksichtigen, an denen sich die Mitgliedstaaten bei der Gestaltung ihrer 

Förderregelungen orientieren. Den Mitgliedstaaten sollte es gestattet sein, in 

hinreichend begründeten Fällen von diesem Prinzip abzuweichen, z. B. wenn dies 

aus Gründen der Energieversorgungssicherheit erforderlich ist, z. B. bei besonders 

schweren Kältebedingungen. Den Mitgliedstaaten sollte es auch gestattet sein, von 

dem Prinzip abzuweichen, wenn es keine Wirtschaftszweige oder 

Verarbeitungsanlagen gibt, die bestimmte Rohstoffe innerhalb eines geografischen 

Gebiets mit höherem Mehrwert nutzen könnten. In einem solchen Fall wäre der 

Transport über dieses Gebiet hinaus zum Zweck einer derartigen Nutzung aus 

wirtschaftlicher oder ökologischer Sicht möglicherweise nicht gerechtfertigt. Die 

Mitgliedstaaten sollten der Kommission alle derartigen Abweichungen mitteilen. 

Die Mitgliedstaaten sollten keine direkte finanzielle Unterstützung für die 

Energieerzeugung aus Säge- und Furnierrundholz, Rundholz in Industriequalität, 

Stümpfen und Wurzeln gewähren. Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten 

Steuervergünstigungen nicht als direkte finanzielle Unterstützung. 

Abfallvermeidung und ‑wiederverwendung sowie Abfallrecycling sollten Vorrang 

haben. Die Mitgliedstaaten sollten keine Förderregelungen aufstellen, die den 

Zielvorgaben für die Abfallbehandlung zuwiderlaufen und zu einer ineffizienten 

Nutzung recyclingfähiger Abfälle führen würden. Um eine effizientere Nutzung von 

Bioenergie sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten zudem für ausschließlich 

elektrizitätserzeugende Anlagen keine neue Förderung mehr gewähren und 

Förderungen nicht mehr erneuern, es sei denn, die Anlagen befinden sich in 

Regionen mit einem besonderen Status bei der Abkehr von fossilen Brennstoffen 

oder in den in Artikel 349 AEUV genannten Gebieten in äußerster Randlage oder 

in den Anlagen wird CO2-Abscheidung und -speicherung eingesetzt. 



(11) Infolge des raschen Anstiegs der Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Quellen 

und der zunehmend wettbewerbsfähigen Kosten ist es möglich, damit einen 

wachsenden Anteil der Energienachfrage zu decken, etwa durch den Einsatz von 

Wärmepumpen für die Raumheizung oder industrielle Niedertemperaturverfahren, 

von Elektrofahrzeugen im Verkehr oder Elektroöfen in bestimmten 

Industriezweigen. Aus erneuerbaren Energiequellen gewonnene Elektrizität kann 

auch zur Herstellung synthetischer Kraftstoffe für den Verbrauch in schwer zu 

dekarbonisierenden Bereichen des Verkehrs, etwa im Luft- und Seeverkehr, 

verwendet werden. Mit einem Rahmen für die Elektrifizierung muss eine belastbare 

und effiziente Koordinierung ermöglicht werden, und Marktmechanismen müssen 

ausgeweitet werden, um Nachfrage und Angebot räumlich und zeitlich aufeinander 

abzustimmen, für Investitionen in die Flexibilität zur sorgen und die Integration eines 

hohen Anteils an Elektrizität aus unsteten erneuerbaren Energiequellen zu 

unterstützen. Die Mitgliedstaaten sollten daher sicherstellen, dass der Einsatz von 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen weiterhin in angemessenem Tempo ansteigt, 

um die steigende Nachfrage zu befriedigen. Zu diesem Zweck sollten die 

Mitgliedstaaten einen Rahmen schaffen, der marktkompatible Mechanismen umfasst, 

um die verbleibenden Hindernisse für sichere und angemessene Elektrizitätsnetze, 

die für große Mengen von Energie aus erneuerbaren Quellen geeignet sind, sowie für 

vollständig in das Elektrizitätssystem integrierte Speicheranlagen zu beseitigen. Mit 

diesem Rahmen sollten insbesondere die noch bestehenden Hindernisse beseitigt 

werden, etwa nichtfinanzielle Hindernisse wie das Fehlen unzureichender digitaler 

und personeller Ressourcen auf Seiten der Behörden für die Bearbeitung von immer 

mehr Genehmigungsanträgen.



(12) Bei der Berechnung des Anteils von Energie aus erneuerbaren Quellen in einem 

Mitgliedstaat sollten erneuerbare Kraft- und Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs in 

dem Wirtschaftszweig berücksichtigt werden, in dem sie verbraucht werden 

(Elektrizität, Wärme- und Kälteversorgung oder Verkehr). Damit keine 

Doppelzählungen vorgenommen werden, sollte die zur Herstellung dieser Kraft- und 

Brennstoffe verwendete Elektrizität aus erneuerbaren Quellen nicht berücksichtigt 

werden. Damit würde eine Harmonisierung der Anrechnungsregeln für diese Kraft- 

und Brennstoffe in der gesamten Richtlinie (EU) 2018/2001 erzielt, unabhängig 

davon, ob sie auf das Gesamtziel für Energie aus erneuerbaren Quellen oder auf ein 

Teilziel angerechnet werden. Zudem würde die Berechnung der tatsächlich 

verbrauchten Energie unter Berücksichtigung der Energieverluste bei der Herstellung 

dieser Kraft- und Brennstoffe ermöglicht. Auch die Berücksichtigung erneuerbarer 

Kraft- und Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs, die in die Union eingeführt und 

dort verbraucht werden, wäre möglich. Die Mitgliedstaaten sollten im Wege eines 

spezifischen Kooperationsabkommens vereinbaren können, die in einem 

bestimmten Mitgliedstaat verbrauchten erneuerbaren Kraft- und Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs dem Anteil des Bruttoendverbrauchs von Energie aus 

erneuerbaren Quellen in dem Mitgliedstaat, in dem sie erzeugt wurden, 

zuzuordnen. Werden derartige Kooperationsabkommen abgeschlossen und sofern 

nicht etwas anderes vereinbart wird, sind die Mitgliedstaaten angehalten, 

erneuerbare Kraft- und Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs, die in einem 

anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie verbraucht werden, hergestellt werden, 

wie folgt zu berücksichtigen: bis zu 70 % ihrer Menge in dem Land, in dem sie 

verbraucht werden, und bis zu 30 % ihrer Menge in dem Land, in dem sie 

hergestellt werden. Abkommen zwischen Mitgliedstaaten können in Form eines 

spezifischen Kooperationsabkommens über die am 29. November 2021 

eingerichtete Plattform der Union für die verstärkte Nutzung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen (Union Renewable Development Platform) geschlossen 

werden.



(13) Eine Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zur Förderung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen kann in Form von statistischen Transfers, Förderregelungen 

und gemeinsamen Projekten erfolgen. Sie ermöglicht einen kosteneffizienten Einsatz 

von Energie aus erneuerbaren Quellen in der gesamten Union und trägt zur 

Marktintegration bei. Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten ist bislang 

trotz ihres Potenzials sehr begrenzt und die Effizienz bei der Steigerung des Anteils 

von Energie aus erneuerbaren Quellen daher verbesserungsfähig. Die Mitgliedstaaten 

sollten daher verpflichtet werden, bis 2025 eine Rahmenregelung über die 

Zusammenarbeit bei gemeinsamen Projekten festzulegen. In dieser 

Rahmenregelung sollten die Mitgliedstaaten anstreben, bis 2030 mindestens zwei 

gemeinsame Projekte einzurichten. Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten, 

deren jährlicher Elektrizitätsverbrauch 100 TWh übersteigt, anstreben, bis 2033 

ein drittes gemeinsames Projekt einzurichten. Mit über die nationalen Beiträge im 

Rahmen des mit der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1294 der Kommission11 

eingerichteten Finanzierungsmechanismus der Union für erneuerbare Energie 

finanzierten Projekten wäre die Verpflichtung der beteiligten Mitgliedstaaten erfüllt. 

11 Durchführungsverordnung (EU) 2020/1294 der Kommission vom 15. September 
2020 über den Finanzierungsmechanismus der Union für erneuerbare Energie (ABl. 
L 303 vom 17.9.2020, S. 1).



(14) In ihrer Mitteilung vom 19. November 2020 mit dem Titel „Eine EU-Strategie zur 

Nutzung des Potenzials der erneuerbaren Offshore-Energie für eine klimaneutrale 

Zukunft“ gibt die Kommission das ambitionierte Ziel vor, 2050 in den 

Meeresbecken der Union 300 GW Offshore-Windenergie und 40 GW Meeresenergie 

zu gewinnen. Um diesen grundlegenden Wandel sicherzustellen, müssen die 

Mitgliedstaaten auf der Ebene der Meeresbecken grenzübergreifend 

zusammenarbeiten. Gemäß der Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen 

Parlaments und des Rates12 müssen die Mitgliedstaaten nicht verbindliche 

Vereinbarungen zur Zusammenarbeit bei den Zielen für die Erzeugung 

erneuerbaren Offshore-Stroms, die bis 2050 sowie in Zwischenschritten 2030 und 

2040 in den einzelnen Meeresbecken erzeugt werden soll, schließen. Durch die 

Veröffentlichung von Informationen über die Mengen der erneuerbaren Offshore-

Energie, die die Mitgliedstaaten durch Ausschreibungen erreichen wollen, wird 

die Transparenz und Berechenbarkeit für Investoren erhöht und die 

Verwirklichung der Ziele für die Erzeugung von erneuerbarer Offshore-Energie 

unterstützt. Die maritime Raumplanung ist ein wesentliches Instrument, um das 

Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungsarten des Meeres sicherzustellen. Die 

Zuweisung von Gebieten für Projekte im Bereich der Offshore-Energie aus 

erneuerbaren Quellen in maritimen Raumordnungsplänen ist erforderlich, um 

eine langfristige Planung zu ermöglichen, die Auswirkungen dieser Projekte aus 

erneuerbarer Offshore-Energie zu bewerten und die Akzeptanz ihres geplanten 

Einsatzes durch die Öffentlichkeit zu sicherzustellen. Die Ermöglichung der 

Beteiligung von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften an gemeinsamen Projekten 

im Bereich der Offshore-Energie aus erneuerbaren Quellen ist ein weiteres Mittel 

zur Erhöhung der Akzeptanz in der Öffentlichkeit. 

12 Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Mai 2022 zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur, zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2009, (EU) 2019/942 und (EU) 
2019/943 sowie der Richtlinien 2009/73/EG und (EU) 2019/944 und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 45).



(15) Der Markt für Verträge über den Bezug von erneuerbarer Energie wächst rasch und 

bietet zusätzlich zu den Förderregelungen der Mitgliedstaaten oder zum direkten 

Verkauf auf dem Elektrizitätsgroßhandelsmarkt einen ergänzenden Zugang zum 

Markt für die Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Quellen. Zugleich ist der 

Markt für Verträge über den Bezug von erneuerbarer Energie noch auf eine geringe 

Anzahl von Mitgliedstaaten und Großunternehmen begrenzt, und auf großen Teilen 

des Markts in der Union bestehen noch erhebliche administrative, technische und 

finanzielle Hindernisse. Die bestehenden Maßnahmen gemäß Artikel 15 der 

Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Einführung von Verträgen über den 

Bezug von erneuerbarer Energie sollten daher noch weiter verstärkt werden, indem 

die Nutzung von Kreditgarantien zur Verringerung der finanziellen Risiken dieser 

Verträge geprüft wird, wobei zu berücksichtigen ist, dass etwaige öffentliche 

Garantien die private Finanzierung nicht verdrängen sollten. Darüber hinaus sollten 

Maßnahmen zur Unterstützung von Verträgen über den Bezug von erneuerbarer 

Energie gegebenenfalls auf andere Formen von Verträgen über den Bezug von 

Energie aus erneuerbaren Quellen ausgeweitet werden, einschließlich Verträgen 

über den Bezug von Wärme und Kälte aus erneuerbaren Quellen. In diesem 

Zusammenhang sollte die Kommission die Hindernisse für langfristige Verträge 

über den Bezug von erneuerbarer Energie, insbesondere für den Einsatz 

grenzübergreifender Verträge über den Bezug von erneuerbarer Energie 

analysieren und Leitlinien für die Beseitigung dieser Hindernisse herausgeben.



(16) Möglicherweise müssen die Verwaltungsverfahren zur Erteilung von 

Genehmigungen weiter gestrafft werden, um unnötigen Verwaltungsaufwand für 

Projekte im Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen und für die damit 

verbundenen Netzinfrastrukturprojekte zu verringern. Innerhalb von zwei Jahren 

nach Inkrafttreten dieser Richtlinie und auf der Grundlage der integrierten 

nationalen energie- und klimabezogenen Fortschrittsberichte gemäß Artikel 17 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 ▌sollte die Kommission prüfen, ob zusätzliche 

Maßnahmen erforderlich sind, um die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der 

Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 über die Genehmigungsverfahren 

weiter zu unterstützen, auch im Hinblick auf die Anforderungen der gemäß 

Artikel 16 dieser Richtlinie eingerichteten oder benannten Kontaktstellen, die 

Einhaltung der in der genannten Richtlinie festgelegten Fristen für die 

Genehmigungsverfahren sicherzustellen. Diese zusätzlichen Maßnahmen sollten 

wesentliche Leistungsindikatoren als Richtwerte umfassen, unter anderem in 

Bezug auf die Dauer der Genehmigungsverfahren für Projekte im Bereich 

erneuerbarer Energien innerhalb und außerhalb von Beschleunigungsgebieten 

für erneuerbare Energie. 



(17) In Gebäuden besteht ein großes ungenutztes Potenzial für einen wirksamen Beitrag 

zur Verringerung der THG-Emissionen in der Union. Es ist erforderlich, die Wärme- 

und Kälteversorgung in Gebäuden durch einen höheren Anteil von Energie aus 

erneuerbaren Quellen an der Erzeugung und der Nutzung zu dekarbonisieren, um die 

in der Verordnung (EU)2021/1119 festgelegte Ambition umzusetzen, das 

Unionsziel der Klimaneutralität zu erreichen. Im Bereich der Wärme- und 

Kälteversorgung stagnierte der Fortschritt bei der Nutzung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen in den vergangenen zehn Jahren jedoch und beruhte vor allem 

auf einer verstärkten Nutzung von Biomasse. Ohne die Festlegung von 

Richtzielvorgaben für den Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen in Gebäuden 

wird es nicht möglich sein, die Fortschritte zu überprüfen und Schwachstellen beim 

Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen zu ermitteln. Mit der Festlegung von 

Richtzielvorgaben für den Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen in Gebäuden 

geht zudem ein langfristiges Signal an Investoren einher, auch im Hinblick auf die 

Zeit unmittelbar nach 2030. Daher sollten Richtzielvorgaben für den Anteil der 

Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen in Gebäuden, am Standort als auch 

in der Nähe erzeugt wird sowie aus dem Netz bezogener Energie aus erneuerbaren 

Quellen in Gebäuden festgelegt werden, um Belege und Anreize für die 

Bemühungen der Mitgliedstaaten um die Ausschöpfung des Potenzials für die 

Nutzung und Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen in Gebäuden zu 

setzen, die Entwicklung ▌von Technologie für die Erzeugung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen zu fördern und die wirksame Integration dieser Technologie 

in das Energiesystem zu unterstützen und gleichzeitig Sicherheit für Investoren und 

das Engagement auf lokaler Ebene zu schaffen sowie zur Systemeffizienz 

beizutragen. Intelligente und innovative Technologie, die zur Systemeffizienz 

beitragen, sollte, falls angezeigt, ebenfalls gefördert werden. Zur Berechnung 

dieser Anteile sollten die Mitgliedstaaten bei der Ermittlung derRichtvorgaben für 

den Anteil von aus dem Netz bezogener Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, die 

in Gebäuden genutzt wird, den durchschnittlichen Anteil der in ihrem 

Hoheitsgebiet in den beiden vorangegangenen Jahren gelieferten Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen zugrunde legen.



(18) Die Richtzielvorgabe für den Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen im 

Wirtschaftszweig Gebäude in der Union, der bis 2030 erreicht werden soll, ist ein 

notwendiger Meilenstein, der mindestens erreicht werden muss, um die 

Dekarbonisierung des Gebäudebestands in der Union bis 2050 sicherzustellen, und 

ergänzt den Rechtsrahmen für die Energieeffizienz und die Gesamtenergieeffizienz 

von Gebäuden. Sie ist von entscheidender Bedeutung, um einen nahtlosen und 

kosteneffizienten allmählichen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen in Gebäuden zu 

ermöglichen und fossile Brennstoffe durch erneuerbare Energie zu ersetzen. Die 

Richtzielvorgabe für den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen im 

Wirtschaftszweig Gebäude ergänzt den Rechtsrahmen für Gebäude gemäß dem 

Unionsrecht über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, indem sichergestellt 

wird, dass Technologie, Geräte und Infrastrukturen für Energie aus erneuerbaren 

Quellen, einschließlich effizienter Fernwärme- und Fernkälteversorgung, 

rechtzeitig in ausreichendem Maß ausgebaut werden, um fossile Brennstoffe in 

Gebäuden zu ersetzen und die Verfügbarkeit einer sicheren und zuverlässigen 

Versorgung mit Energie aus erneuerbaren Quellen für Niedrigstenergiegebäude 

bis 2030 sicherzustellen. Durch die Richtzielvorgabe für den Anteil von Energie 

aus erneuerbaren Quellen im Gebäudesektor werden auch Investitionen in 

Energie aus erneuerbaren Quellen in langfristigen nationale Strategien und 

Plänen für die Gebäuderenovierung gefördert, wodurch die Verwirklichung der 

Dekarbonisierung von Gebäuden ermöglicht wird. Darüber hinaus stellt die 

Richtzielvorgabe für den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen im 

Wirtschaftszweig Gebäude einen wichtigen zusätzlichen Indikator für die 

Förderung des Ausbaus oder der Modernisierung effizienter Fernwärme- und 

Fernkältenetze dar und ergänzt damit sowohl das Richtziel für Fernwärme und 

Fernkälte gemäß Artikel 24 der Richtlinie (EU) 2018/2001 als auch die 

Anforderung, sicherzustellen, dass Energie aus erneuerbaren Quellen sowie 

Abwärme und ‑kälte aus effizienten Fernwärme- und Fernkältesystemen 

verfügbar sind, um den gesamten jährlichen Primärenergieverbrauch von neuen 

oder renovierten Gebäuden abzudecken. Die Richtzielvorgabe für den Anteil von 

Energie aus erneuerbaren Quellen ist im Gebäudesektor auch erforderlich, um die 

kosteneffiziente Erreichung der jährlichen Erhöhung der auf Energie aus 

erneuerbaren Quellen gestützten Wärme- und Kälteversorgung gemäß Artikel 23 

der Richtlinie (EU) 2018/2001 sicherzustellen.



(19) Angesichts des hohen Energieverbrauchs in Wohngebäuden, Gewerbegebäuden 

und öffentlichen Gebäuden könnten die geltenden Begriffsbestimmungen der 

Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates13 bei 

der Berechnung des nationalen Anteils von Energie aus erneuerbaren Quellen in 

Gebäuden verwendet werden, um den Verwaltungsaufwand so gering wie möglich 

zu halten und gleichzeitig für Fortschritte bei der Erreichung der Richtzielvorgabe 

der Union für den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen im 

Wirtschaftszweig Gebäude bis zum Jahr 2030 zu sorgen.

(20) Langwierige Verwaltungsverfahren für die Erteilung von Genehmigungen sind 

eines der Haupthindernisse für Investitionen in Projekte für Energie aus 

erneuerbaren Quellen und die damit zusammenhängende Infrastruktur. Zu diesen 

Hindernissen gehören die Komplexität der geltenden Vorschriften für die 

Standortauswahl und für die behördlichen Genehmigungen dieser Projekte, die 

Komplexität und Dauer der Bewertung der Umweltauswirkungen dieser Projekte 

und damit verbundenen Energienetze, Probleme im Zusammenhang mit dem 

Netzanschluss, Einschränkungen in Bezug auf die Anpassung von 

Technologiespezifikationen während des Genehmigungsverfahrens und Probleme 

bei der Personalausstattung der Genehmigungsbehörden oder Netzbetreiber. Um 

die Umsetzung dieser Projekte zu beschleunigen, müssen Vorschriften erlassen 

werden, die die Genehmigungsverfahren vereinfachen und verkürzen würden, 

wobei die breite öffentliche Akzeptanz der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 

Quellen zu berücksichtigen ist.

13 Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2008 über die Energiestatistik (ABl. L 304 vom 14.11.2008, S. 1).



(21) Mit der Richtlinie (EU) 2018/2001 werden Verwaltungsverfahren für die 

Genehmigung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie gestrafft, indem 

Vorschriften über die Organisation und die maximale Dauer des administrativen 

Teils des Verfahrens zur Genehmigungserteilung für Projekte im Bereich Energie 

aus erneuerbaren Quellen eingeführt werden, die sich auf alle einschlägigen 

Genehmigungen für den Bau, das Repowering und den Betrieb von Anlagen für 

erneuerbare Energie sowie für den Anschluss solcher Anlagen an das Netz 

erstrecken.

(22) Eine weitere Vereinfachung und Verkürzung der administrativen 

Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie, 

einschließlich Energieanlagen, die verschiedene Quellen erneuerbarer Energie 

kombinieren, Wärmepumpen, Energiespeicher am selben Standort, einschließlich 

Anlagen zur Speicherung von Elektrizität und Wärme, sowie Anlagen, die für den 

Anschluss solcher Anlagen, der Wärmepumpen und der Energiespeicher und die 

Integration von erneuerbarer Energie in Wärme- und Kältenetze auf koordinierte 

und harmonisierte Weise benötigt werden, ist erforderlich, um sicherzustellen, 

dass die Union ihre hochgesteckten Klima- und Energieziele für 2030 und das Ziel 

der Klimaneutralität bis 2050 erreicht, wobei der Grundsatz der 

Schadensvermeidung des europäischen Grünen Deals berücksichtigt werden und 

die interne Verteilung der Zuständigkeiten in den Mitgliedstaaten davon 

unberührt bleiben sollte.



(23) Die Einführung kürzerer und eindeutiger Fristen für die Entscheidungen der 

Behörden, die für die Erteilung der Genehmigung für Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie auf der Grundlage eines vollständigen Antrags zuständig 

sind, soll die Umsetzung von Projekten im Bereich Energie aus erneuerbaren 

Quellen beschleunigen. Der Zeitraum für den Bau der Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energiequellen und ihrer Netzanschlüsse sollte nicht auf diese 

Fristen angerechnet werden, es sei denn, er fällt mit anderen Verwaltungsschritten 

im Genehmigungsverfahren zusammen. Es ist jedoch angezeigt, zwischen 

Projekten in Gebieten zu unterscheiden, die für die Umsetzung von Projekten im 

Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen besonders geeignet sind und für die die 

Fristen gestrafft werden können, d.h. Beschleunigungsgebiete für erneuerbare 

Energie, und Projekten, die außerhalb dieser Gebiete angesiedelt sind. Bei dieser 

Fristsetzung sollte den Besonderheiten von Projekten im Bereich der Offshore-

Energie aus erneuerbaren Quellen Rechnung getragen werden.

(24) Einige der häufigsten Probleme, mit denen die Projektträger im Bereich Energie 

aus erneuerbaren Quellen konfrontiert sind, betreffen komplexe und langwierige 

Verwaltungs-, Genehmigungs- und Netzanschlussverfahren auf nationaler oder 

regionaler Ebene sowie eine unzureichende Personalausstattung und das Fehlen 

ausreichender technischer Fachkenntnisse in den Genehmigungsbehörden für die 

Bewertung der Umweltauswirkungen der vorgeschlagenen Projekte. Daher ist es 

angezeigt, bestimmte umweltbezogene Aspekte der Genehmigungsverfahren für 

Projekte im Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen zu straffen.



(25) Die Mitgliedstaaten sollten die zügigere Umsetzung von Projekten im Bereich 

Energie aus erneuerbaren Quellenunterstützen, indem sie eine koordinierte 

Erfassung des Einsatzes von erneuerbarer Energie und der damit verbundenen 

Infrastruktur in ihrem Hoheitsgebiet in Abstimmung mit den lokalen und 

regionalen Gebietskörperschaften durchführen. Die Mitgliedstaaten sollten die 

Landgebiete, Oberflächen und unterirdischen Flächen, Meeresgebiete und 

Binnengewässergebiete identifizieren, die für die Errichtung von Anlagen zur 

Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen und der damit 

zusammenhängenden Infrastruktur benötigt werden, um zumindest ihre 

nationalen Beiträge zum überarbeiteten Gesamtziel für Energie aus  erneuerbaren 

Quellen für 2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 zu 

erreichen und Unterstützung im Hinblick auf die Verwirklichung des Ziels der 

Klimaneutralität bis spätestens 2050 im Einklang mit der Verordnung (EU) 

2021/1119 zu leisten. Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, 

bestehende Raumplanungsdokumente zu verwenden, um diese Gebiete zu 

identifizieren. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass diese Gebiete mit den 

von diesen Mitgliedstaaten erwarteten Zielpfaden und der geplanten installierten 

Gesamtleistung abgestimmt sind und sie sollten spezifische Gebiete für die 

verschiedenen Arten von Technologie im Bereich erneuerbare Energie festlegen, 

die in ihren gemäß Artikel 3 und Artikel 14 der Verordnung (EU) 2018/1999 

vorgelegten nationalen Energie- und Klimaplänen vorgesehen sind. 



Bei der Identifizierung der erforderlichen Landgebiete, Oberflächen und 

unterirdischen Flächen, Meeresgebiete und Binnengewässergebiete sollte 

insbesondere die Verfügbarkeit der Energie aus erneuerbaren Quellen und das 

Potenzial der verschiedenen Land- und Meeresgebiete für die Erzeugung 

erneuerbarer Energie durch die verschiedenen Arten von Technologie, die 

projizierte Energienachfrage insgesamt und in den verschiedenen Regionen des 

Mitgliedstaats unter Berücksichtigung der Energie- und Systemeffizienz sowie die 

Verfügbarkeit der einschlägigen Energieinfrastruktur, Speicheranlagen und 

anderer Flexibilitätsinstrumente berücksichtigt werden, wobei der Kapazität, die 

erforderlich ist, um die zunehmende Menge erneuerbarer Energie zu bewältigen, 

sowie der ökologischen Sensibilität gemäß Anhang III der Richtlinie 2011/92/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates14 Rechnung zu tragen ist.

14 Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 26 vom 28.1.2012, S. 1).



(26) Die Mitgliedstaaten sollten als Unterteilung dieser Gebiete spezifische Landgebiete 

(einschließlich Oberflächen und unterirdische Flächen) sowie Meeresgebiete oder 

Binnengewässergebiete als Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie 

ausweisen. Diese Gebiete sollten, nach Art der Technologie unterschieden, für die 

Entwicklung von Projekten im Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen 

besonders geeignet sein und sich dadurch auszeichnen, dass dort die Nutzung der 

jeweiligen Art der erneuerbaren Energie voraussichtlich keine erheblichen 

Auswirkungen auf die Umwelt hat. Bei der Ausweisung von 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie sollten die Mitgliedstaaten 

Schutzgebiete vermeiden und Pläne zur Wiederherstellung der Natur und 

angemessene Minderungsmaßnahmen in Betracht ziehen. Die Mitgliedstaaten 

sollten Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie ausweisen, die für eine 

oder mehrere Arten von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie spezifisch 

sind, und sollten die Art(en) von Energie aus erneuerbaren Quellen angeben, die 

in diesen Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie erzeugt werden kann 

bzw. können. Die Mitgliedstaaten sollten diese Beschleunigungsgebiete für 

erneuerbare Energie für mindestens eine Art der Technologie ausweisen und die 

Größe dieser Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie unter 

Berücksichtigung der Besonderheiten und Anforderungen der Art oder Arten der 

Technologie, für die sie Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie 

einrichten, festlegen. Dabei sollten die Mitgliedstaaten anstreben sicherzustellen, 

dass die Größe dieser Gebiete insgesamt erheblich ist und dass die Gebiete zur 

Verwirklichung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 festgelegten Ziele beitragen.



(27) Die Mehrfachnutzung von Flächen für die Erzeugung erneuerbarer Energie und 

andere Land-, Binnengewässer- und Seenutzungen, wie beispielsweise 

Nahrungsmittelerzeugung, Naturschutz oder Wiederherstellung der Natur) 

verringert die Einschränkungen für die Land-, Binnengewässer- und Seenutzung. 

In diesem Zusammenhang ist die Raumplanung ein wesentliches Instrument, um 

Synergien für die Land-, Binnengewässer- und Seenutzung frühzeitig zu ermitteln 

und zu steuern. Die Mitgliedstaaten sollten Mehrfachnutzungen der Gebiete 

untersuchen, ermöglichen und begünstigen, die aufgrund der beschlossenen 

Raumplanungsmaßnahmen festgelegt wurden. Zu diesem Zweck sollten die 

Mitgliedstaaten erforderlichenfalls Änderungen der Land- und Seenutzung 

erleichtern, sofern die unterschiedlichen Nutzungsarten und Tätigkeiten 

miteinander kompatibel sind und nebeneinander bestehen können.



(28) Mit der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates15 

werden Umweltprüfungen als wichtiges Instrument zur Einbeziehung von 

Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und Annahme von Plänen und 

Programmen eingeführt. Zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie sollten die Mitgliedstaaten einen oder mehrere Pläne 

erstellen, in denen die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare 

Energie sowie die geltenden Vorschriften und Minderungsmaßnahmen für 

Projekte in jedem einzelnen Gebiet aufgeführt sind. Die Mitgliedstaaten sollten 

einen einzigen Plan für alle Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie und 

jede Technologie für erneuerbare Energie oder technologiespezifische Pläne 

erstellen können, in denen ein oder mehrere Beschleunigungsgebiete für 

erneuerbare Energie ausgewiesen wird bzw. werden. Jeder Plan sollte einer 

Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG unterzogen werden, um die 

Auswirkungen jeder einzelnen Technologie für erneuerbare Energie auf die in 

diesem Plan ausgewiesenen einschlägigen Gebiete zu bewerten. Eine zu diesem 

Zweck gemäß der Richtlinie 2001/42/EG durchgeführte Umweltprüfung würde es 

den Mitgliedstaaten ermöglichen, bei der Planung einen stärker integrierten und 

effizienteren Ansatz zu verfolgen, die Beteiligung der Öffentlichkeit in einer 

frühen Phase sicherzustellen und Umweltauswirkungen in einer frühen Phase des 

Planungsprozesses auf strategischer Ebene zu berücksichtigen. Dies würde dazu 

beitragen, die Nutzung verschiedener Arten von Energie aus erneuerbaren 

Quellen rascher und in einer gestrafften Form voranzutreiben und gleichzeitig die 

negativen Umweltauswirkungen dieser Projekte zu minimieren.  Diese 

Umweltprüfung sollte grenzüberschreitende Konsultationen zwischen 

Mitgliedstaaten umfassen, wenn der Plan voraussichtlich erhebliche nachteilige 

Auswirkungen auf die Umwelt in einem anderen Mitgliedstaat hat.

15 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 
Programme (ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30).



(29) Nach Annahme der Pläne zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie sollten die Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 2001/42/EG 

alle erheblichen nachteiligen Auswirkungen der Durchführung der Pläne und 

Programme auf die Umwelt überwachen, um unter anderem frühzeitig 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu ermitteln und um in der Lage zu 

sein, geeignete Minderungsmaßnahmen zu ergreifen.

(30) Um die Akzeptanz in der Öffentlichkeit von Projekten im Bereich Energie aus 

erneuerbaren Quellen zu erhöhen, sollten die Mitgliedstaaten geeignete 

Maßnahmen ergreifen, um die Beteiligung lokaler Gemeinschaften an Projekten 

im Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen zu fördern. Die Bestimmungen des 

am 25. Juni 1998 in Aarhus unterzeichneten Übereinkommens der 

Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa über den Zugang zu 

Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den 

Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten16, insbesondere die 

Bestimmungen über die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten, 

bleiben anwendbar.

16 ABl. L 124 vom 17.5.2005, S. 4.



(31) Um das Verfahren zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare 

Energie zu straffen und eine doppelte Umweltprüfung eines einzelnen Gebiets zu 

vermeiden, sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, Gebiete, die bereits 

gemäß nationalen Recht als Gebiete ausgewiesen wurden, die für einen 

beschleunigten Einsatz von Technologie für erneuerbare Energie geeignet sind, zu 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie zu erklären. Diese Erklärungen 

sollten bestimmten Umweltbedingungen unterliegen, die ein hohes 

Umweltschutzniveau gewährleisten. Die Möglichkeit, Beschleunigungsgebiete für 

erneuerbare Energie im Rahmen bestehender Pläne auszuweisen, sollte zeitlich 

begrenzt sein, damit das Standardverfahren für die Ausweisung von 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie nicht gefährdet wird. Projekte, 

die sich in bestehenden nationalen ausgewiesenen Gebieten in Schutzgebieten 

befinden, die nicht als Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie erklärt 

werden können, sollten weiterhin unter denselben Bedingungen betrieben werden, 

unter denen sie eingerichtet wurden. 



(32) Die Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie sollten zusammen mit 

bestehenden Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 

künftigen Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen 

außerhalb dieser Gebiete und Kooperationsmechanismen darauf abzielen, 

sicherzustellen, dass die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen 

ausreicht, um den Beitrag der Mitgliedstaaten zum Gesamtziel der Union für 

erneuerbare Energie gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 zu 

erreichen. Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin die Möglichkeit haben, 

Genehmigungen für Projekte außerhalb dieser Gebiete zu erteilen.



(33) Für Projekte im Bereich der erneuerbaren Energie, die in den 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie angesiedelt sind und die in den 

von den Mitgliedstaaten ausgearbeiteten Plänen festgelegten Vorschriften und 

Maßnahmen einhalten, sollte davon ausgegangen werden, dass sie keine 

erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt haben. Daher sollten diese Projekte 

von der Verpflichtung zur Durchführung einer spezifischen 

Umweltverträglichkeitsprüfung auf Projektebene im Sinne der Richtlinie 

2011/92/EU ausgenommen werden, mit Ausnahme von Projekten, hinsichtlich 

deren ein Mitgliedstaat bestimmt hat, eine Umweltverträglichkeitsprüfung in 

seiner nationale verbindliche Projektliste zu verlangen, und für Projekte, die 

erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Mitgliedstaats haben 

könnten, oder wenn ein Mitgliedstaat, der möglicherweise davon erheblich 

betroffen ist, einen entsprechenden Antrag stellt. Die Verpflichtungen aus dem am 

25. Februar 1991 in Espoo unterzeichneten Übereinkommen über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen17 sollten für 

die Mitgliedstaaten weiterhin gelten, wenn das Projekt voraussichtlich erhebliche 

grenzüberschreitende Auswirkungen in einem Drittland haben wird.

17 ABl. L 104 vom 24.4.1992, S. 7.



(34) Die in der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates18 

festgelegten Verpflichtungen gelten weiterhin für Wasserkraftwerke, auch für den 

Fall, dass wenn ein Mitgliedstaat beschließt, Beschleunigungsgebiete für 

erneuerbare Energie im Zusammenhang mit Wasserkraft auszuweisen, um 

sicherzustellen, dass eine potenzielle nachteilige Auswirkung auf das oder die 

betreffenden Gewässer gerechtfertigt ist und dass alle einschlägigen 

Minderungsmaßnahmen durchgeführt werden.

(35) Die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie sollte es 

ermöglichen, dass Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie und 

Energiespeicher am selben Standort sowie der Anschluss solcher Anlagen und 

Speicher an das Netz von Vorhersehbarkeit und gestrafften Verwaltungsverfahren 

für die Erteilung von Genehmigungen profitieren. Insbesondere sollten Projekte in 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie von beschleunigten 

Verwaltungsverfahren für die Erteilung von Genehmigungen profitieren, 

einschließlich einer stillschweigenden Zustimmung, falls die zuständige Behörde 

nicht innerhalb der festgelegten Frist in einem zwischengeschalteten 

Verwaltungsschritt antwortet, es sei denn, das betreffende Projekt unterliegt einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung oder der Grundsatz der stillschweigenden 

Zustimmung der Verwaltung ist im nationalen Recht des betroffenen 

Mitgliedstaats nicht vorgesehen. Für diese Projekte sollte es zudem klare Fristen 

und Rechtssicherheit in Bezug auf das erwartete Ergebnis des Verfahrens für die 

Erteilung von Genehmigungen geben. Sobald ein Antrag für ein Projekt in einem 

Beschleunigungsgebiet für erneuerbare Energie eingereicht wird, sollte der 

Mitgliedstaat eine schnelles Screening durchführen, um festzustellen, ob das 

Projekt angesichts der ökologischen Sensibilität des geografischen Gebiets, in dem 

es angesiedelt ist, sehr wahrscheinlich erhebliche unvorhergesehene nachteilige 

Auswirkungen haben wird, die bei der gemäß der Richtlinie 2001/42/EG 

durchgeführten Umweltprüfung der Pläne zur Ausweisung von 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie nicht ermittelt wurden, und ob 

das Projekt aufgrund der Wahrscheinlichkeit erheblicher Auswirkungen auf die 

Umwelt in einem anderen Mitgliedstaat oder aufgrund eines Antrags eines 

18 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1).



Mitgliedstaats, der voraussichtlich erheblich betroffen sein wird, in den 

Anwendungsbereich von Artikel 7 der Richtlinie 2011/92/EU fällt. Für die Zwecke 

dieses Screening s sollte die zuständige Behörde den Antragsteller auffordern, 

zusätzliche verfügbare Informationen vorzulegen, ohne dass eine neue Bewertung 

oder Datenerhebung erforderlich ist. Alle Projekte in Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie, die den in den Plänen der Mitgliedstaaten festgelegten 

Vorschriften und Maßnahmen entsprechen, sollten nach Abschluss eines solchen 

Screening s als genehmigt gelten. Sofern die Mitgliedstaaten eindeutige Belege 

dafür haben, dass ein bestimmtes Projekt sehr wahrscheinlich solche erheblichen 

unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen haben wird, sollten die 

Mitgliedstaaten das Projekt im Anschluss an ein solches Überprüfungverfahren, 

einer Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2011/92/EU und gegebenenfalls einer 

Prüfung gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des Rates19 unterziehen. Die 

Mitgliedstaaten sollten ihre Entscheidungen, die Projekte einer solchen Prüfung 

zu unterziehen, begründen, bevor diese Prüfungen durchgeführt werden. Die 

Prüfungen sollten innerhalb von sechs Monaten nach diesen Entscheidungen, mit 

der Möglichkeit einer Verlängerung dieser Frist aufgrund außergewöhnlicher 

Umstände, durchgeführt werden. Es ist angebracht, den Mitgliedstaaten zu 

gestatten, in begründeten Fällen Ausnahmen von der Verpflichtung zur 

Durchführung solcher Bewertungen für Windenergie- und Fotovoltaikprojekte 

vorzusehen, da diese Projekte voraussichtlich bis 2030 den überwiegenden Teil des 

Stroms aus erneuerbaren Energiequellen liefern werden. In einem solchen Fall 

sollte der Projektträger angemessene Minderungsmaßnahmen oder, falls nicht 

verfügbar, Ausgleichsmaßnahmen ergreifen, die, falls keine anderen 

angemessenen Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung stehen, in Form eines 

finanziellen Ausgleichs erfolgen können, um diesen im Zuge des Screening s 

ermittelten erheblichen unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen 

entgegenzuwirken.

19 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206, 22.7.1992, 
S. 7).



(36) Angesichts der Notwendigkeit, die Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 

zu beschleunigen, sollte die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie die laufende und künftige Errichtung von Projekten im 

Bereich erneuerbare Energie in allen Gebieten, die für die Nutzung von 

erneuerbarer Energie zur Verfügung stehen, nicht verhindern. Solche Projekte 

sollten weiterhin der Verpflichtung zur Durchführung einer spezifischen 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß der Richtlinie 2011/92/EU sowie den 

Genehmigungsverfahren unterliegen, die für außerhalb von 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie angesiedelte Projekte im 

Bereich der erneuerbaren Energie gelten. Um die Genehmigungsverfahren in dem 

Umfang zu beschleunigen, der für die Erreichung des in der Richtlinie 

(EU) 2018/2001 festgelegten Ziels für erneuerbare Energie erforderlich ist, sollten 

auch die Genehmigungsverfahren für Projekte außerhalb von 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie vereinfacht und gestrafft 

werden, indem klare Höchstfristen für alle Schritte des Genehmigungsverfahrens, 

einschließlich spezifischer Umweltprüfungen pro Projekt, eingeführt werden.



(37) Der Bau und Betrieb von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie kann 

gelegentlich zur Tötung oder Störung von Vögeln und anderen gemäß der 

Richtlinie 92/43/EWG oder der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates20 geschützten Arten führen. Eine solche Tötung oder 

Störung geschützter Arten sollte jedoch nicht als absichtlich im Sinne dieser 

Richtlinien betrachtet, wenn das Projekt für den Bau und des Betrieb dieser 

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energie geeignete Ausgleichsmaßnahmen zur 

Vermeidung einer solchen Tötung oder Störungen vorsieht und wenn eine 

ordnungsgemäße Überwachung erfolgt, um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen 

durch eine angemessene Überwachung zu bewerten, und auf der Grundlage der 

gesammelten Informationen bei Bedarf weitere Maßnahmen ergriffen werden, um 

sicherzustellen, dass es zu keinen erheblichen nachteilige Auswirkungen auf die 

Population der betreffenden Art kommt.

(38) Neben der Errichtung neuer Anlagen für die Erzeugung erneuerbare Energie hat 

das Repowering bestehender Anlagen zur Erzeugung erneuerbare Energie ein 

erhebliches Potenzial, zur Erreichung der Ziele für erneuerbare Energie 

beizutragen. Da die bestehenden Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 

Energiegrößtenteils an Standorten mit einem erheblichen Potenzial an 

erneuerbaren Energiequellen errichtet wurden, kann durch das Repowering die 

weitere Nutzung dieser Standorte gewährleistet und gleichzeitig die Notwendigkeit 

der Ausweisung neuer Standorte für Projekte im Bereich der erneuerbaren 

Energie verringert werden. Das Repowering hat darüber hinaus weitere Vorteile, 

z. B. den bereits vorhandenen Netzanschluss, ein wahrscheinlich höheres Maß an 

öffentlicher Akzeptanz und Kenntnis der Umweltauswirkungen.

20 Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 
vom 26.1.2010, S. 7).



(39) Mit der Richtlinie (EU) 2018/2001 werden gestraffte Genehmigungsverfahren für 

das Repowering eingeführt. Um auf den wachsenden Bedarf am Repowering 

bestehender Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie zu reagieren und die 

Vorteile, die dieses bietet, voll auszuschöpfen, ist es angezeigt, ein noch kürzeres 

Genehmigungsverfahren für das Repowering von Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie, die in Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie 

angesiedelt sind, einzuführen, einschließlich eines kürzeren Screening s. Für das 

Repowering bestehender Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie, die sich 

außerhalb von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie befinden, sollten 

die Mitgliedstaaten für ein vereinfachtes und rasches Genehmigungsverfahren 

sorgen, das nicht länger als ein Jahr dauern sollte und gleichzeitig dem im 

europäischem Grünen Deal verankerten Grundsatz der Schadensvermeidung 

Rechnung trägt.

(40) Um das Repowering bestehender Anlagen im Bereich der erneuerbaren Energie 

weiter zu fördern und zu beschleunigen, sollte ein vereinfachtes 

Genehmigungverfahren für den Netzanschluss angewandt werden, wenn das 

Repowering nur mit einer begrenzten Steigerung der Gesamtkapazität gegenüber 

dem ursprünglichen Projekt verbunden ist. Das Repowering von Projekten im 

Bereich der erneuerbaren Energie führt in unterschiedlichem Maße zur Änderung 

oder Erweiterung bestehender Projekte. Das Genehmigungsverfahren, 

einschließlich Umweltprüfungen und Überprüfung, für das Repowering von 

Projekten im Bereich der erneuerbaren Energie sollte sich auf die potenziellen 

Auswirkungen beschränken, die sich aus der Änderung oder Erweiterung im 

Vergleich zum ursprünglichen Projekt ergeben.



(41) Beim Repowering einer Solaranlage können Effizienz- und 

Kapazitätssteigerungen ohne eine Erweiterung der Fläche erreicht werden. Nach 

dem Repowering hat die Anlage somit keine anderen Umweltauswirkungen als die 

ursprüngliche Anlage, sofern die genutzte Fläche während des Verfahrens nicht 

vergrößert wird und die ursprünglich erforderlichen Umweltschutzmaßnahmen 

weiterhin eingehalten werden.

(42) Die Installation von Solarenergieanlagen und Energiespeichern am selben 

Standort sowie der Anschuss solcher Anlagen und Speicher an das Netz, auf 

bestehenden oder künftigen künstlichen Strukturen, die – mit Ausnahme 

künstlicher Wasserflächen – für andere Zwecke als die Erzeugung von 

Solarenergie oder die Energiespeicherung geschaffen wurden bzw. werden, etwa 

Dächer, Parkplätze, Straßen und Schienenwege, gibt in der Regel keinen Anlass zu 

Bedenken hinsichtlich konkurrierender Raumnutzungen oder 

Umweltauswirkungen. Es sollte daher möglich sein, dass für diese Anlagen 

kürzere Genehmigungsverfahren und eine Ausnahme von der Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß der Richtlinie 

2011/92/EU gelten, wobei den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einzuräumen ist, 

besonderen Umständen im Zusammenhang mit dem Schutz des kulturellen oder 

historischen Erbes, nationalen Verteidigungsinteressen oder Sicherheitsgründen 

Rechnung zu tragen. 



Eigenversorgungsanlagen, auch für kollektive Eigenversorger wie lokale 

Energiegemeinschaften, tragen ebenfalls dazu bei, die Gesamtnachfrage nach 

Erdgas zu senken, die Widerstandsfähigkeit des Systems zu erhöhen und die Ziele 

der Union im Bereich der erneuerbaren Energie zu erreichen. Die Installation von 

Solarenergieanlagen mit einer Kapazität von weniger als 100 kW, einschließlich 

Anlagen von Eigenversorgern im Bereich der erneuerbaren Energie, dürfte keine 

erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt oder das Netz haben und 

gibt keinen Anlass zu Sicherheitsbedenken. Darüber hinaus ist für kleine Anlagen 

in der Regel kein Kapazitätsausbau am Netzanschlusspunkt erforderlich. 

Angesichts der unmittelbaren positiven Auswirkungen derartiger Anlagen für die 

Verbraucher und ihrer begrenzten potenziellen Umweltauswirkungen ist es 

angezeigt, das für sie geltende Genehmigungverfahren weiter zu straffen — sofern 

sie die bestehende Kapazität des Anschlusses an das Verteilernetz nicht 

übersteigen - indem das Konzept der stillschweigenden Zustimmung der 

Verwaltung in die einschlägigen Genehmigungverfahren aufgenommen wird, um 

die Errichtung dieser Anlagen zu fördern und zu beschleunigen und ihre Vorteile 

kurzfristig nutzen zu können. Die Mitgliedstaaten sollten aufgrund interner 

Sachzwänge einen niedrigeren Schwellenwert als 100 kW anwenden dürfen, 

sofern dieser Schwellenwert über 10,8 kW liegt.



(43) Wärmepumpentechnologie ist für die Erzeugung erneuerbarer Wärme und Kälte 

aus Umgebungsenergie, einschließlich Abwasserbehandlungsanlagen, sowie aus 

geothermischer Energie essentiell. Zudem ermöglichen Wärmepumpen die 

Nutzung von Abwärme und -kälte. Der rasche Ausbau der Nutzung von 

Wärmepumpen, mit denen noch zu wenig erschlossene Arten von Energie aus 

erneuerbaren Quellen wie Umgebungsenergie oder geothermische Energie sowie 

Abwärme aus Industrie und dem Dienstleistungssektor, einschließlich 

Rechenzentren, genutzt werden können, ermöglicht es, Erdgasheizkessel und 

andere mit fossilen Brennstoffen betriebene Heizkessel durch eine erneuerbare 

Wärmequelle zu ersetzen und die Energieeffizienz zu steigern. Dies beschleunigt 

einen Ausstieg aus der Nutzung von Gas für die Wärmeversorgung sowohl in 

Gebäuden als auch in der Industrie. Um die Installation und Nutzung von 

Wärmepumpen zu beschleunigen, ist es angezeigt, gezielte kürzere 

Genehmigungsverfahren für solche Anlagen einzuführen, einschließlich eines 

vereinfachten Genehmigungsverfahrens für den Anschluss kleinerer 

Wärmepumpen an das Stromnetz, sofern keine Sicherheitsbedenken bestehen, 

keine weiteren Arbeiten für die Netzanschlüsse erforderlich sind und keine 

technische Inkompatibilität der Systemkomponenten vorliegt, und außer wenn ein 

solches Verfahren nach nationalem Recht nicht erforderlich ist. Mit einer 

schnelleren und einfacheren Installation von Wärmepumpen kann der Ausbau der 

Nutzung erneuerbarer Energie im Wärmesektor, auf den fast die Hälfte des 

Energieverbrauchs in der Union entfällt, zur Versorgungssicherheit und zur 

Bewältigung einer schwierigeren Marktlage beitragen.



(44) In den Einzelfallprüfungen, die erforderlich sind, um festzustellen, ob eine Anlage 

zur Erzeugung erneuerbarer Energie, der Anschluss dieser Anlage an das Netz, 

das betreffende Netz selbst oder Speicheranlagen in einem bestimmten Fall von 

überragendem öffentlichen Interesse sind, sollten die Mitgliedstaaten für die 

Zwecke des einschlägigen Umweltrechts der Union davon ausgehen, dass diese 

Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie und die damit zusammenhängende 

Infrastruktur von überragendem öffentlichem Interesse sind und der öffentlichen 

Gesundheit und Sicherheit dienen, es sei denn, es gibt eindeutige Belege dafür, 

dass diese Projekte erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben, 

die nicht abgemildert oder ausgeglichen werden können, oder die Mitgliedstaaten 

beschließen, die Anwendung dieser Annahme in hinreichend begründeten und 

besonderen Umständen, beispielsweise aus Gründen der nationalen Verteidigung, 

einzuschränken. Wenn davon ausgegangen wird, dass solche Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie von überragendem öffentlichen Interesse sind 

und der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienen, könnten solche Projekte 

von einer vereinfachten Prüfung profitieren.



(45) Um eine reibungslose und wirksame Umsetzung der Bestimmungen dieser 

Richtlinie zu gewährleisten, unterstützt die Kommission die Mitgliedstaaten mittels 

des durch die Verordnung (EU) 2021/240 des Europäischen Parlaments und des 

Rates21 geschaffenen Instruments für technische Unterstützung, das 

maßgeschneidertes technisches Fachwissen für die Konzipierung und 

Durchführung von Reformen bereitstellt, einschließlich solcher, die die Nutzung 

von Energie aus erneuerbaren Quellen steigern, eine bessere Integration des 

Energiesystems fördern, spezifische Gebiete ermitteln, die sich besonders für die 

Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie eignen, und den 

Rahmen für die Genehmigung und die Genehmigungsverfahren für Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie straffen. Die technische Unterstützung umfasst 

beispielsweise die Stärkung der Verwaltungskapazitäten, die Harmonisierung der 

Rechtsrahmen und den Austausch über einschlägige bewährte Verfahren, wie 

etwa Ermöglichung und Begünstigung von Mehrfachnutzungen.

21 Verordnung (EU) 2021/240 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
10. Februar 2021 zur Schaffung eines Instruments für technische Unterstützung 
(ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 1).



(46) Es bedarf einer Energieinfrastruktur, um den erheblichen Ausbau der Erzeugung 

von Energie aus erneuerbaren Quellen zu unterstützen. Die Mitgliedstaaten sollten 

besondere Infrastrukturgebiete ausweisen können, in denen durch die Umsetzung 

von Netz- und Speicherprojekte, die für die Integration von erneuerbarer Energie 

in das Stromsystem erforderlich sind, keine erheblichen Umweltauswirkungen zu 

erwarten sind oder solche Auswirkungen angemessen abgemildert werden können, 

oder, wo dies nicht möglich ist, ausgegelichen werden können. 

Infrastrukturprojekte in diesen Gebieten können von einer Straffung der 

Umweltprüfungen profitieren. Wenn Mitgliedstaaten beschließen, solche Gebiete 

nicht auszuweisen, bleiben die im Rahmen des Umweltrechts der Union geltenden 

Prüfungen und Vorschriften anwendbar. Zur Ausweisung von 

Infrastrukturgebieten sollten die Mitgliedstaaten, auch im Wege der nationalen 

Gesetzgebung, einen oder mehrere Pläne erstellen, in dem die Gebiete sowie die 

Regeln und Minderungsmaßnahmen aufgeführt sind, die für die Projekte in jedem 

einzelnen Infrastrukturgebiet gelten. In den Plänen sollten der Umfang des 

ausgewiesenen Gebiets und die Art der abgedeckten Infrastrukturprojekte 

eindeutig angegeben werden. Jeder Plan sollte einer Umweltprüfung gemäß der 

Richtlinie 2001/42/EG unterzogen werden, um die Auswirkungen jeder Art von 

Projekt auf die ausgewiesenen einschlägigen Gebiete zu bewerten. Bei 

Netzprojekten in solchen ausgewiesenen Infrastrukturgebieten sollten Natura-

2000-Gebiete und Gebiete, die im Rahmen nationaler Programme zum Schutz der 

Natur und der biologischen Vielfalt ausgewiesen wurden, so weit wie möglich 

ausgespart werden, es sei denn, es gibt aufgrund der Besonderheiten von 

Netzprojekten keine verhältnismäßigen Alternativen für die Umsetzung dieser 

Projekte. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sollten die Mitgliedstaaten den 

Umstand berücksichtigen, dass die wirtschaftliche Tragfähigkeit, die 

Durchführbarkeit sowie die wirksame und beschleunigte Durchführung des 

Projekts gewährleistet sein müssen, um sicherzustellen, dass die zusätzlichen 

Kapazitäten zur Erzeugung erneuerbarer Energie umgehend in das Energiesystem 

integriert werden können, und din die Überlegungen einbeziehen, ob es in dem 

betreffenden Natura-2000-Gebiet oder Schutzgebiet bereits Infrastrukturprojekte 

unterschiedlicher Art gibt, die es ermöglichen würden, verschiedene 

Infrastrukturprojekte an einem Ort zu bündeln, was geringere 

Umweltauswirkungen zur Folge hätte. Im Rahmen besonderer Pläne für 



Speicherprojekte sollten Natura-2000-Gebiete stets ausgespart werden, da es bei 

der Wahl der Orte für ihre Ansiedlung weniger Einschränkungen gibt. In solchen 

Gebieten sollten die Mitgliedstaaten in begründeten Fällen die Möglichkeit haben, 

unter bestimmten Voraussetzungen Ausnahmen von bestimmten im Umweltrecht 

der Union vorgesehenen Prüfpflichten vorzusehen, z. B. wenn dies erforderlich ist, 

um den Netzausbau zur Unterstützung des Einsatzes erneuerbarer Energie zu 

beschleunigen, damit die Zielvorgaben für das Klima und erneuerbare Energie 

erreicht werden können. Wenn Mitgliedstaaten beschließen, von solchen 

Ausnahmen Gebrauch zu machen, sollten die spezifischen Projekte einem 

gestrafften Screening unterzogen werden, ähnlich dem in 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie vorgesehenen Screening, das 

auf vorhandenen Daten beruhen sollte. Ersuchen der jeweiligen zuständigen 

Behörde um zusätzliche verfügbare Informationen sollten keine neue Bewertung 

oder Datenerhebung erfordern. Werden bei einem solchen Screening Projekte 

ermittelt, bei denen mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche unvorhergesehene 

nachteilige Auswirkungen auftreten, sollte die zuständige Behörde sicherstellen, 

dass geeignete und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen oder, falls nicht 

verfügbar, Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden. Im Falle von 

Ausgleichsmaßnahmen kann die Projektentwicklung fortgesetzt werden, während 

Ausgleichsmaßnahmen ermittelt werden.



(47) Durch den Mangel an Fachkräften, insbesondere Installateuren und Konstrukteuren 

von Wärme- und Kältesystemen auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren 

Quellen, wird der Austausch von mit fossilen Brennstoffen betriebenen 

Heizungsanlagen gegen Anlagen auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren 

Quellen ausgebremst; dies ist ein erhebliches Hindernis bei der Integration von 

Energie aus erneuerbaren Quellen in Gebäuden, der Industrie und der 

Landwirtschaft. Die Mitgliedstaaten sollten mit den Sozialpartnern und Erneuerbare-

Energie-Gemeinschaften zusammenarbeiten, um abzuschätzen, wie viele Fachkräfte 

nötig sein werden. Hochwertige und wirksame Weiterbildungs- und 

Umschulungsstrategien sowie Ausbildungsprogramme und 

Zertifizierungsmöglichkeiten, mit denen die ordnungsgemäße Installation und der 

zuverlässige Betrieb eines breiten Spektrums von auf Energie aus erneuerbaren 

Quellen basierenden Wärme- und Kältesystemen sowie Speichertechnologie und 

Ladepunkten für Elektrofahrzeuge gewährleistet wird, sollten in ausreichender Zahl 

zur Verfügung gestellt und so konzipiert werden, dass Anreize für die 

Inanspruchnahme gesetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollten prüfen, welche 

Maßnahmen zu ergreifen sind, um mehr Menschen aus derzeit in den betreffenden 

Berufsfeldern unterrepräsentierten Gruppen für diese Tätigkeiten zu gewinnen. Um 

das Vertrauen der Verbraucher zu wahren und einen einfachen Zugang zu genau 

geeigneten Installations - und Konstruktionsfachkräften sicherzustellen, die die 

ordnungsgemäße Installation und den ordnungsgemäßen Betrieb von mit Energie aus 

erneuerbaren Quellen betriebenen Wärme- und Kältesystemen gewährleisten, sollte 

ein Verzeichnis der ausgebildeten und zertifizierten Installateure öffentlich 

zugänglich gemacht werden.



(48) Herkunftsnachweise sind ein wichtiges Instrument, um die Verbraucher zu 

informieren und für die weitere Verbreitung von Verträgen über den Bezug von 

erneuerbarer Energie zu sorgen. Daher sollte sichergestellt werden, dass die 

Ausstellung, der Handel, die Übertragung und die Verwendung von 

Herkunftsnachweisen in einem einheitlichen System mit angemessen 

standardisierten Zertifikaten, die in der gesamten Union gegenseitig anerkannt 

werden, erfolgen können. Um Personen, die Verträge über den Bezug erneuerbarer 

Energie abschließen, Zugang zu geeigneten Nachweisen zu gewähren, sollte zudem 

sichergestellt werden, dass alle damit verbundenen Herkunftsnachweise auf den 

Käufer übertragen werden können. Vor dem Hintergrund eines flexibleren 

Energiesystems und wachsender Nachfrage der Verbraucher wird ein 

innovativeres, digitaleres, technologisch fortschrittlicheres und zuverlässigeres 

Instrument zur Unterstützung und Dokumentierung der wachsenden Erzeugung 

von Energie aus erneuerbaren Quellen notwendig. Zur Erleichterung digitaler 

Innovationen in diesem Bereich sollten die Mitgliedstaaten gegebenenfalls die 

Ausstellung von Herkunftsnachweisen in Bruchteilen und mit einem Echtzeit-

Zeitstempel ermöglichen. Angesichts des Erfordernisses, die Position der 

Verbraucher zu stärken und zu einem höheren Anteil von Energie aus 

erneuerbaren Quellen an der Gasversorgung beizutragen, sollten die 

Mitgliedstaaten von den an das Gasversorgungsnetz angeschlossenen 

Gaslieferanten, die ihren Energiemix gegenüber den Endverbrauchern offenlegen, 

die Verwendung von Herkunftsnachweisen verlangen. 



(49) Die Entwicklung der Infrastruktur für Fernwärme- und Fernkältenetze sollte 

beschleunigt und darauf ausgerichtet werden, eine größere Bandbreite an Quellen für 

die Wärme- und Kälteversorgung mit Energie aus erneuerbaren Quellen effizient und 

flexibel zu nutzen, um den Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen zu steigern 

und die Integration des Energiesystems zu vertiefen. Daher ist es angezeigt, die Liste 

der erneuerbaren Energiequellen zu aktualisieren, die für Fernwärme und -kältenetze 

zunehmend eingesetzt werden sollten, und die Integration von 

Wärmeenergiespeicherung vorzuschreiben, die Flexibilität, höhere Energieeffizienz 

und einen kostengünstigeren Betrieb ermöglicht. 



(50) Da erwartet wird, dass die Zahl der Elektrofahrzeuge in der Union sich 2030 auf 

30 Millionen beläuft, ist es nötig sicherzustellen, dass sie voll und ganz zur 

Systemintegration von Strom aus erneuerbaren Quellen beitragen und damit auf 

kostenoptimale Weise einen höheren Anteil von Strom aus erneuerbaren Quellen 

ermöglichen können. Das Potenzial von Elektrofahrzeugen, Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen aufzunehmen, wenn ein Überangebot besteht, und sie bei 

Knappheit wieder in ein Netz einzuspeisen, um zur Systemintegration von Strom 

aus unsteten erneuerbaren Energiequellen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung 

einer sicheren und zuverlässigen Energieversorgung beizutragen, muss voll 

ausgeschöpft werden. Es ist daher angezeigt, spezifische Maßnahmen in Bezug auf 

Elektrofahrzeuge und Informationen über erneuerbare Energie und darüber, wie und 

wann erneuerbare Energie zugänglich ist, einzuführen, die diejenigen aus den 

Verordnungen (EU) …/…22+ und (EU) …/…23++ des Europäischen Parlaments und 

des Rates ergänzen. 

22 Verordnung (EU) 2023/… des Europäischen Parlaments und des Rates vom … über 
den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2014/94/EU (ABl. L …).

+ ABl.: Nummer der im Dokument PE-CONS 25/23 (2021/0223(COD)) enthaltenen 
Verordnung in den Text einfügen und die Nummer, das Datum, den Titel und die 
Amtsblattfundstelle der Richtlinie in die Fußnote einfügen.

23 Verordnung (EU) 2023/… des Europäischen Parlaments und des Rates vom ...
über Batterien und Altbatterien, zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG und der 

Verordnung (EU) 2019/1020  und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG (ABl. L 
…)

++ ABl.: Nummer der im Dokument PE-CONS 2/23 (2020/0353(COD)) enthaltenen 
Verordnung in den Text einfügen und die Nummer, das Datum, den Titel und die 
Amtsblattfundstelle der Richtlinie in die Fußnote einfügen.



(51) Gemäß der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des 

Rates24 und der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des 

Rates25 müssen die Mitgliedstaaten die Beteiligung der Laststeuerung durch 

Aggregierung gestatten und fördern und gegebenenfalls Verträge über 

dynamische Strompreise für Endkunden vorsehen. Damit die Laststeuerung 

einfacher weitere Anreize für die Aufnahme von Ökostrom schaffen kann, muss 

sie nicht nur auf dynamischen Preisen, sondern auch auf Signalen in Bezug auf 

die tatsächliche Durchdringung von Ökostrom im System beruhen. Daher müssen 

die Signale, die Verbraucher und Marktteilnehmer in Bezug auf den Anteil von 

Strom aus erneuerbaren Quellen und die Intensität der Treibhausgasemissionen 

des gelieferten Stroms erhalten, durch die Verbreitung spezieller Informationen 

verbessert werden. Die Verbrauchsmuster können dann auf der Grundlage der 

Durchdringung durch erneuerbare Energie und des Vorhandenseins von CO2-

freiem Strom in Verbindung mit einer Anpassung auf der Grundlage von 

Preissignalen angepasst werden. Dies würde dem Ziel dienen, die Einführung 

innovativer Geschäftsmodelle und digitaler Lösungen weiter zu unterstützen, die in 

der Lage sind, den Verbrauch an den Stand der erneuerbaren Energie im 

Stromnetz zu koppeln und somit Anreize für die richtigen Netzinvestitionen zur 

Unterstützung der Energiewende zu schaffen.

24 Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 54).

25 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 
2019 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur 
Änderung der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 125).



(52)  Damit die Flexibilitäts- und Regelreserveleistungen aus der Aggregierung 

dezentraler Speicheranlagen auf wettbewerbsfähige Art und Weise entwickelt 

werden, sollte der Echtzeit-Zugang zu grundlegenden Batterieinformationen wie dem 

Alterungszustand, dem Ladezustand, der Kapazität und den Leistungseinstellungen 

den Eigentümern oder Nutzern der Batterien und den in ihrem Namen handelnden 

Stellen wie Verwaltern von Gebäudeenergiesystemen, Anbietern von 

Mobilitätsdiensten und anderen Elektrizitätsmarktakteuren diskriminierungsfrei, 

gemäß den einschlägigen Datenschutzvorschriften und kostenlos zur Verfügung 

gestellt werden. Daher ist es angezeigt, Maßnahmen einzuführen, die den 

erforderlichen Zugang zu solchen Daten behandeln, um den Betrieb von Batterien für 

die Wohnumgebung und Elektrofahrzeugen im Zusammenhang mit der Integration 

zu erleichtern und die Bestimmungen zum Zugang zu Batteriedaten im 

Zusammenhang mit der Erleichterung der Umnutzung von Batterien nach der 

▌Verordnung (EU) .../...+ zu ergänzen. Die Bestimmungen über den Zugang zu 

Batteriedaten von Elektrofahrzeugen sollten zusätzlich zu den Bestimmungen des 

Unionsrechts über die Typgenehmigung von Fahrzeugen gelten.

+ ABl.: Nummer der im Dokument PE-CONS 2/2023 (2020/0353(COD)) 
enthaltenen Verordnung in den Text einfügen.



(53) Die steigende Anzahl an Elektrofahrzeugen im Straßen-, Schienen- und Seeverkehr 

sowie in anderen Verkehrsbereichen macht es erforderlich, Ladevorgänge zu 

optimieren und so zu steuern, dass es nicht zu Engpässen kommt, und die 

Verfügbarkeit von aus erneuerbaren Energiequellen gewonnenem Strom und 

niedrigen Strompreisen im System in vollem Umfang zu nutzen. Wenn intelligentes 

und bidirektionales Laden zur weiteren Marktdurchdringung von Strom aus 

erneuerbaren Quellen über Elektrofahrzeugflotten im Verkehr und im 

Elektrizitätssystem im Allgemeinen beitragen würde, sollte eine solche Funktion 

ebenfalls verfügbar gemacht werden. Mit Blick auf die lange Lebensdauer von 

Ladestationen sollten die Anforderungen an Ladeinfrastrukturen so aktualisiert 

werden, dass sie dem künftigen Bedarf gerecht werden und nicht zu Knebeleffekten 

bei der Entwicklung von Technologien und Diensten führen. 



(54) Ladepunkte, an denen Elektrofahrzeuge gewöhnlich längere Zeit geparkt sind, wie 

z. B. Stellplätze am Wohn- oder Arbeitsort, sind für die Integration des 

Energiesystems von großer Bedeutung. Intelligente und gegebenenfalls 

bidirektionale Ladefunktionen müssen deshalb sichergestellt werden. Der Betrieb 

nicht öffentlich zugänglicher Normalladeinfrastruktur ist dabei besonders wichtig 

für die Integration von Elektrofahrzeugen in das Elektrizitätssystem, da sich diese 

Infrastruktur dort befindet, wo Elektrofahrzeuge wiederholt längere Zeit geparkt 

werden, z. B. in Gebäuden mit beschränktem Zugang, auf Mitarbeiterparkplätzen 

oder an Stellplätzen, die an natürliche oder juristische Personen vermietet werden.

(55) Die Laststeuerung ist ausschlaggebend, um das intelligente Aufladen von 

Elektrofahrzeugen und damit die effiziente Integration von Elektrofahrzeugen in 

das Stromnetz zu ermöglichen, was für den Prozess der Dekarbonisierung des 

Verkehrs und für die Erleichterung der Integration des Energiesystems von 

entscheidender Bedeutung sein wird. Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten 

gegebenenfalls Initiativen zur Förderung der Laststeuerung durch 

Interoperabilität und Datenaustausch für Heiz- und Kühlsysteme, 

Wärmeenergiespeicher und andere relevante energiebezogene Geräte fördern.

(56) Nutzer von Elektrofahrzeugen, die mit Anbietern von 

Elektromobilitätsdienstleistungen und Elektrizitätsmarktteilnehmern Verträge 

schließen, sollten berechtigt sein, Informationen und Erläuterungen darüber zu 

erhalten, welchen Einfluss die Vertragsbedingungen auf die Nutzung ihres Fahrzeugs 

und den Alterungszustand der Fahrzeugbatterie haben▌. Anbieter von 

Elektromobilitätsdienstleistungen und Elektrizitätsmarktteilnehmer sollten den 

Nutzern von Elektrofahrzeugen klar darlegen, wie sie für die Flexibilitäts-, 

Regelreserve- und Speicherleistungen, die sie für das Elektrizitätssystem und den 

Elektrizitätsmarkt durch die Nutzung ihres Elektrofahrzeugs erbringen, vergütet 

werden. 



Zudem ist es erforderlich, für den Schutz der Verbraucherrechte der Nutzer von 

Elektrofahrzeugen beim Abschluss solcher Verträge zu sorgen, insbesondere was den 

Schutz personenbezogener Daten wie Standort und Fahrgewohnheiten im 

Zusammenhang mit der Nutzung ihres Fahrzeugs betrifft. In diesen Verträgen 

können auch die Präferenzen der Nutzer von Elektrofahrzeugen hinsichtlich der Art 

von Strom, die sie für die Nutzung in ihrem Elektrofahrzeug beziehen, und weitere 

Präferenzen aufgenommen werden. Es ist daher wichtig, dafür zu sorgen, dass die 

errichtete Ladeinfrastruktur möglichst effizient genutzt wird. Um das Vertrauen 

der Verbraucher in Elektromobilität zu erhöhen, ist es entscheidend, dass die 

Nutzer von Elektrofahrzeugen ihr Abonnement an mehreren Ladepunkten nutzen 

können. Zudem ermöglicht es dies dem vom Nutzer des Elektrofahrzeugs gewählten 

Dienstleister, das Elektrofahrzeug aufgrund der Planungssicherheit und durch 

Anreize, die auf den Präferenzen des Nutzers des Elektrofahrzeugs beruhen, optimal 

in das Elektrizitätssystem zu integrieren. Dies steht darüber hinaus im Einklang mit 

den Grundsätzen eines verbraucherzentrierten und prosumentenbasierten 

Energiesystems sowie dem Recht der Nutzer von Elektrofahrzeugen gemäß der 

Richtlinie (EU) 2019/944, als Endkunden ihren Versorger frei zu wählen. 



(57) Dezentrale Speicheranlagen, wie Batterien für die Wohnumgebung und 

Traktionsbatterien, bieten mithilfe der Aggregierung ein erhebliches Potenzial für 

Flexibilitäts- und Regelreserveleistungen für das Netz. Um die Entwicklung dieser 

Anlagen und Dienstleistungen zu unterstützen, sollten die rechtlichen 

Bestimmungen für den Anschluss und Betrieb der Speicheranlagen, z. B. in Bezug 

auf Entgelte, zeitliche Verpflichtungen und Anschlussspezifikationen, so gestaltet 

sein, dass das Potenzial aller Speicheranlagen vollständig gewahrt bleibt, 

insbesondere was das Potenzial kleiner und mobiler Anlagen sowie anderer 

Anlagen, wie etwa Wärmepumpen, Solarpaneele und Wärmespeicher betrifft, 

Flexibilitäts- und Regelreserveleistungen für das System zu erbringen und neben 

größeren ortsfesten Speicheranlagen die weitere Marktdurchdringung von 

erneuerbarem Strom zu unterstützen. Zusätzlich zu den in der Verordnung 

(EU) 2019/943 und der Richtlinie (EU) 2019/944 festgelegten allgemeinen 

Bestimmungen zur Verhinderung von Marktdiskriminierung sollten spezifische 

Anforderungen eingeführt werden, um die Beteiligung dieser Anlagen 

ganzheitlich anzugehen und bestehende Hindernisse und Barrieren zu beseitigen, 

um das Potenzial solcher Anlagen mit dem Ziel freizusetzen, die Dekarbonisierung 

des Elektrizitätssystems zu unterstützen und die Verbraucher in die Lage zu 

versetzen, sich aktiv an der Energiewende zu beteiligen.



(58) Grundsätzlich sollten die Mitgliedstaaten gleiche Wettbewerbsbedingungen für 

kleine dezentrale Stromerzeugungs- und -speichersysteme, auch durch Batterien 

und Elektrofahrzeuge, sicherstellen – einschließlich des Engpassmanagements 

und der Erbringung von Flexibilitäts- und Regelreserveleistungen, und zwar ohne 

Diskriminierung gegenüber anderen Stromerzeugungs- und -speichersystemen 

und ohne unverhältnismäßigen Verwaltungs- oder Regulierungsaufwand –, damit 

diese in der Lage sind, an den Strommärkten teilzunehmen. Die Mitgliedstaaten 

sollten Eigenverbraucher und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften ermutigen, 

sich aktiv an diesen Strommärkten zu beteiligen, indem sie Flexibilitätsleistungen 

durch Laststeuerung und Speicherung, auch durch Batterien und 

Elektrofahrzeuge, anbieten.

(59) Auf die Industrie entfallen 25 % des Energieverbrauchs in der Union sowie ein 

großer Teil der Wärme- und Kälteversorgung, die derzeit zu 91 % auf fossilen 

Brennstoffen basiert. 50 % des Wärme- und Kältebedarfs entfallen jedoch auf einen 

eher niedrigen Temperaturbereich (<200 °C), für den kosteneffiziente Optionen zur 

Versorgung mit erneuerbarer Energie zur Verfügung stehen, etwa durch 

Elektrifizierung und die direkte Nutzung erneuerbarer Energie. Zudem nutzt die 

Industrie nicht erneuerbare Quellen als Rohstoffe für die Herstellung von Produkten 

wie Stahl oder Chemikalien. Die Investitionsentscheidungen der Industrie von heute 

bestimmen, welche Industrieverfahren und Energieversorgungsoptionen die Industrie 

künftig in Betracht ziehen kann, und müssen daher zukunftssicher sein, wobei es das 

Entstehen verlorener Vermögenswerte zu verhindern gilt. 



Es sollten daher Bezugswerte eingeführt werden, um Anreize für die Industrie zu 

schaffen, auf Produktionsverfahren auf der Grundlage erneuerbarer Energie 

umzustellen – nicht nur in Bezug auf die Energieversorgung, sondern auch durch 

Nutzung von Rohstoffen, die auf erneuerbarer Energie basieren, wie z. B. 

erneuerbarem Wasserstoff. Die Mitgliedstaaten sollten nach Möglichkeit die 

Elektrifizierung industrieller Verfahren fördern, z. B. für Niedertemperatur-

Industriewärme. Zudem sollten die Mitgliedstaaten die Verwendung einer 

gemeinsamen Methodik für die Kennzeichnung von Produkten fördern, die ganz 

oder teilweise mithilfe erneuerbarer Energie oder erneuerbarer Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs hergestellt wurden, wobei die bestehenden Methoden der Union 

für die Kennzeichnung von Produkten und ihre Initiativen für nachhaltige Produkte 

zu berücksichtigen sind. Dies würde es erleichtern, Verbrauchertäuschung zu 

verhindern, und das Vertrauen der Verbraucher stärken. Angesichts der Präferenzen 

der Verbraucher für Produkte, die zu Umwelt- und Klimazielen beitragen, würde dies 

auch die Entwicklung der Marktnachfrage nach diesen Produkten stimulieren.

(60) Um die Abhängigkeit der Union von fossilen Brennstoffen und deren Einfuhr zu 

verringern, sollte die Kommission auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten 

gemeldeten Daten eine Unionsstrategie für importierten und heimischen 

Wasserstoff entwickeln.



(61) Erneuerbare Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs können für energetische Zwecke, 

aber auch für nichtenergetische Zwecke genutzt werden, z. B. als Einsatzstoffe oder 

Rohstoffe in Branchen wie der Stahl- oder der Chemieindustrie. Werden erneuerbare 

Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs für beide Zwecke eingesetzt, so wird ihr 

Potenzial, fossile Brennstoffe als Einsatzstoffe zu ersetzen und die 

Treibhausgasemissionen in Industrieprozessen, die schwer zu elektrifizieren sind, 

zu senken, vollständig erschlossen, was bei der Zielvorgabe für die Nutzung 

erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs berücksichtigt werden sollte. 

Nationale Maßnahmen zur Förderung der Nutzung erneuerbarer Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs in jenen Industriezweigen, die schwer zu elektrifizieren sind, 

sollten nicht dazu führen, dass die Umweltverschmutzung letztlich zunimmt, da der 

höhere Strombedarf mithilfe der umweltschädlichsten fossilen Brennstoffe wie 

Steinkohle, Diesel, Braunkohle, Torf und Ölschiefer gedeckt wird. Der Verbrauch 

von Wasserstoff in industriellen Verfahren, bei denen Wasserstoff als 

Nebenprodukt hergestellt oder aus einem Nebenprodukt gewonnen wird, das sich 

nur schwer durch erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs ersetzen 

lässt, sollte von dieser Zielvorgabe ausgenommen werden. Wasserstoff, der zur 

Herstellung von Kraftstoffen im Verkehrssektor verbraucht wird, fällt unter die 

Verkehrszielvorgaben für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs.



(62) In der Wasserstoffstrategie der Union, die in der Mitteilung der Kommission vom 

8. Juli 2020 mit dem Titel „Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa“ 

dargelegt wurde, wird anerkannt, dass bestehende Wasserstofferzeugungsanlagen, 

die nachgerüstet wurden, um ihre Treibhausgasemissionen zu verringern, bei der 

Verwirklichung der ehrgeizigeren Klimaziele für 2030 eine wichtige Rolle spielen. 

Vor dem Hintergrund dieser Strategie und im Zuge der im Rahmen des mit Artikel 

10a Absatz 8 der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates26 eingerichteten Innovationsfonds der Union durchgeführten Aufforderung 

zur Einreichung von Projektvorschlägen haben Vorreiter 

Investitionsentscheidungen im Hinblick auf die Nachrüstung bereits bestehender 

Wasserstofferzeugungsanlagen auf der Grundlage der Technologie zur 

Methanumwandlung mit Wasserdampf getroffen mit dem Ziel, die 

Wasserstofferzeugung zu dekarbonisieren. Bei der Berechnung des Nenners des 

Beitrags erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs, die für 

Endenergieverbrauchszwecke und nichtenergetische Zwecke in der Industrie 

verwendet werden, sollte Wasserstoff, der in nachgerüsteten Produktionsanlagen 

auf der Grundlage der Technologie zur Methanumwandlung mit Wasserdampf 

hergestellt wird, für die vor Inkrafttreten dieser Richtlinie ein Beschluss der 

Kommission im Hinblick auf die Gewährung einer Finanzhilfe aus dem 

Innovationsfonds veröffentlicht wurde und mit der eine durchschnittliche 

jährliche Verringerung der Treibhausgasemissionen um 70 % erreicht wird, nicht 

berücksichtigt werden.

26 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 
Oktober 2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32).



(63) Darüber hinaus sollte anerkannt werden, dass der Ersatz von Wasserstoff, der bei 

der Dampfreformierung von Methan erzeugt wird, für bestimmte bestehende 

integrierte Ammoniakproduktionsanlagen besondere Herausforderungen mit sich 

bringen könnte. Er würde den Umbau dieser Produktionsanlagen erfordern, was 

je nach den spezifischen nationalen Gegebenheiten und der Struktur ihrer 

Energieversorgung erhebliche Anstrengungen durch die Mitgliedstaaten erfordern 

würde.

(64) Um das Ziel der Union zu erreichen, bis 2050 klimaneutral zu werden und die 

Industrie der Union zu dekarbonisieren, sollten die Mitgliedstaaten die Nutzung 

nichtfossiler Energiequellen mit der Nutzung erneuerbarer Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs im Rahmen ihrer spezifischen nationalen Gegebenheiten und 

ihres Energiemixes kombinieren können. In diesem Zusammenhang sollten die 

Mitgliedstaaten die Zielvorgabe für die Nutzung erneuerbarer Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs in der Industrie verringern können, sofern sie einen 

begrenzten Anteil an Wasserstoff oder seinen Derivaten aus fossilen Brennstoffen 

verbrauchen und sich auf dem Weg zu ihrem erwarteten nationalen Beitrag gemäß 

der Formel in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1999 befinden.

(65) Ambitioniertere Ziele im Wirtschaftszweig Wärme und Kälte sind entscheidend, um 

das Gesamtziel für Energie aus erneuerbaren Quellen zu erreichen, da auf die 

Wärme- und Kälteversorgung rund die Hälfte des Energieverbrauchs in der Union 

entfällt und sie ein breites Spektrum an Endverwendungszwecken und an 

Technologie in Gebäuden, der Industrie sowie der Fernwärme- und ‑kälteversorgung 

umfasst. Zur Beschleunigung der Verbreitung erneuerbarer Energie im Sektor der 

Wärme- und Kälteversorgung sollte eine jährliche Steigerung um eine Mindestzahl 

von Prozentpunkten auf nationaler Ebene als verbindliche Zielvorgabe für alle 

Mitgliedstaaten festgelegt werden. 



Der für alle Mitgliedstaaten geltende durchschnittliche jährliche Mindestanstieg 

vom 0,8 Prozentpunkte zwischen 2021 und 2025 und um 1,1 Prozentpunkte 

zwischen 2026 und 2030 bei der Wärme- und Kälteerzeugung sollte durch 

zusätzliche indikative Erhöhungen oder Aufstockungen ergänzt werden, die 

speziell für jeden Mitgliedstaat berechnet werden, um einen durchschnittlichen 

Anstieg um 1,8 Prozentpunkte auf Unionsebene zu erreichen. Diese für die 

einzelnen Mitgliedstaaten spezifischen zusätzlichen indikativen Erhöhungen oder 

„Aufstockungen“ zielen darauf ab, die zusätzlichen Anstrengungen, die erforderlich 

sind, um den für 20230 angestrebten Anteil am Energie aus erneuerbaren Quellen zu 

erreichen, auf der Grundlage des Bruttoinlandsprodukts und der Kosteneffizienz auf 

die Mitgliedstaaten umzuverteilen und den Mitgliedstaaten eine Richtschnur dafür 

zu geben, was ein ausreichendes Maß an Energie aus erneuerbaren Quellen für 

den Einsatz in diesem Sektor sein könnte. Die Mitgliedstaaten sollten im Einklang 

mit dem Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“ eine Bewertung der 

potenziellen Energiegewinnung aus erneuerbaren Quellen im Wirtschaftszweig 

Wärme und Kälte und der potenziellen Nutzung von Abwärme und ‑kälte 

durchführen. Die Mitgliedstaaten sollten zwei oder mehr Maßnahmen aus der Liste 

der Maßnahmen umsetzen, um die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energie an 

der Wärme- und Kälteversorgung zu unterstützen. Wenn die Mitgliedstaaten diese 

Maßnahmen beschließen und umsetzen, sollten sie sicherstellen, dass diese 

Maßnahmen allen Verbrauchern zugänglich sind, insbesondere Verbrauchern in 

einkommensschwachen oder bedürftigen Haushalten. 



(66) Damit mit der zunehmenden Bedeutung der Fernwärme- und Fernkälteversorgung 

auch die Verbraucher besser informiert werden, sollte die Transparenz in Bezug auf 

den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen und der Energieeffizienz 

Systeme zur Fernwärme- und Fernkälteversorgung weiter geklärt und verbessert 

werden. 

(67) Moderne, auf Energie aus erneuerbaren Quellen gestützte Fernwärme- und 

Fernkältesysteme haben ihr Potenzial als kosteneffiziente Lösungen für die 

Integration von Energie aus erneuerbaren Quellen, eine höhere Energieeffizienz und 

die Integration des Energiesystems bei gleichzeitiger Förderung der 

Dekarbonisierung des Wirtschaftszweigs Wärme und Kälte insgesamt bereits unter 

Beweis gestellt. Damit dieses Potenzial genutzt wird, sollte die jährliche Steigerung 

des Anteils der Energie aus erneuerbaren Quellen oder des Anteils der Abwärme und 

-kälte an der Fernwärme- und Fernkälteversorgung von 1 Prozentpunkt auf 

2,2 Prozentpunkte angehoben werden; angesichts der ungleichen Entwicklung dieser 

Netze in der Union sollte es sich dabei jedoch weiterhin um einen Richtwert handeln.

(68) Da die Bedeutung der Fernwärme- und Fernkälteversorgung gestiegen ist und diese 

Netze auf die Integration eines höheren Anteils von Energie aus erneuerbaren 

Quellen ausgerichtet werden müssen, sollten die Betreiber von Fernwärme- und 

Fernkältesystemen dazu angehalten werden, Drittanbietern von Energie aus 

erneuerbaren Quellen und von Abwärme und -kälte Zugang zu Fernwärme- oder 

Fernkältesystemen mit einer Leistung von mehr als 25 MW zu gewähren.



(69) Wärme- und Kältesysteme, insbesondere Fernwärme- und Fernkältesysteme, 

tragen zunehmend zur Stabilisierung des Stromnetzes bei, indem sie eine 

zusätzliche Nachfrage nach variabler Elektrizität aus erneuerbaren Quellen wie 

Wind- und Solarenergie generieren, sofern diese Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen reichlich verfügbar und kostengünstig ist und ansonsten nur 

eingeschränkt verfügbar wäre. Die Stabilisierung kann durch den Einsatz 

hochgradig effizienter elektrisch betriebener Wärme- und Kälteerzeuger wie 

Wärmepumpen erreicht werden, vor allem wenn diese Wärme- und Kälteerzeuger 

mit großen Wärmespeichern gekoppelt sind, insbesondere in der Fernwärme- und 

Fernkälteversorgung oder in der individuellen Wärmeversorgung, wenn die 

Größenvorteile und Systemeffizienz der Fernwärme- und Fernkälteversorgung 

nicht verfügbar sind. Wärmepumpen bieten einen doppelten Vorteil, da sie – 

erstens – die Energieeffizienz erheblich steigern, was mit erheblichen Energie- 

und Kosteneinsparungen für die Verbraucher verbunden ist, und –zweitens – 

Energie aus erneuerbaren Quellen durch eine stärkere Nutzung von 

geothermischer Energie und Umgebungsenergie integrieren. Um weitere Anreize 

für die Nutzung von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen für die Wärme- und 

Kälteversorgung und Wärmespeicher zu schaffen, insbesondere durch den Einsatz 

von Wärmepumpen, sollte es den Mitgliedstaaten gestattet werden, Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen, mit dem diese Wärme- und Kälteerzeuger einschließlich 

Wärmepumpen betrieben werden, auf den bindenden Wert und den Richtwert für 

die jährliche Steigerung beim Anteil der Wärme- und Kälteversorgung sowie der 

Fernwärme- und Fernkälteversorgung anzurechnen.



(70) Abwärme und -kälte werden trotz ihrer breiten Verfügbarkeit noch zu wenig genutzt; 

die Folgen sind Ressourcenverschwendung, eine zu geringe Energieeffizienz in den 

nationalen Energiesystemen und ein unnötig hoher Energieverbrauch in der Union. 

Sofern die Abwärme und ‑kälte auf effiziente Fernwärme und ‑kälte zurückgeht, 

sollten Abwärme und ‑kälte zur teilweisen Erfüllung der Zielvorgaben für 

erneuerbare Energie in Gebäuden, in der Industrie und der Wärme- und 

Kälteversorgung und zur vollständigen Erfüllung der Zielvorgaben für die 

Fernwärme- und Fernkälteversorgung angerechnet werden dürfen. So könnten 

Synergieeffekte zwischen Energie aus erneuerbaren Quellen und Abwärme und 

‑kälte in Fernwärme- und -kältenetzen genutzt werden, indem die wirtschaftlichen 

Gründe für Investitionen in die Modernisierung und den Ausbau dieser Netze 

gestärkt werden. Die ausdrückliche Einbeziehung von Abwärme in den 

Bezugswert für erneuerbare Energie in der Industrie sollte nur für Abwärme oder 

‑kälte akzeptabel sein, die über einen Fernwärme- und Fernkältebetreiber von 

einem anderen Industriestandort oder einem anderen Gebäude geliefert wird, 

wobei sichergestellt wird, dass die Wärme- oder Kälteversorgung die 

Haupttätigkeit des Betreibers darstellt und die angerechnete Abwärme klar von der 

internen Abwärme unterschieden wird, die innerhalb desselben oder eines 

verbundenen Unternehmens oder derselben Gebäude zurückgewonnen wird. 



(71) Damit Fernwärme und -kälte vollständig in die Integration des Wirtschaftszweigs 

Energie einbezogen werden, ist es erforderlich, in die Zusammenarbeit mit 

Stromverteilernetzbetreibern auch Stromübertragungsnetzbetreiber einzubeziehen 

und dabei auch die Netzinvestitionsplanung und die Märkte zu berücksichtigen, um 

das Potenzial der Fernwärme und -kälte für die Erbringung von 

Flexibilitätsleistungen in den Elektrizitätsmärkten zu erschließen. Zudem sollte eine 

breitere Zusammenarbeit mit den Betreibern von Gasnetzen, einschließlich 

Wasserstoffnetzen und weiteren Energienetzen, ermöglicht werden, damit 

unterschiedliche Energieträger breiter integriert und möglichst kosteneffizient 

genutzt werden können. Zudem könnten durch Anforderungen bezüglich einer 

engeren Abstimmung zwischen den Betreibern von Fernwärme- und 

Fernkältenetzen, der Industrie und dem tertiären Sektor sowie lokalen 

Gebietskörperschaften der erforderliche Dialog und die erforderliche 

Zusammenarbeit vorangebracht werden, um das Potenzial für eine 

kosteneffiziente Abwärme- und Abkälteversorgung mithilfe von Fernwärme- und 

Fernkältesystemen zu erschließen.

(72) Durch die Nutzung erneuerbarer Kraftstoffe und von Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen im Verkehr kann zu einer kosteneffizienten Dekarbonisierung des Verkehrs 

der Union beigetragen und unter anderem die Diversifizierung der 

Energieversorgung in diesem Wirtschaftszweig unterstützt werden; gleichzeitig 

können so Innovation, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung in der Union 

gefördert und die Abhängigkeit von Energieeinfuhren verringert werden. Im 

Hinblick auf die Umsetzung durch die Verordnung (EU) 2021/1119 festgelegten 

höheren Zielvorgabe für die Einsparungen von Treibhausgasemissionen sollten alle 

Verkehrsträger in der Union verstärkt mit Energie aus erneuerbaren Quellen versorgt 

werden. 



Wenn den Mitgliedstaaten gestattet wird, zwischen einer als Zielvorgabe für den 

Verkehr in Bezug auf die Verringerung der Treibhausgasintensität ausgedrückten 

Zielvorgabe und einer als Anteil am Verbrauch von Energie aus erneuerbaren 

Quellen ausgedrückten Zielvorgabe zu wählen, erhalten die Mitgliedstaaten ein 

angemessenes Maß an Flexibilität bei der Gestaltung ihrer Maßnahmen zur 

Dekarbonisierung des Verkehrs. Darüber hinaus würde durch die Einführung 

einer kombinierten energiebasierten Zielvorgabe für fortschrittliche Biokraftstoffe 

und Biogas und durch die Einführung einer Zielvorgabe für erneuerbare Kraftstoffe 

nicht biogenen Ursprungs einschließlich eines Mindestanteils für erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs sichergestellt, dass für Verkehrsträger, die 

sich nur schwer elektrifizieren lassen, wie den See- und Luftverkehr, verstärkt 

erneuerbare Kraftstoffe mit möglichst geringen Umweltauswirkungen eingesetzt 

werden. Um die Umstellung auf andere Kraftstoffe im Seeverkehr einzuleiten, 

sollten die Mitgliedstaaten mit Seehäfen darauf hinwirken, dass der Anteil 

erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs an der Gesamtmenge der dem 

Seeverkehrssektor gelieferten Energie ab 2030 tatsächlich mindestens 1,2 % 

beträgt. Die Umsetzung dieser Zielvorgaben sollte durch Verpflichtungen für die 

Kraftstoffanbieter sowie durch andere Maßnahmen gemäß den ▌Verordnungen (EU) 

…/… 27+ und ▌(EU) …/… 28++ des Europäischen Parlaments und des Rates 

sichergestellt werden. Spezifische Verpflichtungen für Flugzeugtreibstoffanbieter 

sollten nur im Einklang mit der ▌Verordnung (EU) …/…+++ auferlegt werden.

27 Verordnung (EU) 2023/... des Europäischen Parlaments und des Rates vom ... über 
die Nutzung erneuerbarer und kohlenstoffarmer Kraftstoffe im Seeverkehr und zur 
Änderung der Richtlinie 2009/16/EG (ABl. L …).  

+ ABl.: Im Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 26/23 (2021/0210(COD)) 
enthaltenen Verordnung und in der Fußnote die Nummer, das Datum, den Titel 
und die Amtsblattfundstelle der genannten Richtlinie einfügen.

28 Verordnung (EU) 2023/... des Europäischen Parlaments und des Rates vom ... zur 
Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für einen nachhaltigen 
Luftverkehr  

(Initiative „ReFuelEU Aviation“) (ABl. L …).  
++ ABl.: Im Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 29/23 (2021/0205 (COD)) 

enthaltenen Verordnung und in der Fußnote die Nummer, das Datum, den Titel 
und die Amtsblattfundstelle der genannten Richtlinie einfügen.

+++ ABl.: Im Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 29/23 (2021/0205(COD)) 
enthaltenen Verordnung einfügen.



(73) Als Maßnahme zur Förderung der verstärkten Versorgung mit erneuerbaren 

Kraftstoffen in dem schwer zu dekarbonisierenden Wirtschaftszweig des Bunkerns 

im internationalen Seeverkehr sollte bei der Berechnung der Zielvorgaben für den 

Verkehr die Menge an erneuerbaren Kraftstoffen, die Bunkern im internationalen 

Seeverkehr geliefert wird, in die Berechnung des Endverbrauchs von Energie aus 

erneuerbaren Quellen im Verkehr einbezogen werden, und dementsprechend sollte 

die Menge an Kraftstoffen, die Bunkern im internationalen Seeverkehr geliefert 

wird, in den Endverbrauch von Energiequellen im Verkehr einbezogen werden. 

Bei einigen Mitgliedstaaten ist der Anteil des Seeverkehrs am 

Bruttoendenergieverbrauch jedoch hoch. Angesichts der derzeitigen Technologie- 

und Regelungszwänge, durch die die kommerzielle Nutzung von Biokraftstoffen 

im Seeverkehrssektor verhindert wird, ist es angezeigt, den Mitgliedstaaten 

abweichend von der Anforderung, die gesamte dem Seeverkehrssektor gelieferte 

Energiemenge zu einzubeziehen, zur Berechnung der spezifischen Ziele für den 

Verkehr zu erlauben, die dem Seeverkehrssektor gelieferte Energie auf 13 % des 

Bruttoendenergieverbrauchs in einem Mitgliedstaat zu begrenzen. Für 

Inselmitgliedstaaten, in denen der Bruttoendenergieverbrauch im 

Seeverkehrssektor unverhältnismäßig hoch ist, d. h. mehr als ein Drittel des 

Bruttoendenergieverbrauchs des Straßen- und Schienenverkehrs ausmacht, sollte 

die Obergrenze 5 % betragen. Bei der Berechnung der Gesamtzielvorgabe für 

erneuerbare Energie und unter Berücksichtigung der besonderen Merkmale des 

Bunkerns im internationalen Seeverkehr sollten die diesem Wirtschaftszweig 

gelieferten Kraftstoffe jedoch nur dann in den Bruttoendenergieverbrauch eines 

Mitgliedstaats einbezogen werden, wenn sie erneuerbare Kraftstoffe sind.



(74) Die Elektromobilität ist bei der Dekarbonisierung des Verkehrs von entscheidender 

Bedeutung. Die Mitgliedstaaten sollten, um die weitere Entwicklung der 

Elektromobilität zu fördern, einen Gutschriftmechanismus einführen, der es den 

Betreibern öffentlich zugänglicher Ladepunkte ermöglicht, durch die Lieferung von 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen zur Erfüllung der Verpflichtungen beizutragen, 

die die Mitgliedstaaten Kraftstoffanbietern auferlegt haben. Die Mitgliedstaaten 

sollten private Ladepunkte in diesen Gutschriftmechanismus einbeziehen können, 

sofern nachgewiesen werden kann, dass die Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, 

die diesen privaten Ladepunkten geliefert wird, ausschließlich Elektrofahrzeugen 

bereitgestellt wird. Neben der Förderung der Elektromobilität im Verkehr mit 

solchen Gutschriftmechanismen müssen die Mitgliedstaaten jedoch auch weiterhin 

ambitionierte Ziele für die Dekarbonisierung ihres Mix an flüssigen Kraftstoffen 

festlegen, insbesondere in schwer zu dekarbonisierenden Bereichen des Verkehrs, 

etwa im See- und Luftverkehr, wo eine unmittelbare Elektrifizierung sehr viel 

schwieriger ist.

(75) Erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs, darunter auch erneuerbarer 

Wasserstoff, können als Einsatzstoff oder Energiequelle in industriellen und 

chemischen Prozessen und im und See- und Luftverkehr eingesetzt werden, 

wodurch Wirtschaftszweige dekarbonisiert werden, in denen eine unmittelbare 

Elektrifizierung technisch nicht möglich oder nicht wettbewerbsfähig ist. Sie 

können auch, wo es notwendig ist, als Energiespeicher für Ausgleichsenergie im 

Energiesystem genutzt werden, weshalb ihnen bei der Integration der 

Energiesysteme erhebliche Bedeutung zukommt.



(76) Die Maßnahmen der Union im Bereich der Energie aus erneuerbaren Quellen sollen 

dazu beitragen, die Klimaschutzziele der Union in Bezug auf die Verringerung der 

Treibhausgasemissionen zu erreichen. Dabei ist es unabdingbar, zu breiter gefassten 

Umweltzielen beizutragen, insbesondere was die Prävention eines weiteren Verlusts 

an biologischer Vielfalt betrifft, der durch indirekte Landnutzungsänderungen für die 

Erzeugung bestimmter Biokraftstoffe, flüssiger Biobrennstoffe und Biomasse-

Brennstoffe verschärft wird. Der Beitrag zu diesen Klima- und Umweltzielen ist seit 

langer Zeit ein großes generationenübergreifendes Anliegen der Unionsbürgerinnen 

und Unionsbürger und der Gesetzgebungsorgane der Union. Die Union sollte daher 

diese Brennstoffe in Mengen fördern, mit denen für Ausgewogenheit zwischen 

dem notwendigen Anspruchsniveau und dem Erfordernis, keinen Beitrag zu 

direkten und indirekten Landnutzungsänderungen zu leisten, gesorgt wird. Die 

▌Art und Weise, in der die Zielvorgabe für den Verkehr berechnet wird, sollten ▌die 

Grenzwerte unberührt lassen, die für die Anrechnung auf die Zielvorgabe für 

bestimmte aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen gewonnene Brennstoffe sowie für 

Brennstoffe mit hohem Risiko indirekter Landnutzungsänderungen festgelegt 

wurden. Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten, um keine Anreize für die 

Nutzung von aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen gewonnenen Biokraftstoffen 

und Biogasen im Verkehr zu schaffen und den durch den Krieg gegen die Ukraine 

bedingten Auswirkungen auf die Lebens- und Futtermittelversorgung Rechnung 

zu tragen, auch weiterhin entscheiden können, ob sie aus Nahrungs- und 

Futtermittelpflanzen gewonnene Biokraftstoffe und Biogase hinsichtlich der 

Zielvorgabe für den Verkehr anrechnen. 



Wenn sie sie nicht anrechnen, sollten die Mitgliedstaaten entscheiden können, die 

energiebasierte Zielvorgabe entsprechend zu verringern oder die Zielvorgabe für 

die Treibhausgasintensität entsprechend zu verringern, wobei angenommen wird, 

dass durch die aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen hergestellten Biokraftstoffe 

50 % der Treibhausgasemissionen eingespart werden; dies entspricht den üblichen 

Werten, die in einem Anhang dieser Richtlinie für die 

Treibhausgasemissionseinsparungen in Bezug auf die relevantesten 

Produktionswege für aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen hergestellte 

Biokraftstoffe aufgeführt sind, sowie dem Mindestschwellenwert für 

Treibhausgasemissionseinsparungen, der für die meisten Anlagen zur Herstellung 

dieser Biokraftstoffe gilt. 

(77) Damit durch die Verwendung von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen und 

Biomasse-Brennstoffen immer mehr Treibhausgasemissionen eingespart werden 

und potenziellen indirekten Auswirkungen der Förderung solcher Kraft- und 

Brennstoffe wie der Entwaldung entgegengewirkt wird, sollte die Kommission den 

maximalen Prozentsatz der durchschnittlichen jährlichen Ausdehnung der 

weltweiten Produktionsfläche mit hohem Kohlenstoffbestand auf der Grundlage 

objektiver und wissenschaftlicher Kriterien unter Berücksichtigung der Klimaziele 

und -verpflichtungen der Union überprüfen und erforderlichenfalls auf der 

Grundlage der Ergebnisse ihrer Überprüfung einen neuen Schwellenwert 

vorschlagen. Darüber hinaus sollte die Kommission die Möglichkeit prüfen, einen 

beschleunigten Zielpfad zu entwickeln, um den Beitrag solcher Kraft- und 

Brennstoffe zu den Zielvorgaben für erneuerbare Energie schrittweise zu 

verringern, damit die Treibhausgasemissionseinsparungen maximiert werden. 



(78) Die Festlegung einer Zielvorgabe für den Verkehr als Zielvorgabe für die 

Verringerung der Treibhausgasintensität macht es erforderlich, eine Methode 

vorzulegen, bei der berücksichtigt wird, dass bei verschiedenen Arten von Energie  

aus erneuerbaren Quellen unterschiedliche Mengen an Treibhausgasemissionen 

eingespart werden und dabei in unterschiedlichem Maße zur Erreichung der 

jeweiligen Zielvorgabe beigetragen wird. Es sollte angenommen werden, dass 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen keine Treibhausgasemissionen aufweist, 

sodass im Vergleich zu Elektrizität aus fossilen Brennstoffen 100 % der 

Treibhausgasemissionen eingespart werden. Dadurch werden Anreize für die 

Nutzung von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen geschaffen, da mit erneuerbaren 

Kraftstoffen und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen solch hohe 

Treibhausgasemissionseinsparungen nicht erreicht werden dürften. Eine auf 

erneuerbare Quellen gestützte Elektrifizierung wäre somit die effizienteste Art und 

Weise der Dekarbonisierung des Straßenverkehrs. Zur Förderung der Nutzung von 

▌erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs in den Bereichen Luftverkehr 

und Seeverkehrsträger, die schwer zu elektrifizieren sind, ist es darüber hinaus 

angezeigt, einen Multiplikator für die Kraftstoffe dieser Verkehrsträger bei ihrer 

Anrechnung hinsichtlich der spezifischen Zielvorgaben für diese Kraftstoffe 

einzuführen.



(79) Durch die direkte Elektrifizierung von Endverbrauchswirtschaftszweigen 

einschließlich des Verkehrs wird die Systemeffizienz erhöht und der Übergang zu 

einem auf Energie aus erneuerbaren Quellen gestützten Energiesystem gefördert. 

Daher handelt es sich dabei per se um ein wirksames Mittel zur Verringerung der 

Treibhausgasemissionen. Es ist folglich nicht erforderlich, speziell für Elektrizität 

aus erneuerbaren Quellen, mit dem Elektrofahrzeuge im Verkehr versorgt werden, 

einen Rahmen für die Zusätzlichkeit zu schaffen. Darüber hinaus können mit 

Solarstrom betriebene Elektrofahrzeuge einen entscheidenden Beitrag zur 

Dekarbonisierung des europäischen Verkehrssektors leisten. 

(80) Da erneuerbare Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs unabhängig von dem 

Wirtschaftszweig, in dem sie verbraucht werden, als Energie aus erneuerbaren 

Quellen anzurechnen sind, sollten die Regeln für die Ermittlung, ob es sich bei mit 

Elektrizität hergestellten Brennstoffen um erneuerbare Brennstoffe handelt, die 

bisher für derlei Kraftstoffe nur bei ihrem Verbrauch im Verkehr galten, unabhängig 

von dem Wirtschaftszweig, in dem sie verbraucht werden, auf alle erneuerbaren 

Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs angewandt werden.



(81) Erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs sind wichtig, um den Anteil 

von Energie aus erneuerbaren Quellen in Wirtschaftszweigen zu erhöhen, die 

voraussichtlich langfristig auf gasförmige und flüssige Kraftstoffe angewiesen 

sind, etwa bei industriellen Anwendungen und im Schwerlastverkehr. Bis zum 

1. Juli 2028 sollte die Kommission die Auswirkungen der Methode bewerten, nach 

der festgelegt wird, wann Elektrizität, die zur Herstellung erneuerbarer Kraftstoffe 

nicht biogenen Ursprungs verwendet wird, vollständig als Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen gelten kann, einschließlich der Auswirkungen der 

Zusätzlichkeit und der zeitlichen und geografischen Korrelation auf die 

Produktionskosten, die Treibhausgasemissionseinsparungen und das 

Energiesystem, und dem Europäischen Parlament und dem Rat darüber Bericht 

erstatten. In diesem Bericht sollten insbesondere die Auswirkungen dieser 

Methode auf die Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit von erneuerbaren 

Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs für dies Sektoren Industrie und Verkehr 

und auf die Fähigkeit der Union, ihre Zielvorgaben für erneuerbare Kraftstoffe 

nicht biogenen Ursprungs zu erreichen, bewertet werden, wobei der Strategie der 

Union für importierten und einheimischen Wasserstoff Rechnung zu tragen ist 

und gleichzeitig der Anstieg der Treibhausgasemissionen im Wirtschaftszweig 

Elektrizitätserzeugung und im Energiesystem insgesamt zu minimieren sind. 



Stellt sich aufgrund dieses Berichts heraus, dass die Methode nicht ausreicht, um 

für eine ausreichende Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit zu sorgen, und dass 

sie nicht wesentlich zu Treibhausgasemissionseinsparungen, zur Integration des 

Energiesystems und zur Erreichung der Zielvorgaben der Union für 2030 für 

erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs beitragen, so überprüft die 

Kommission die Methode der Union und erlässt erforderlichenfalls einen 

delegierten Rechtsakt, in dem sie die Methode durch die notwendigen 

Anpassungen der Kriterien ändert, um den Ausbau der Wasserstoffindustrie zu 

begünstigen.

(82) Zur Steigerung der Umweltwirksamkeit der Unionskriterien für die Nachhaltigkeit 

und für Treibhausgasemissionseinsparungen bei festen Biomasse-Brennstoffen in 

Anlagen zur Wärme-, Strom- und Kälteversorgung sollte der untere Schwellenwert 

für die Anwendbarkeit dieser Kriterien von derzeit 20 MW auf 7,5 MW gesenkt 

werden. 



(83) Mit der Richtlinie (EU) 2018/2001 wurde der Rahmen für die Nachhaltigkeit von 

Bioenergie und die Treibhausgasemissionseinsparungen durch die Festlegung von 

Kriterien für alle Endverbrauchswirtschaftszweigen gestärkt. Sie enthält spezifische 

Bestimmungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 

aus forstwirtschaftlicher Biomasse, die Anforderungen an die Nachhaltigkeit der 

Erntetätigkeiten und die Verbuchung der mit Landnutzungsänderungen verbundenen 

Emissionen umfassen. Im Einklang mit den Zielen der Erhaltung der biologischen 

Vielfalt und der Verhinderung der Zerstörung von Lebensräumen gemäß der 

Richtlinie 92/43/EWG,  der Richtlinie 2000/60/EG, der Richtlinie 2008/56/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates29 und der Richtlinie 2009/147/EG 

verfolgt werden, ist es erforderlich, einen besseren Schutz von Lebensräume mit 

besonders ausgeprägter biologischer Vielfalt und einem besonders hohen 

Kohlenstoffbestand wie Primär- und Altwäldern und Wäldern mit großer 

biologischer Vielfalt, Grasland, Torfmooren und Heideland zu erreichen. Daher 

sollten ▌im Einklang mit dem Konzept für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe 

und aus landwirtschaftlicher Biomasse produzierte Biomasse-Brennstoffe 

Ausschlüsse und Beschränkungen für die Gewinnung forstwirtschaftlicher Biomasse 

aus solchen Gebieten vorgesehen werden, es sei denn, der risikobasierte Ansatz 

sieht die erforderlichen Ausnahmen und Beschränkungen vor und die 

Wirtschaftsteilnehmer liefern die erforderlichen Garantien. Zudem sollten 

vorbehaltlich angemessener Übergangszeiträume im Interesse der 

Investitionssicherheit die Kriterien für Treibhausgaseinsparungen schrittweise auch 

auf bestehende Biomasse-Anlagen angewandt werden, damit die Bioenergie-

Erzeugung in all diesen Anlagen gegenüber der Energieerzeugung aus fossilen 

Brennstoffen zu Treibhausgaseinsparungen führt.

29 Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft 
im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) (ABl. L 164 
vom 25.6.2008, S. 19).



(84) Die Nachhaltigkeitskriterien für die Ernte forstwirtschaftlicher Biomasse sollten 

gemäß den Grundsätzen der nachhaltigen Waldbewirtschaftung genauer festgelegt 

werden. Mit diesen Festlegungen sollte der risikobasierte Ansatz für 

forstwirtschaftliche Biomasse gestärkt und präzisiert werden, während die 

Mitgliedstaaten angemessene Bestimmungen erhalten sollen, die gezielte 

Anpassungen für Verfahren, die vor Ort angemessen sein können, ermöglichen.

(85) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass ihre Nutzung von 

forstwirtschaftlicher Biomasse zur Energieerzeugung mit ihren Verpflichtungen 

gemäß der Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parlaments und des 

Rates30 vereinbar ist. Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten 

vorausschauende Bewertungen durchführen und die erforderlichen Maßnahmen 

zur Ergänzung ihrer bestehenden Verpflichtungen gemäß der Verordnung (EU) 

2018/1999 umsetzen.

30 Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Mai 2018 über die Einbeziehung der Emissionen und des Abbaus von 
Treibhausgasen aus Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft 
in den Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 525/2013 und des Beschlusses Nr. 529/2013/EU (ABl. L 156 
vom 19.6.2018, S. 1).



(86) Angesichts der besonderen Situation der Gebiete in äußerster Randlage gemäß 

Artikel 349 AEUV , die im Energiebereich durch Abgelegenheit, begrenzte 

Versorgung und Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen gekennzeichnet ist, sollte 

vorgesehen werden, dass die Ausnahmeregelung, aufgrund deren die 

Mitgliedstaaten spezifische Kriterien festlegen dürfen, damit der Verbrauch 

bestimmter Biomasse-Brennstoffe in diesen Gebieten finanziell unterstützt werden 

darf, auf flüssige Biobrennstoffe und Biokraftstoffe ausgedehnt werden kann. Alle 

spezifischen Kriterien sollten aus Gründen der Energieunabhängigkeit des 

betreffenden Gebiets in äußerster Randlage und aus Gründen der Sicherstellung 

eines reibungslosen Übergangs des betreffenden Gebiets in äußerster Randlage 

gemäß der Richtlinie (EU) 2018/2001 zu den Kriterien dieser Richtlinie für 

Nachhaltigkeit, Energieeffizienz und Treibhausgasemissionseinsparungen objektiv 

gerechtfertigt sein.

(87) Die Union setzt sich dafür ein, die ökologische, wirtschaftliche und soziale 

Nachhaltigkeit der Herstellung von Biomasse-Brennstoffen zu verbessern. Mit 

dieser Richtlinie werden andere Gesetzgebungsakte der Union ergänzt, 

insbesonders mögliche Gesetzgebungsakte über die Sorgfaltspflichten von 

Unternehmen zur Nachhaltigkeit, in der Anforderungen an die Sorgfaltspflicht in 

der Wertschöpfungskette im Hinblick auf nachteilige Auswirkungen auf die 

Menschenrechte oder die Umwelt festgelegt werden.



(88) Zur Verringerung des Verwaltungsaufwands für die Erzeuger erneuerbarer 

Brennstoffe und wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger Kraftstoffe und für 

Mitgliedstaaten, für die die Kommission in einem Durchführungsrechtsakt anerkannt 

hat, dass freiwillige oder nationale Regelungen Nachweise oder genaue Daten 

hinsichtlich der Einhaltung von Kriterien für die Nachhaltigkeit oder 

Treibhausgasemissionseinsparungen und anderer in den Änderungsbestimmungen 

gemäß dieser Richtlinie festgelegten Anforderungen liefern, sollten die 

Mitgliedstaaten die Ergebnisse einer Zertifizierung im Rahmen dieser Regelungen 

akzeptieren, soweit sie von der Kommission anerkannt wurden. Zur Verringerung 

des Aufwands für kleine Anlagen sollten die Mitgliedstaaten für Anlagen mit einer 

thermischen Gesamtleistung zwischen 7,5 MW und 20 MW einen vereinfachten 

Mechanismus der freiwilligen Überprüfung einführen können.

(89) Die Richtlinie (EU) 2018/2001 enthält wertvolle Ergänzungen in Bezug auf 

Transparenz, Rückverfolgbarkeit und Aufsicht, um die Risiken zu mindern und 

Betrug in den Lieferketten für Bioenergie und wiederverwertete kohlenstoffhaltige 

Kraftstoffe besser zu verhindern. In diesem Zusammenhang soll mit der von der 

Kommission einzurichtenden Unionsdatenbank die Rückverfolgung flüssiger und 

gasförmiger erneuerbarer Brennstoffe und wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger 

Kraftstoffe ermöglicht werden. Die Datenbank sollte nicht nur den Verkehr 

umfassen, sondern auch alle weiteren Endverbrauchswirtschaftszweige, in denen 

diese Kraftstoffe genutzt werden. Das Ziel dieser Erweiterung ist es, einen 

entscheidenden Beitrag zu einer umfassenden Überwachung der Herstellung und des 

Verbrauchs dieser Kraftstoffe zu leisten und die Risiken einer doppelten Verbuchung 

oder sonstiger Unregelmäßigkeiten entlang der von der Unionsdatenbank erfassten 

Lieferketten zu verringern. Damit kein Risiko einer doppelten Anrechnung desselben 

erneuerbaren Gases entsteht, sollten Herkunftsnachweise bei Lieferungen von 

erneuerbaren Gasen, die in der Datenbank registriert sind, zudem entwertet werden. 

Diese Datenbank sollte auf offene, transparente und benutzerfreundliche Weise 

öffentlich zugänglich gemacht werden, wobei auch die Grundsätze des Schutzes 

privater Daten und vertraulicher Geschäftsdaten zu beachten sind. Die 

Kommission sollte Jahresberichte über die in der Unionsdatenbank verzeichneten 

Informationen veröffentlichen, auch in Bezug auf die Mengen und die 

geografische Herkunft der Biokraftstoffe, flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-



Brennstoffe sowie die Art der für sie verwendeten Einsatzstoffe. Die Kommission 

und die Mitgliedstaaten sollten bestrebt sein, die Vernetzung der der 

Unionsdatenbank und der bestehenden nationalen Datenbanken voranzubringen, 

um einen reibungslosen Übergang und die bidirektionale Verknüpfung der 

Datenbanken zu ermöglichen. In Ergänzung zu dieser Stärkung der Transparenz 

und der Rückverfolgbarkeit einzelner Lieferungen von Rohstoffen und 

Brennstoffen in der Lieferkette wurden mit der kürzlich angenommenen 

Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 der Kommission31 die 

Prüfungsanforderungen bestimmter Zertifizierungsstellen verschärft und zudem 

die Befugnisse für die öffentliche Aufsicht über die Zertifizierungsstellen 

ausgeweitet, einschließlich der Möglichkeit für die zuständigen Behörden, bei 

ihren aufsichtlichen Kontrollen Zugang zu Dokumenten und Räumlichkeiten der 

Wirtschaftsbeteiligten zu erhalten. Die Integrität des Überprüfungsrahmens der 

Richtlinie (EU) 2018/2001 wurde somit erheblich gestärkt, indem die Prüfungen 

durch Zertifizierungsstellen und die Unionsdatenbank durch Überprüfungs- und 

Aufsichtskapazitäten der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ergänzt 

wurden. Es wird dringend empfohlen, dass die Mitgliedstaaten beide 

Möglichkeiten der öffentlichen Aufsicht nutzen.

31 Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 der Kommission vom 14. Juni 2022 mit 
Vorschriften zur Überprüfung der Nachhaltigkeitskriterien und der Kriterien für 
die Einsparung von Treibhausgasemissionen sowie der Kriterien für ein geringes 
Risiko indirekter Landnutzungsänderungen (ABl. L 168 vom 27.6.2022, S. 1).



(90) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten sich kontinuierlich an bewährten 

Verwaltungsverfahren orientieren und alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um 

die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 zu vereinfachen und so die 

Befolgungskosten für die beteiligten Akteure und die betroffenen 

Wirtschaftszweige zu senken.

(91) Es müssen angemessene Bestimmungen zur Betrugsbekämpfung festgelegt 

werden, insbesondere in Bezug auf die Verwendung von Rohstoffen auf 

Abfallbasis oder von Biomasse, bei denen bzw. der ein hohes Risiko indirekter 

Landnutzungsänderungen festgestellt wurde. Da die Aufdeckung und Verhütung 

von Betrug von wesentlicher Bedeutung ist, um unlauteren Wettbewerb zu 

verhindern und der rasant fortschreitenden Entwaldung auch in Drittländern 

Einhalt zu gebieten, sollte für eine vollständige und zertifizierte 

Rückverfolgbarkeit dieser Rohstoffe gesorgt werden.

(92) Die Richtlinie (EU) 2018/2001 sollte daher entsprechend geändert werden.



(93) In der ▌Verordnung (EU) 2018/1999 wird an mehreren Stellen auf die unionsweit 

bindende Vorgabe verwiesen, 2030 in der Union einen Anteil von Energie aus 

erneuerbaren Quellen am Endenergieverbrauch der Union von mindestens 32 % zu 

erreichen. Da diese Zielvorgabe erhöht werden muss, um die Senkung der 

Treibhausgasemissionen um 55 % bis 2030 wirksam zu unterstützen, sollten diese 

Verweise geändert werden. Für die zusätzlichen Anforderungen an die Planung und 

Berichterstattung sind keine neuen Planungs- und Berichterstattungssysteme 

erforderlich; sie sollten vielmehr in den bestehenden Planungs- und 

Berichterstattungsrahmen der genannten Verordnung integriert werden. 

(94) Der Anwendungsbereich der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates32 sollte geändert und an die Richtlinie (EU) 2018/2001 angepasst werden, 

damit hinsichtlich der Ziele für die Dekarbonisierung von Kraftstoffen im Verkehr 

keine doppelten Regelungen geschaffen werden.

(95) Die in der Richtlinie 98/70/EG festgelegten Begriffsbestimmungen sollten mit den in 

der Richtlinie (EU) 2018/2001 festgelegten in Einklang gebracht und so keine 

unterschiedlichen Begriffsbestimmungen gemäß diesen beiden Rechtsakten 

verwendet werden.

32 Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
1998 über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der 
Richtlinie 93/12/EWG des Rates (ABl. L 350 vom 28.12.1998, S. 58).



(96) Die Verpflichtungen in der Richtlinie 98/70/EG hinsichtlich der Verringerung der 

Treibhausgasemissionen und der Nutzung von Biokraftstoffen sollten gestrichen 

werden, damit die Regulierung gestrafft wird und ▌hinsichtlich der strengeren 

Verpflichtungen aus der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Dekarbonisierung von 

Verkehrskraftstoffen keine doppelten Regelungen geschaffen werden.

(97) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/70/EG hinsichtlich der Überwachung von 

und Berichterstattung zu Treibhausgaseinsparungen sollten gestrichen werden, damit 

die Berichterstattungspflichten nicht doppelt geregelt werden.

(98) Die Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates33, die detaillierte Vorschriften für die 

einheitliche Anwendung des Artikels 7a der Richtlinie 98/70/EG enthält, sollte 

aufgehoben werden, da sie mit der Aufhebung des Artikels 7a der Richtlinie 

98/70/EG durch die vorliegende Richtlinie hinfällig wird.

33 Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates vom 20. April 2015 zur Festlegung von 
Berechnungsverfahren und Berichterstattungspflichten gemäß der Richtlinie 
98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Qualität von Otto- 
und Dieselkraftstoffen (ABl. L 107 vom 25.4.2015, S. 26).



(99) Hinsichtlich biobasierter Komponenten von Dieselkraftstoff werden die verfügbaren 

Optionen, um die in der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehenen höheren 

Zielvorgaben für die Biokraftstoff-Beimischung zu erreichen, durch den Verweis in 

der Richtlinie 98/70/EG auf den Dieselkraftstoff B7, d. h. Dieselkraftstoff mit bis zu 

7 % Fettsäuremethylester (FAME), eingeschränkt. Fast die gesamte 

Dieselversorgung der Union besteht nämlich bereits aus B7. Der Höchstanteil 

biobasierter Komponenten sollte daher von 7 % auf 10 % angehoben werden. Bei 

einer breiteren Verwendung von B10, d. h. Dieselkraftstoff mit bis zu 10 % FAME, 

auf dem Markt ist ein unionsweiter Schutz für B7-Dieselkraftstoff mit bis zu 7 % 

FAME erforderlich, da voraussichtlich bis 2030 noch ein erheblicher Anteil der 

Fahrzeugflotte nicht mit B10 kompatibel sein wird. Das sollte in Artikel 4 Absatz 1 

Unterabsatz 2 der Richtlinie 98/70/EG zum Ausdruck kommen.

(100) Durch Übergangsbestimmungen sollte sichergestellt werden, dass die Datenerhebung 

und die Erfüllung der Berichterstattungspflichten gemäß den Artikeln der Richtlinie 

98/70/EG, die mit der vorliegenden Richtlinie gestrichen werden, ordnungsgemäß 

fortgesetzt werden. 



(101) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Verringerung der 

Treibhausgasemissionen, der Energieabhängigkeit und der Energiepreise, von den 

Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr 

wegen des Umfangs der Maßnahmen auf Unionsebene besser zu verwirklichen 

sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 

Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend 

dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese 

Richtlinie nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß 

hinaus.

(102) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 28. September 2011 der 

Mitgliedstaaten und der Kommission zu erläuternden Dokumenten34 haben sich die 

Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich zur Mitteilung ihrer 

Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 

Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden 

Teilen nationaler Umsetzungsinstrumente erläutert wird. In Bezug auf diese 

Richtlinie halten die gesetzgebenden Organe die Übermittlung derartiger Dokumente 

für gerechtfertigt, insbesondere angesichts des Urteils des Europäischen Gerichtshofs 

in der Rechtssache C-543/17 (Kommission gegen Königreich Belgien)35.

34 ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
35 Urteil des Gerichtshofs vom 8. Juli 2019, Kommission/Belgien, C-543/17, 

ECLI:EU:C:2019:573.



(103) Als Maßnahme zum Ausgleich des mit dieser Richtlinie eingeführten 

Regelungsaufwands für die Bürgerinnen und Bürger, die Verwaltung und die 

Unternehmen sollte die Kommission den Rechtsrahmen in den betroffenen 

Wirtschaftszweigen nach Maßgabe des Grundsatzes „One in, one out“, der in der 

Mitteilung der Kommission vom 29. April 2021 mit dem Titel „Bessere 

Rechtsetzung: Mit vereinten Kräften für bessere Rechtsvorschriften“ festgelegt ist, 

überprüfen —



HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen der Richtlinie (EU) 2018/2001

Die Richtlinie (EU) 2018/2001 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. ‚Energie aus erneuerbaren Quellen‘ oder ‚erneuerbare Energie‘ 

Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das heißt 

Wind, Sonne (Solarthermie und Fotovoltaik) und geothermische 

Energie, Salzgradient-Energie, Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- 

und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft, Energie aus Biomasse, 

Deponiegas, Klärgas und Biogas;

1a. ‚Rundholz in Industriequalität‘ Sägerundholz, Furnierrundholz, 

rundes oder gespaltenes Faserholz sowie alles andere für industrielle 

Zwecke geeignete Rundholz, ausgenommen Rundholz, das sich 

aufgrund seiner Merkmale wie Art, Abmessungen, Geradheit und 

Astlochdichte nicht für die Verwendung in der Industrie eignet, was 

von den Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung relevanten Wald- und 

Marktbedingungen festzulegen und ordnungsgemäß zu begründen ist;“



b) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. ‚Bruttoendenergieverbrauch‘ Energieprodukte, die der Industrie, dem 

Verkehr, Haushalten, dem Dienstleistungssektor einschließlich dem 

Bereich öffentliche Dienstleistungen sowie der Land-, Forst- und 

Fischereiwirtschaft zu energetischen Zwecken geliefert werden, den 

durch die Energiewirtschaft für die Elektrizitäts- und 

Wärmeerzeugung entstehenden Elektrizitäts- und Wärmeverbrauch 

und die bei der Verteilung und Übertragung auftretenden Elektrizitäts- 

und Wärmeverluste;“

c) Folgende Nummern werden eingefügt: 

„9a. ‚Beschleunigungsgebiet für erneuerbare Energie‘ einen bestimmten 

Standort oder ein bestimmtes Gebiet an Land, auf See oder in 

Binnengewässern, der bzw. das von einem Mitgliedstaat als für die 

Errichtung von Anlagen zur Erzeugung Energie aus erneuerbaren 

Quellen besonders geeignet ausgewiesen wurde;

9b. ‚Solarenergieanlagen‘ Anlagen zur Umwandlung von Sonnenenergie 

in thermische oder elektrische Energie, insbesondere Solarthermie- 

und Fotovoltaikanlagen;“

▌



d) Folgende Nummern werden eingefügt: 

„14a. ‚Gebotszone‘ eine Gebotszone im Sinne des Artikels 2 Nummer 65 der 

Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates*;

14b. ‚innovative Technologie im Bereich erneuerbare Energie‘ eine 

Technologie zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 

durch die auf mindestens eine Weise eine vergleichbare, auf dem 

neuesten Stand der Technik befindliche Technologie im Bereich 

erneuerbare Energie verbessert wird oder die eine nicht vollständig 

kommerzialisierte und eindeutig mit einem Risiko verbundene 

Technologie im Bereich erneuerbare Energie nutzbar macht;

14c. ‚intelligentes Messsystem‘ ein intelligentes Messsystem im Sinne des 

Artikels 2 Nummer 23 der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen 

Parlaments und des Rates**;

14d. ‚Ladepunkt‘ einen Ladepunkt im Sinne des Artikels 2 Nummer 33 der 

Verordnung (EU) .../… des Europäischen Parlaments und des Rates***+;

14e. ‚Marktteilnehmer‘ einen Marktteilnehmer im Sinne des Artikels 2 

Nummer 25 der Verordnung (EU) 2019/943;

+ ABl.: Nummer der im Dokument PE-CONS 25/23 (2021/0223(COD)) enthaltenen 
Verordnung in den Text einfügen und die Nummer, das Datum, den Titel und die 
Amtsblattfundstelle der Verordnung in die Fußnote einfügen.



14f. ‚Elektrizitätsmarkt‘ Elektrizitätsmärkte im Sinne des Artikels 2 

Nummer 9 der Richtlinie (EU) 2019/944;

14g. ‚Batterie für die Wohnumgebung‘ einen eigenständigen Akkumulator mit 

einer Nennkapazität von mehr als 2 kWh, der sich für die Installation und 

Verwendung in der Wohnumgebung eignet;

14h. ‚Traktionsbatterie‘ eine Traktionsbatterie im Sinne des Artikels 3 Absatz 

1 Nummer 14 der Verordnung (EU) …/… des Europäischen 

Parlaments und des Rates***+; 

14i. ‚Industriebatterie‘ eine Industriebatterie im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 

Nummer 13 der Verordnung (EU) …/…++; 

14j. ‚Alterungszustand‘ den Alterungszustand im Sinne des Artikels 3 Absatz 

1 Nummer 28 der Verordnung (EU) …/…+++; 

14k. ‚Ladezustand‘ den Ladezustand im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 

Nummer 27 der Verordnung (EU) …/…++++; 

+ ABl.: Nummer der im Dokument PE-CONS 2/23 (2020/0353(COD)) enthaltenen 
Verordnung in den Text einfügen und die Nummer, das Datum, den Titel und die 
Amtsblattfundstelle der Verordnung in die Fußnote einfügen.

++ ABl.: Bitte die Nummer der im Dokument PE-CONS 2/23 (2020/0353(COD)) 
enthaltenen Verordnung in den Text einfügen.

+++ ABl.: Bitte die Nummer der im Dokument PE-CONS 2/23 (2020/0353(COD)) 
enthaltenen Verordnung in den Text einfügen.

++++ ABl.: Bitte die Nummer der im Dokument PE-CONS 2/23 (2020/0353(COD)) 
enthaltenen Verordnung in den Text einfügen.



14l. ‚Leistungseinstellung‘ die im Managementsystem der Batterie 

gespeicherten dynamischen Informationen, die die elektrischen 

Leistungseinstellungen vorgeben, mit denen die Batterie während eines 

Lade- oder Entladevorgangs optimalerweise betrieben werden sollte, um 

ihren Alterungszustand und die Nutzung im Betrieb zu optimieren;

14m. ‚intelligentes Laden‘ einen Ladevorgang, bei dem die Intensität des an 

die Batterie gelieferten Stroms auf der Grundlage elektronisch 

übermittelter Informationen dynamisch angepasst wird;

14n. ‚Regulierungsbehörde‘ eine Regulierungsbehörde im Sinne des 

Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2019/943;

14o. ‚bidirektionales Laden‘ einen bidirektionalen Ladevorgang im Sinne 

des Artikels 2 Nummer 11 der Verordnung (EU) .../...+;

14p. ‚Normalladepunkt‘ einen Normalladepunkt im Sinne des Artikels 2 

Nummer 37 der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments 

und des Rates++;

+ ABl.: Bitte im Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 25/23 
(2021/0223(COD)) enthaltenen Verordnung einfügen

++ ABl.: Bitte im Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 25/23 
(2021/0223(COD)) enthaltenen Verordnung einfügen



14q. ‚Vertrag über den Bezug von erneuerbarer Energie‘ einen Vertrag, mit 

dem sich eine natürliche oder juristische Person bereit erklärt, 

erneuerbare Energie unmittelbar von einem Produzenten zu beziehen, 

was unter anderem Verträge über den Bezug von Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen und Verträge über den Bezug von Wärme und 

Kälte aus erneuerbaren Quellen umfasst;

__________________

* Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 
vom 14.6.2019, p. 54).

** Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU 
(ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 125).

*** Verordnung (EU) .../... des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU (ABl. ...).

**** Verordnung (EU) .../... des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom ... über Batterien und Altbatterien, zur Änderung der Richtlinie 
2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2006/66/EG



e) Folgende Nummern werden eingefügt:

„18a. ‚Industrie‘ Unternehmen und Produkte, die unter die Abschnitte B, C 

und F und unter Abschnitt J, Abteilung 63, der Statistischen Systematik 

der Wirtschaftszweige (NACE Rev. 2) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 

1893/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates* fallen;

18b. ‚nichtenergetischer Zweck‘ die Nutzung von Brennstoffen als Rohstoffe 

in einem Industrieverfahren anstelle der Nutzung für die 

Energieerzeugung;

_________________

* Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen 

Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger 

Verordnungen der EG über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. L 

393 vom 30.12.2006, S. 1).“

f) Folgende Nummern werden eingefügt:

„22a. ‚erneuerbare Kraftstoffe‘ oder ‚erneuerbare Brennstoffe‘ Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe und erneuerbare 

Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs;

22b. ‚Energieeffizienz an erster Stelle‘ den Grundsatz ‚Energieeffizienz an 

erster Stelle‘ gemäß Artikel 2 Nummer 18 der Verordnung (EU) 

2018/1999;“



g) Nummer 36 erhält folgende Fassung:

„36. ‚erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs‘flüssige oder 

gasförmige Kraftstoffe, deren Energiegehalt aus erneuerbaren 

Energiequellen mit Ausnahme von Biomasse stammt;“

h) Folgende Nummern werden eingefügt:

„44a. ‚Plantagenwald‘ einen Plantagenwald im Sinne des Artikels 2 Nummer 

11 der Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und 

des Rates*; 

44b. ‚Salzgradient-Energie‘ Energie, die durch den Unterschied im 

Salzgehalt zwischen zwei Flüssigkeiten, beispielsweise Süßwasser und 

Salzwasser, erzeugt wird;

44c. ‚Systemeffizienz‘ die Auswahl energieeffizienter Lösungen, die auch 

einen kosteneffizienten Fahrplan zur Dekarbonisierung, zusätzliche 

Flexibilität und die effiziente Nutzung von Ressourcen ermöglichen;



44d. ‚Energiespeicher am selben Standort‘ eine Kombination aus einer 

Energiespeicheranlage und einer Anlage zur Erzeugung von 

erneuerbarer Energie, die an denselben Netzanschlusspunkt 

angeschlossen sind;

44e. ‚mit Solarstrom betriebenes Elektrofahrzeug‘ ein Kraftfahrzeug, das 

mit einem Antriebsstrang, der ausschließlich nichtperiphere elektrische 

Motoren als Energiewandler enhält, mit einem elektrisch aufladbaren 

Energiespeichersystem, das extern aufgeladen werden kann, und mit 

integrierten Fotovoltaikmodulen ausgestattet ist;

________________
* Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 31. Mai 2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe 
und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in 
Verbindung stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der 
Union sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 (ABl. 
L 150 vom 9.6.2023, S. 206).“



2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen gemeinsam sicher, dass der Anteil von 

Energie aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der 

Union im Jahr 2030 mindestens 42,5 % beträgt.

Die Mitgliedstaaten sind gemeinsam bestrebt, den Anteil von Energie 

aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der Union 

im Jahr 2030 auf 45 % zu erhöhen. 

Die Mitgliedstaaten legen als Richtziel für den Anteil innovativer 

Technologie im Bereich erneuerbare Energie fest, dass dieser Anteil 

bis 2030 mindestens 5 % der neu installierten Kapazitäten im Bereich 

erneuerbare Energie beträgt.“



b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, damit Energie aus Biomasse auf 

eine Weise erzeugt wird, bei der übermäßige verzerrende Wirkungen auf 

den Biomasse-Rohstoffmarkt sowie eine nachteilige Auswirkung auf die 

biologische Vielfalt, die Umwelt und das Klima minimiert werden. Im 

Hinblick darauf berücksichtigen sie die Abfallhierarchie gemäß Artikel 4 

der Richtlinie 2008/98/EG und stellen sicher, dass das Prinzip der 

Kaskadennutzung von Biomasse Anwendung findet, wobei 

Förderregelungen einen Schwerpunkt bilden und nationale 

Besonderheiten angemessen zu berücksichtigen sind.

Die Mitgliedstaaten gestalten Förderregelungen für Energie aus 

Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen 

so, dass keine Anreize für nicht nachhaltige Wege gesetzt werden und 

der Wettbewerb mit den Wirtschaftszweigen für Werkstoffe nicht 

verzerrt wird, um sicherzustellen, dass Holzbiomasse entsprechend 

ihrem höchsten wirtschaftlichen und ökologischen Mehrwert in 

folgender Rangfolge eingesetzt wird:

a) Holzprodukte,

b) Verlängerung ihrer Lebensdauer von Holzprodukten,

c) Wiederverwendung,

d) Recycling,



e) Bioenergie und

f) Entsorgung;

(3a) Die Mitgliedstaaten können vom Prinzip der Kaskadennutzung von 

Biomasse gemäß Absatz 3 abweichen, wenn die 

Energieversorgungssicherheit gewahrt werden muss. Die 

Mitgliedstaaten können von diesem Prinzip auch dann abweichen, 

wenn die lokale Industrie quantitativ oder technisch nicht in der Lage 

ist, forstwirtschaftliche Biomasse mit einem höheren wirtschaftlichen 

und ökologischen Mehrwert zu nutzen als zur Energieerzeugung; dies 

gilt für

a) notwendige Forstbewirtschaftungstätigkeiten im Hinblick auf 

vorkommerzielle Ausdünnungsarbeiten oder gemäß nationalem 

Recht im Bereich der Waldbrandprävention in stark gefährdeten 

Gebieten, 

b) den Noteinschlag im Anschluss an dokumentierte natürliche 

Störungen oder

c) die Ernte bestimmter Holzsorten, die nicht für die lokalen 

Verarbeitungsanlagen geeignet sind.



(3b) Höchstens einmal im Jahr übermitteln die Mitgliedstaaten der 

Kommission eine Zusammenfassung der Abweichungen vom Prinzip 

der Kaskadennutzung von Biomasse gemäß Absatz 3a sowie die 

Gründe solcher Abweichungen und die geografische Größenordnung, 

für die sie gelten. Die Kommission veröffentlicht die eingegangenen 

Mitteilungen und kann eine öffentliche Stellungnahme zu ihnen 

abgeben.

(3c) ▌Die Mitgliedstaaten gewähren keine unmittelbare finanzielle 

Unterstützung für

a) die Nutzung von Sägerundholz, Furnierrundholz und Rundholz in 

Industriequalität sowie von Stümpfen und Wurzeln für die 

Energieerzeugung, 

b) die Erzeugung von erneuerbarer Energie durch Verbrennung von 

Abfällen, außer wenn die Verpflichtungen, die gemäß der 

Richtlinie 2008/98/EG für die getrennte Sammlung von Abfällen 

gelten, ▌eingehalten wurden.

▌ 



(3d) Unbeschadet des Absatzes 3 gewähren die Mitgliedstaaten für die 

Stromerzeugung aus forstwirtschaftlicher Biomasse in ausschließlich 

Elektrizität erzeugenden Anlagen weder neue Unterstützung noch 

erneuern sie eine etwaige Unterstützung, außer wenn diese Elektrizität 

mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt:

a) Sie wurde in einer Region erzeugt, die aufgrund ihrer Abhängigkeit 

von festen fossilen Brennstoffen im Einklang mit Artikel 11 der 

Verordnung (EU) 2021/1056 des Europäischen Parlaments und des 

Rates* in einem territorialen Plan für einen gerechten Übergang 

genannt wird, und erfüllt die einschlägigen Anforderungen gemäß 

Artikel 29 Absatz 11 der vorliegenden Richtlinie; 

b) sie wurde unter Nutzung der Biomasse-CO2-Abscheidung und -

Speicherung erzeugt und erfüllt die Anforderungen gemäß 

Artikel 29 Absatz 11 Unterabsatz 2;

c) sie wird für einen begrenzten Zeitraum in einem Gebiet in 

äußerster Randlage im Sinne des Artikels 349 AEUV mit dem 

Ziel erzeugt, die Nutzung forstwirtschaftlicher Biomasse so weit 

wie möglich einzustellen, ohne den Zugang zu sicherer Energie 

zu beeinträchtigen.

▌



Die Kommission veröffentlicht bis 2027 einen Bericht über die Auswirkungen 

der Förderregelungen der Mitgliedstaaten für Biomasse vor, auch in Bezug auf 

die biologische Vielfalt, auf das das Klima und die Umwelt und auf mögliche 

Marktverzerrungen, und bewertet die Möglichkeit weiterer Beschränkungen für 

Förderregelungen für forstwirtschaftliche Biomasse.

_______________

* Verordnung (EU) 2021/1056 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrichtung des Fonds für einen 
gerechten Übergang (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1).“



c) Folgender Absatz ▌wird eingefügt:

„(4a) Die Mitgliedstaaten schaffen einen Rahmen, der Förderregelungen und 

-maßnahmen umfassen kann und mit dem die Verbreitung von 

Verträgen über den Bezug von erneuerbarer Energie  unterstützt wird und 

die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass der Anteil der 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen einen Wert erreicht, der mit dem in 

Absatz 2 dieses Artikels genannten nationalen Beitrag des 

Mitgliedstaates im Einklang steht, wobei eine Geschwindigkeit 

einzuhalten ist, die den in Artikel 4 Buchstabe a Nummer 2 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 genannten Richtzielpfaden entspricht. 

Insbesondere muss mit dem Rahmen dazu beigetragen werden, 

verbleibende Hindernisse für einen hohen Anteil an Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen bei der Stromversorgung abzubauen, auch 

Hindernisse im Rahmen von Genehmigungsverfahren, des Ausbaus der 

benötigten Übertragungs-, Verteilungs- und Speicherinfrastruktur 

einschließlich Energiespeicher am selben Standort. Bei der Gestaltung 

des Rahmens berücksichtigen die Mitgliedstaaten den zusätzlichen 

Bedarf an Elektrizität aus erneuerbaren Quellen für den Verkehr, die 

Industrie, Gebäude sowie die Wärme- und Kälteversorgung und für die 

Erzeugung von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs. Die 

Mitgliedstaaten können in ihren gemäß den Artikeln 3 und 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen 

Energie- und Klimaplänen und in ihren gemäß 17 der genannten 

Verordnung vorgelegten Fortschrittsberichten eine Kurzdarstellung 

der in diesem Rrahmen vorgesehenen Strategien und Maßnahmen und 

eine Bewertung der Umsetzung dieser Strategien bzw. Maßnahmen 

aufnehmen.“



3. Artikel 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Für die Zwecke der Berechnung des Anteils von Energie aus erneuerbaren 

Quellen am Bruttoendenergieverbrauch nach Unterabsatz 1 Buchstaben a, b 

oder c werden Gas und Elektrizität aus erneuerbaren Quellen nur einmal 

berücksichtigt. 

Aus erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs erzeugte Energie wird 

in dem Wirtschaftszweig angerechnet, in dem sie verbraucht wird, d. h. in der 

Stromversorgung, der Wärme- und Kälteversorgung oder dem Verkehr.



Unbeschadet des Unterabsatzes 3 können die Mitgliedstaaten im Wege eines 

spezifischen Kooperationsabkommens vereinbaren, die in einem 

Mitgliedstaat verbrauchten erneuerbaren Brenn- und Kraftstoffe nicht 

biogenen Ursprungs vollständig oder teilweise dem Anteil des 

Bruttoendenergieverbrauchs von Energie aus erneuerbaren Quellen in dem 

Mitgliedstaat, in dem diese Kraftstoffe erzeugt wurden, zuzuordnen. Damit 

die Kommission überwachen kann, dass dieselben erneuerbaren Brenn- und 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs nicht sowohl in dem Mitgliedstaat, in 

dem sie erzeugt werden, als auch in dem Mitgliedstaat, in dem sie verbraucht 

werden, angerechnet werden, und damit sie die geltend gemachte Menge 

erfassen kann, unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission über jedes 

solche Kooperationsabkommen. Diese Kooperationsabkommen beinhalten 

die insgesamt und für jeden Mitgliedstaat zu verbuchenden Menge der 

erneuerbaren Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs sowie das Datum, an 

dem das jeweilige Kooperationsabkommen in Kraft tritt.“



b) Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Für die Zwecke des Absatzes 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a wird der 

Bruttoendenergieverbrauch von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen als die in 

einem Mitgliedstaat aus erneuerbaren Quellen produzierte Elektrizität 

berechnet, einschließlich der von Eigenversorgern im Bereich erneuerbare 

Elektrizität und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften produzierten Elektrizität 

sowie der aus erneuerbaren Brennstoffen nicht biogenen Ursprungs erzeugten 

Elektrizität und unter Ausschluss der in Pumpspeicherkraftwerken mit zuvor 

hochgepumptem Wasser produzierten Elektrizität sowie der für die Erzeugung 

von erneuerbaren Brennstoffen nicht biogenen Ursprungs genutzten 

Elektrizität.“

c) Absatz 4 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) Der Endverbrauch von Energie aus erneuerbaren Quellen im Verkehr 

wird als Summe aller Biokraftstoffe, Biogase und erneuerbarer 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs, die im Verkehr verbraucht werden, 

berechnet. Dies schließt erneuerbare Kraftstoffe ein, die für den 

internationalen Seeverkehr (Bunker) bereitgestellt werden.“



4. Artikel 9 wird wie folgt geändert:

a) Folgender Absatz ▌ wird eingefügt:

„(1a) Bis zum 31. Dezember 2025 vereinbart jeder Mitgliedstaat mit 

mindestens einem weiteren Mitgliedstaat, eine Rahmenregelung über 

die Zusammenarbeit bei gemeinsamen Projekten zur Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen zu folgenden Modalitäten 

festzulegen:

a) Die Mitgliedstaaten streben an, sich bis zum 31. Dezember 2030 

auf die Einrichtung von mindestens zwei gemeinsamen Projekten 

zu einigen,

b) die Mitgliedstaaten mit einem jährlichen Stromverbrauch von 

mehr als 100 TWh streben an, sich bis zum 31. Dezember 2033 

auf die Einrichtung eines dritten gemeinsamen Projekts zu 

einigen.

Die Festlegung gemeinsamer Projekte im Bereich der Offshore-Energie aus 

erneuerbaren Quellen erfolgt im Einklang mit dem Bedarf, der in den in 

Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen 

Parlaments und des Rates* genannten strategischen integrierten Offshore-

Netzentwicklungsplänen auf hoher Ebene für jedes Meeresbecken und im 

unionsweiten Zehnjahresnetzentwicklungsplan gemäß Artikel 30 Absatz 1 

Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/943 ermittelt wurde, kann aber über 

diesen Bedarf hinausgehen und lokale und regionale Gebietskörperschaften 

und private Unternehmen einbeziehen. 



Die Mitgliedstaaten arbeiten auf eine gerechte Verteilung der Kosten und des 

Nutzens der gemeinsamen Projekte hin. Zu diesem Zweck berücksichtigen 

die Mitgliedstatten alle relevanten Kosten und der entsprechende Nutzen des 

gemeinsamen Projekts in dem jeweiligen Kooperationsabkommen.

Die Mitgliedstatten teilen der Kommission die Kooperationsabkommen und 

das Datum der voraussichtlichen Inbetriebnahme der gemeinsamen Projekte 

mit. Die in Unterabsatz 1 genannte Verpflichtung kann von den beteiligten 

Mitgliedstaaten durch Projekte erfüllt werden, die über nationale Beiträge im 

Rahmen des mit der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1294** der 

Kommission eingerichteten Finanzierungsmechanismus der Union für 

erneuerbare Energie finanziert werden.“

_________________
* Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 30. Mai 2022 zu Leitlinien für die transeuropäische 
Energieinfrastruktur, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 
715/2009, (EU) 2019/942 und (EU) 2019/943 sowie der Richtlinien 
2009/73/EG und (EU) 2019/944 und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 347/2013 (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 45).

** Durchführungsverordnung (EU) 2020/1294 der Kommission vom 
15. September 2020 über den Finanzierungsmechanismus der Union 
für erneuerbare Energie (ABl. L 303 vom 17.9.2020, S. 1).



b) Folgender Absatz wird eingefügt: 

„(7a) Auf der Grundlage der gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 

2022/869 festgelegten Richtziele für die Erzeugung von Offshore-

Energie aus erneuerbaren Quellen in jedem Meeresbecken 

veröffentlichen die betroffenen Mitgliedstaaten Informationen über die 

Mengen an Offshore-Energie aus erneuerbaren Quellen, deren 

Erzeugung die sie im Wege von Ausschreibungen erreichen wollen, 

wobei sie der technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit der 

Netzinfrastruktur und den bereits durchgeführten Tätigkeiten 

Rechnung tragen. Die Mitgliedstaaten streben an, in ihren maritimen 

Raumordnungsplänen Projekten im Bereich der Offshore-Energie aus 

erneuerbaren Quellen Gebiete zuzuweisen, wobei den bereits in den 

betroffenen Gebieten durchgeführten Tätigkeiten Rechnung zu tragen 

ist. Im Interesse einer einfacheren Erteilung von Genehmigungen für 

gemeinsame Projekte im Bereich der Offshore-Energie aus 

erneuerbaren Quellen verringern die Mitgliedstaaten die Komplexität 

und erhöhen die Effizienz und Transparenz des 

Genehmigungsverfahrens, verstärken die Zusammenarbeit 

untereinander, und richten gegebenenfalls eine zentrale Anlaufstelle 

ein. Zur Erhöhung der Akzeptanz in der Öffentlichkeit können die 

Mitgliedstaaten Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften in gemeinsame 

Projekte im Bereich der Offshore-Energie aus erneuerbaren Quellen 

einbeziehen.“



5. Artikel 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass einzelstaatliche Vorschriften für 

die Genehmigungs-, Zertifizierungs- und Zulassungsverfahren, die auf 

Anlagen zur Produktion von Elektrizität, Wärme oder Kälte aus 

erneuerbaren Quellen und die angegliederten Übertragungs- und 

Verteilernetze sowie auf den Vorgang der Umwandlung von Biomasse in 

Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe oder 

sonstige Energieprodukte und auf erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen 

Ursprungs angewandt werden, verhältnismäßig und notwendig sind und 

zur Umsetzung des Prinzips Energieeffizienz an erster Stelle (energy 

efficiency first) beitragen.“

b) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten legen eindeutige technische Spezifikationen fest, die 

Geräte und Systeme, die Energie aus erneuerbaren Quellen nutzen, 

erfüllen müssen, damit ihnen die Förderregelungen zugutekommen und 

sie bei der Vergabe öffentlicher Aufträge berücksichtigt werden 

können. Sind harmonisierte Normen oder europäische Normen 

vorhanden, einschließlich von den europäischen 

Normungsorganisationen entwickelter technischer Referenzsysteme, 

werden solche technischen Spezifikationen auf der Grundlage dieser 

Normen abgefasst. Vorrang haben dabei harmonisierte Normen, deren 

Fundstellen zur Unterstützung des Unionsrechts im Amtsblatt der 

Europäischen Union veröffentlicht wurden, etwa die Verordnung (EU) 

2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates* oder die 

Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates**. Sind keine solchen Normen vorhanden, sind sonstige 

harmonisierte Normen und europäische Normen in dieser Reihenfolge zu 

nutzen. In den technischen Spezifikationen darf nicht vorgeschrieben 

werden, wo die Geräte und Systeme zu zertifizieren sind, und sie dürfen 

kein Hindernis für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts 

darstellen.



(2a) Die Mitgliedstaaten fördern die Erprobung innovativer Technologie im 

Bereich erneuerbare Energie zur Erzeugung, gemeinsamen Nutzung 

und Speicherung von Energie aus erneuerbaren Quellen während 

eines begrenzten Zeitraums in Pilotprojekten unter realen 

Bedingungen, wobei die Erprobung unter der Aufsicht einer 

zuständigen Behörde, im Einklang mit geltendem Unionsrecht und mit 

geeigneten Sicherheitsvorkehrungen erfolgt, damit für den sicheren 

Betrieb des Energiesystems gesorgt ist und keine unverhältnismäßigen 

Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts eintreten.



(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre zuständigen Behörden auf 

nationaler, regionaler und lokaler Ebene bei der Planung, auch bei der 

frühzeitigen Raumplanung, beim Entwurf, beim Bau und bei der 

Renovierung von städtischer Infrastruktur, Industrie-, Gewerbe- oder 

Wohngebieten, Energie- und Verkehrsinfrastruktur, einschließlich 

Netzen für Elektrizität, Fernwärme und -kälte sowie Erdgas und 

alternative Kraftstoffe, Vorschriften für die Integration und den 

Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen, auch für die 

Eigenversorgung mit Elektrizität aus erneuerbaren Quellen und 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften sowie die Nutzung 

unvermeidbarer Abwärme und -kälte, vorsehen. Die Mitgliedstaaten 

halten insbesondere lokale und regionale Verwaltungsstellen dazu an, 

die Wärme- und Kälteversorgung aus erneuerbaren Quellen, soweit 

angemessen, in die Planung der städtischen Infrastruktur 

einzubeziehen und sich mit den Netzbetreibern abzustimmen, damit 

berücksichtigt wird, wie sich Energieeffizienz- und 

Laststeuerungsprogramme sowie bestimmte Vorschriften auf die 

Eigenversorgung mit Elektrizität aus erneuerbaren Quellen und 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften sowie auf die Pläne der 

Netzbetreiber für den Ausbau der Infrastruktur auswirken.

_________________

* Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens für die 
Energieverbrauchskennzeichnung und zur Aufhebung der Richtlinie 
2010/30/EU (ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 1).

** Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die 
Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung 
energieverbrauchsrelevanter Produkte (ABl. L 285 vom 31.10.2009, 
S. 10).“

c) Die Absätze 4 bis 7 werden gestrichen.



d) Absatz 8 erhält folgende Fassung:

„(8) Die Mitgliedstaaten müssen die rechtlichen und administrativen 

Hindernisse für langfristige Verträge über den Bezug von erneuerbarer 

Energie bewerten, unbegründete Hindernisse beseitigen und die 

Verbreitung solcher Verträge unterstützen, auch indem sie ermitteln, wie 

die mit diesen Verträgen verbundenen finanziellen Risiken, insbesondere 

durch Kreditgarantien, verringert werden können. Die Mitgliedstaaten 

stellen sicher, dass derartige Verträge keinen unverhältnismäßigen oder 

diskriminierenden Verfahren sowie Umlagen und Abgaben unterworfen 

sind und dass etwaige damit verbundene Herkunftsnachweise im Rahmen 

des Vertrags über den Bezug von erneuerbarer Energie auf den Käufer 

der erneuerbaren Energie übertragen werden können.

Die Mitgliedstaaten beschreiben ihre Strategien und Maßnahmen zur 

Förderung der Verbreitung von Verträgen über den Bezug von 

erneuerbarer Energie in ihren gemäß den Artikeln 3 und 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen 

Energie- und Klimaplänen und in den gemäß Artikel 17 der genannten 

Verordnung vorgelegten Fortschrittsberichten. Zudem legen sie in diesen 

Fortschrittsberichten eine Angabe zu ▌der durch Verträge über den 

Bezug von erneuerbarer Energie unterstützten Erzeugung von Energie 

aus erneuerbaren Quellen vor.



Im Anschluss an die in Unterabsatz 1 genannte Bewertung analysiert 

die Kommission die Hindernisse für langfristige Verträge über den 

Bezug von erneuerbarer Energie und insbesondere für den Einsatz 

grenzübergreifender Verträge über den Bezug von erneuerbarer 

Energie und gibt Leitlinien für die Beseitigung dieser Hindernisse 

heraus.

▌(9) Bis zum … [zwei Jahre nach Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] prüft die Kommission, ob zusätzliche Maßnahmen 

erforderlich sind, um die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der 

Genehmigungsverfahren gemäß der vorliegenden Richtlinie zu 

unterstützen, unter anderem durch die Ausarbeitung wesentlicher 

Leistungsindikatoren als Richtwerte.“



6. ▌Folgende Artikel werden eingefügt:

„Artikel 15a

Einbeziehung von Energie aus erneuerbaren Quellen in Gebäuden

(1) Zur Förderung der Erzeugung und Nutzung von Energie aus erneuerbaren 

Quellen im Wirtschaftszweig Gebäude legen die Mitgliedstaaten für das Jahr 

2030 einen Richtwert für den nationalen Anteil der am Standort oder in der 

Nähe erzeugten bzw. aus dem Netz bezogenen Energie aus erneuerbaren 

Quellen am Endenergieverbrauch in ihrem Wirtschaftszweig Gebäude fest, der 

mit der Richtzielvorgabe im Einklang steht, bis 2030 einen Anteil der Energie 

aus erneuerbaren Quellen von mindestens 49 % am Endenergieverbrauch in 

Gebäuden in der Union zu erreichen. Die Mitgliedstaaten nehmen den 

Richtwert für den nationalen Anteil und Angaben darüber, wie sie ihn zu 

erreichen planen, in die gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung (EU) 

2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen Energie- und Klimapläne ▌auf.

(2) Die Mitgliedstaaten können Abwärme und ‑kälte bis zu einer Obergrenze von 

20 % auf den in Absatz 1 genannten Richtwert für den nationalen Anteil 

anrechnen. Beschließen sie dies, so erhöht sich der Richtwert für den 

nationalen Anteil um die Hälfte des Prozentsatzes der verwendeten Abwärme 

und ‑kälte, der auf diesen Anteil angerechnet wird.



(3) Die Mitgliedstaaten legen in ihren nationalen Regelungen und 

Bauvorschriften ▌und, soweit anwendbar, in ihren Förderregelungen geeignete 

Maßnahmen fest, um den Anteil von am Standort oder in der Nähe erzeugtem 

Strom und erzeugter Wärme und Kälte aus erneuerbaren Quellen sowie der 

aus dem Netz bezogenen Energie aus erneuerbaren Quellen im 

Gebäudebestand zu erhöhen. Diese Maßnahmen können nationale 

Maßnahmen einschließen, die im Zusammenhag stehen mit einer erheblichen 

Steigerung des Eigenverbrauchs von Energie aus erneuerbaren Quellen, der 

Anzahl der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, der lokalen 

Energiespeicherung, intelligenten Ladens und bidirektionalen Ladens, 

anderer Flexibilitätsdienste wie Laststeuerung sowie Maßnahmen in 

Kombination mit Energieeffizienzsteigerungen im Zusammenhang mit KWK 

und größeren Renovierungen, durch die die Zahl von 

Niedrigstenergiegebäuden und Gebäuden gesteigert wird, die über die 

Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz gemäß Artikel 4 der 

Richtlinie 2010/31/EU hinausgehen.



Um den Richtwert für den in Absatz 1 festgelegten Anteil der Energie aus 

erneuerbaren Quellen zu erreichen, sehen die Mitgliedstaaten in ihren 

nationalen Regelungen und Bauvorschriften ▌und, soweit anwendbar, in ihren 

Förderregelungen oder auf andere Weise mit entsprechender Wirkung 

verpflichtende Mindestwerte für die Nutzung von am Standort oder in der 

Nähe erzeugter Energie aus erneuerbaren Quellen sowie aus dem Netz 

bezogener Energie aus erneuerbaren Quellen in neuen Gebäuden und 

bestehenden Gebäuden, die gemäß der Richtlinie 2010/31/EU einer größeren 

Renovierung oder einer Erneuerung der Heizungsanlage unterzogen 

werden, vor, sofern dies wirtschaftlich, technisch und funktional 

durchführbar ist. Die Mitgliedstaaten müssen es gestatten, die Verpflichtung 

zur Erreichung dieser Mindestwerte unter anderem durch eine effiziente 

Fernwärme- und Fernkälteversorgung zu erfüllen. 

Hinsichtlich bestehender Gebäude gilt Unterabsatz 1 auch für die Streitkräfte, 

aber nur soweit die Anwendung nicht mit der Art und dem Hauptzweck der 

Tätigkeit der Streitkräfte kollidiert, und mit Ausnahme von Material, das 

ausschließlich für militärische Zwecke verwendet wird.



(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass öffentliche Gebäude auf nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene im Einklang mit ▌Artikel 9 der Richtlinie 

2010/31/EU und des Artikels 5 der Richtlinie 2012/27/EU hinsichtlich des 

Anteils der genutzten Energie aus erneuerbaren Quellen eine Vorbildfunktion 

erfüllen. Die Mitgliedstaaten können unter anderem zulassen, dass diese 

Verpflichtung dadurch erfüllt wird, dass die Dächer öffentlicher oder gemischt 

privat und öffentlich genutzter Gebäude durch Dritte für Anlagen zur 

Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen genutzt werden. 

(5) Die Mitgliedstaaten können, sofern sie es für zweckmäßig erachten, im 

Wirtschaftszweig Gebäude die Zusammenarbeit zwischen den lokalen 

Behörden und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften fördern, insbesondere 

durch die Vergabe öffentlicher Aufträge. 



(6) Zur Erreichung des Richtwerts für den Anteil der Energie aus erneuerbaren 

Quellen gemäß Absatz 1 fördern die Mitgliedstaaten im jeweiligen lokalen 

Kontext die Nutzung von mit Energie aus erneuerbaren Quellen betriebenen 

Wärme- und Kälteversorgungssystemen und -ausrüstungen und können 

innovative Technologie, darunter intelligente und mit Energie aus 

erneuerbaren Quellen betriebene elektrische Wärme- und 

Kälteversorgungssysteme und die entsprechende Ausrüstung fördern, die, 

soweit anwendbar, durch eine intelligente Steuerung des Energieverbrauchs 

in den Gebäuden ergänzt werden. Dazu verwenden die Mitgliedstaaten alle 

geeigneten Maßnahmen, Instrumente und Anreize, unter anderem 

Energielabels gemäß der Verordnung (EU) 2017/1369, Ausweise über die 

Gesamtenergieeffizienz gemäß Artikel 11 der Richtlinie 2010/31/EU und 

andere auf Unions- oder nationaler Ebene entwickelte geeignete Ausweise oder 

Normen, und sie sorgen für die Bereitstellung angemessener Informationen und 

Beratung zu erneuerbaren und hoch energieeffizienten Alternativen sowie zu 

verfügbaren Finanzinstrumenten und Anreizen zur Förderung einer schnelleren 

Ersetzung alter Wärmeversorgungssysteme und einer beschleunigten 

Umstellung auf Lösungen, die auf erneuerbarer Energie basieren.



Artikel 15b

Erfassung der Gebiete, die für die nationalen Beiträge zum Gesamtziel der Union 

für Energie aus erneuerbaren Quellen für 2030 notwendig sind

(1) Bis zum … [18 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] führen die Mitgliedstaaten im Hinblick auf den Einsatz 

erneuerbarer Energie in ihrem Hoheitsgebiet eine koordinierte Erfassung 

durch, bei der sie das inländische Potenzial und die verfügbaren 

Landflächen, unterirdischen Flächen, Meere oder Binnengewässer 

ermitteln, die für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Energie 

aus erneuerbaren Quellen und die damit zusammenhängende Infrastruktur 

wie Netz- und Speicheranlagen einschließlich Wärmespeichern benötigt 

werden, um mindestens ihren nationalen Beitrag zum Gesamtziel der Union 

für erneuerbare Energie für 2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 dieser Richtlinie 

zu erreichen. Die Mitgliedstaaten können zu diesem Zweck ihre bestehenden 

Raumordnungsdokumente oder -plänen nutzen oder auf ihnen aufbauen, 

einschließlich maritimer Raumordnungspläne, die gemäß der Richtlinie 

2014/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates* ausgearbeitet 

werden. Die Mitgliedstaaten sorgen gegebenenfalls für die Koordinierung 

zwischen allen einschlägigen nationalen, regionalen und lokalen Behörden 

und Stellen – einschließlich der Netzbetreiber – bei der Erfassung der 

benötigten Gebiete.



Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass diese Gebiete, einschließlich der 

bestehenden Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie und 

Kooperationsmechanismen, mit den erwarteten Zielpfaden und der 

geplanten installierten Gesamtleistung der jeweiligen Technologie im 

Einklang stehen, die in den gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 vorgelegten nationalen Energie- und Klimaplänen festgelegt 

wurden. 

(2) Zur Identifizierung der in Absatz 1 genannten Gebiete berücksichtigen die 

Mitgliedstaaten insbesondere

a) die Verfügbarkeit von Energie aus erneuerbaren Quellen und das 

Potenzial der verschiedenen Technologien für die Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen auf den Landflächen, unterhalb der 

Oberfläche, auf den Meeren oder Binnengewässern;

b) die prognostizierte Energienachfrage unter Berücksichtigung der 

potenziellen Flexibilität der aktiven Laststeuerung, der erwarteten 

Effizienzgewinne und der Energiesystemintegration;



c) die Verfügbarkeit der einschlägigen Energieinfrastruktur, 

einschließlich der Netze, der Speicheranlagen und anderer 

Flexibilitätsinstrumente oder das Potenzial zur Schaffung oder zum 

weiteren Ausbau einer solchen Netz- und Speicherinfrastruktur.

(3) Die Mitgliedstaaten begünstigen die Mehrfachnutzung der in Absatz 1 

genannten Gebiete. Projekte im Bereich erneuerbare Energie müssen mit 

den bereits bestehenden Nutzungen dieser Gebiete vereinbar sein.

(4) Die Mitgliedstaaten überprüfen regelmäßig – und aktualisieren 

erforderlichenfalls – die in Absatz 1 genannten Gebiete, insbesondere im 

Rahmen der Aktualisierung ihrer gemäß den Artikeln 3 und 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten nationalen Energie- und 

Klimapläne.



Artikel 15c

Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie

(1) Bis zum … [27 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die zuständigen 

Behörden einen oder mehrere Pläne verabschieden, mit denen sie als 

UntergrDuppe der in Artikel 15b Absatz 1 genannten Gebiete für eine oder 

mehrere Arten erneuerbarer Energiequellen Beschleunigungsgebiete für 

erneuerbare Energie ausweisen. Die Mitgliedstaaten können Anlagen zur 

Verfeuerung von Biomasse und Wasserkraftwerke ausnehmen. Die 

zuständigen Behörden müssen in diesen Plänen

a) ausreichend homogene Land-, Binnengewässer- und Meeresgebiete 

ausweisen, in denen in Anbetracht der Besonderheiten des 

ausgewählten Gebiets die Nutzung einer bestimmten Art oder 

bestimmter Arten erneuerbarer Energie voraussichtlich keine 

erheblichen Umweltauswirkungen hat, wobei sie

i) vorrangig künstliche und versiegelte Flächen wie Dächer und 

Fassaden von Gebäuden, Verkehrsinfrastrukturflächen und ihre 

unmittelbare Umgebung, Parkplätze, landwirtschaftliche 

Betriebe, Abfalldeponien, Industriestandorte, Bergwerke, 

künstliche Binnengewässer, Seen oder Reservoirs und unter 

Umständen kommunale Abwasserbehandlungsanlagen sowie 

vorbelastete Flächen, die nicht für die Landwirtschaft genutzt 

werden können, auswählen;



ii) Natura-2000-Gebiete und Gebiete, die im Rahmen nationaler 

Programme zum Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt 

ausgewiesen sind, Hauptvogelzugrouten und Meeressäuger-

Hauptzugrouten und andere Gebiete, die auf der Grundlage von 

Sensibilitätskarten und mit den unter Punkt iii genannten 

Instrumenten ermittelt wurden, ausschließen, mit Ausnahme 

künstlicher und bebauter Flächen wie Dächern, Parkplätzen oder 

Verkehrsinfrastruktur, die sich in diesen Gebieten befinden;

iii) alle geeigneten und verhältnismäßigen Instrumente und 

Datensätze, z. B. Sensibilitätskarten für Wildtiere, nutzen, um die 

Gebiete zu ermitteln, in denen keine erheblichen 

Umweltauswirkungen durch Anlagen zur Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen zu erwarten wären, wobei sie 

die im Zusammenhang mit der Entwicklung eines kohärenten 

Natura-2000-Netzes verfügbaren Daten – sowohl in Bezug auf 

Lebensraumtypen und Arten gemäß der Richtlinie 92/43/EWG 

des Rates** als auch in Bezug auf gemäß der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates*** 

geschützte Vögel und Gebiete – berücksichtigen;



b) für die Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie geeignete 

Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen festlegen, die bei der 

Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie und von 

Energiespeichern am selben Standort sowie der für den Anschluss 

solcher Anlagen und Speicher an das Netz erforderlichen Anlagen, zu 

ergreifen sind, um mögliche negative Umweltauswirkungen zu 

vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, gegebenenfalls erheblich 

zu verringern, wobei die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass geeignete 

Minderungsmaßnahmen verhältnismäßig und zeitnah durchgeführt 

werden, damit die Verpflichtungen gemäß Artikel 6 Absatz 2 und 

Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG, Artikel 5 der Richtlinie 

2009/147/EWG und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates**** 

eingehalten werden und keine Verschlechterung eintritt und ein guter 

ökologischer Zustand oder ein gutes ökologisches Potenzial gemäß 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Richtlinie 2000/60/EG 

erreicht wird. 

Die in Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten Regeln sind auf die 

Besonderheiten der identifizierten Beschleunigungsgebiete für erneuerbare 

Energie, die Art oder Arten der Technologie für erneuerbare Energie, die in 

dem jeweiligen Gebiet ausgebaut werden soll bzw. sollen, und die ermittelte 

Umweltauswirkung auszurichten. 



Unbeschadet des Artikels 16a Absätze 4 und 5 dieser Richtlinie wird bei 

Einhaltung der in Unterabsatz 1 Buchstabe b und unter Buchstabe b des 

vorliegenden Absatzes genannten Regeln und bei der Durchführung der 

geeigneten Minderungsmaßnahmen im Rahmen der einzelnen Projekte 

davon ausgegangen, dass die Projekte nicht gegen die genannten 

Bestimmungen verstoßen. Wurden neuartige Minderungsmaßnahmen, mit 

denen die Tötung oder Störung von gemäß den Richtlinien 92/43/EWG und 

2009/147/EG geschützten Arten oder andere Umweltauswirkungen so weit 

wie möglich verhindert werden sollen, nicht umfassend auf ihre Wirksamkeit 

geprüft, so können die Mitgliedstaaten deren Anwendung für ein oder 

mehrere Pilotprojekte für einen begrenzten Zeitraum gestatten, sofern die 

Wirksamkeit dieser Minderungsmaßnahmen genau überwacht wird und, 

falls sie sich als nicht wirksam erweisen sollten, sofort geeignete Schritte 

unternommen werden.

Die zuständigen Behörden erläutern in dem in Unterabsatz 1 genannten 

Plan zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare 

Energie, welche Bewertung vorgenommen wurde, um die einzelnen 

ausgewiesenen Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie auf der 

Grundlage der in Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Kriterien zu 

ermitteln und geeignete Minderungsmaßnahmen festzulegen.



(2) Die Pläne zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare 

Energie werden vor ihrer Annahme einer Umweltprüfung gemäß der 

Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates**** 

unterzogen, und, sofern sie voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf 

Natura-2000-Gebiete haben, der Prüfung gemäß Artikel 6 Absatz 3 der 

Richtlinie 92/43/EWG.

(3) Die Mitgliedstaaten entscheiden über die Größe der Beschleunigungsgebiete 

für erneuerbare Energie unter Berücksichtigung der Besonderheiten und 

Anforderungen der Art oder Arten der Technologie, für die sie 

Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie einrichten. Auch wenn die 

Entscheidung über die Größe dieser Gebiete im Ermessen der 

Mitgliedstaaten liegt, zielen die Mitgliedstaaten darauf ab sicherzustellen, 

dass die Gebiete zusammengenommen eine erhebliche Größe aufweisen und 

zur Verwirklichung der in der vorliegenden Richtlinie dargelegten Ziele 

beitragen. Die in Absatz 1 Unterabsatz 1 dieses Artikels genannten Pläne zur 

Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie werden 

öffentlich zugänglich gemacht und gegebenenfalls regelmäßig, insbesondere 

im Rahmen der Aktualisierung der gemäß den Artikeln 3 und 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen Energie- 

und Klimapläne, überprüft.



(4) Bis zum ... [sechs Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] können die Mitgliedstaaten bestimmte Gebiete, die 

bereits als Gebiete, die für den beschleunigten Einsatz einer oder mehrerer 

Technologien für erneuerbare Energie geeignet sind, ausgewiesen wurden, 

zu Beschleunigungsgebieten für eine oder mehrere Arten von erneuerbarer 

Energie erklären, sofern alle folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Diese Gebiete liegen außerhalb von Natura-2000-Gebieten, von 

Gebieten, die im Rahmen nationaler Programme zum Schutz der Natur 

und der biologischen Vielfalt ausgewiesen sind, sowie außerhalb von 

ausgewiesenen Vogelzugrouten;

b) die Pläne zur Ausweisung dieser Gebiete wurden einer strategischen 

Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG und gegebenenfalls 

einer Prüfung gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG 

unterzogen;

c) mit den Projekten in diesen Gebieten werden angemessene und 

verhältnismäßige Regeln und Maßnahmen umgesetzt, um möglichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen entgegenzuwirken.



(5) Die zuständigen Behörden wenden das Genehmigungsverfahren und die 

Fristen gemäß Artikel 16a auf die einzelnen Projekte in den 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie an.

Artikel 15d

Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen für die Beteiligung der Öffentlichkeit an den 

Plänen zur Ausweisung von in Artikel 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie gemäß Artikel 6 der 

Richtlinie 2001/42/EG, wozu auch die Ermittlung der betroffenen bzw. 

voraussichtlich betroffenen Öffentlichkeit gehört.



(2) Die Mitgliedstaaten fördern die öffentliche Akzeptanz der Projekte im 

Bereich erneuerbare Energie durch die direkte und indirekte Beteiligung 

lokaler Gemeinschaften an diesen Projekten. .

Artikel 15e

Gebiete für Netz- und Speicherinfrastruktur, die für die Integration von 

erneuerbarer Energie in das Stromsystem erforderlich ist

(1) Die Mitgliedstaaten können einen oder mehrere Pläne zur Ausweisung 

spezieller Infrastrukturgebiete für die Umsetzung von Netz- und 

Speicherprojekten annehmen, die für die Integration von erneuerbarer 

Energie in das Stromnetz erforderlich sind, wenn durch diese Umsetzung 

keine erhebliche Umweltauswirkung zu erwarten ist, eine solche Auswirkung 

angemessen vermindert oder, wenn dies nicht möglich ist, ausgeglichen 

werden kann. Ziel dieser Gebiete ist es, die Beschleunigungsgebiete für 

erneuerbare Energie zu unterstützen und zu ergänzen. Diese Pläne müssen

a) im Fall von Netzprojekten Natura-2000-Gebiete und Gebiete, die im 

Rahmen nationaler Programme zum Schutz der Natur und der 

biologischen Vielfalt ausgewiesen sind, meiden, es sei denn, es gibt 

unter Berücksichtigung der mit dem Gebiet verbundenen Ziele keine 

verhältnismäßige Alternative für den Ausbau;



b) im Fall von Speicherprojekten Natura-2000-Gebiete und Gebiete, die 

im Rahmen nationaler Schutzprogramme ausgewiesen sind, 

ausschließen;

c) Synergieeffekte mit der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie sicherstellen;

d) einer Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG und 

gegebenenfalls einer Prüfung gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 

92/43/EWG unterzogen werden und

e) geeignete und verhältnismäßige Regeln festlegen, auch in Bezug auf 

verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen, die für die Entwicklung 

von Netz- und Speicherprojekten zu ergreifen sind, um mögliche 

nachteilige Umweltauswirkungen zu vermeiden oder, falls es nicht 

möglich ist, diese Auswirkungen zu vermeiden, sie erheblich zu 

verringern.

Während der Ausarbeitung dieser Pläne konsultieren die Mitgliedstaaten die 

betreffenden Betreiber von Infrastruktursystemen.



(2) Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 2 sowie Anhang I 

Nummer 20 und Anhang II Nummer 3 Buchstabe b der Richtlinie 

2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates****** und 

abweichend von Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG können die 

Mitgliedstaaten in begründeten Fällen, auch wenn dies erforderlich ist, um 

den Ausbau von erneuerbarer Energie zu beschleunigen, um die 

klimapolitischen Vorgaben und die Zielvorgaben für  erneuerbare Energie  

zu erreichen, Netz- und Speicherprojekte, die für die Integration von 

erneuerbarer Energie in das Stromnetz erforderlich sind, von der 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 

2011/92/EU ebenso ausnehmen, wie von einer Bewertung ihrer 

Auswirkungen auf Natura-2000-Gebiete gemäß Artikel 6 Absatz 3 der 

Richtlinie 92/43/EWG und von der Prüfung ihrer Auswirkungen auf den 

Artenschutz gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG und 

Artikel 5 der Richtlinie 2009/147/EG, sofern das Netz- oder Speicherprojekt 

in einem gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels ausgewiesenen 

gewidmeten Infrastrukturgebiet liegt und die gemäß Absatz 1 Buchstabe e 

des vorliegenden Artikels festgelegten Regeln und Maßnahmen eingehalten 

werden. Die Mitgliedstaaten können diese Ausnahmen auch für 

Infrastrukturgebiete gewähren, die bereits vor dem ... [Datum des 

Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie] ausgewiesen wurden, sofern diese 

einer Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG unterzogen wurden. 

Diese Abweichungen gelten nicht für Projekte, die voraussichtlich erhebliche 

Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Mitgliedstaats haben, oder 

wenn ein Mitgliedstaat, der davon voraussichtlich erheblich betroffen ist, 

gemäß Artikel 7 der Richtlinie 2011/92/EU einen entsprechenden Antrag 

stellt.

(3) Nimmt ein Mitgliedstaat die Netz- und Speicherprojekte gemäß Absatz 2 von 

den dort genannten Prüfungen aus, so führen die zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten ein Screening der Projekte in den speziellen 

Infrastrukturgebieten durch. Dieses Screening stützt sich auf vorhandene 

Daten aus der Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG. Die 

zuständigen Behörden können den Antragsteller auffordern, zusätzliche 



verfügbare Informationen vorzulegen. Das Screening muss binnen 30 Tagen 

abgeschlossen werden. Dabei soll festgestellt werden, ob eines dieser Projekte 

angesichts der ökologischen Sensibilität der geografischen Gebiete, in denen 

es angesiedelt ist, mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen haben wird, die bei der 

Umweltprüfung der Pläne zur Ausweisung spezieller Infrastrukturgebiete, 

die gemäß der Richtlinie 2001/42/EG und gegebenenfalls gemäß der 

Richtlinie 92/43/EWG durchgeführt wurde, nicht ermittelt wurden.



(4) Ergibt das Screening, dass ein Projekt mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen gemäß Absatz 3 

haben wird, so stellt die zuständige Behörde auf der Grundlage der 

vorliegenden Daten sicher, dass gegen diese geeignete und verhältnismäßige 

Minderungsmaßnahmen getroffen werden. Können solche 

Minderungsmaßnahmen nicht getroffen werden, so stellt die zuständige 

Behörde sicher, dass der Betreiber geeignete Ausgleichsmaßnahmen ergreift, 

um diesen Auswirkungen zu begegnen, die, falls keine anderen 

angemessenen Ausgleichsmaßnahmen verfügbar sind, in Form eines 

finanziellen Ausgleichs für Artenschutzprogramme erfolgen können, um den 

Erhaltungszustand der betroffenen Arten zu wahren oder zu verbessern.



(5) Erfordert die Integration von Energie aus erneuerbaren Quellen in das 

Stromnetz ein Projekt zum Ausbau der Netzinfrastruktur innerhalb oder 

außerhalb spezieller Infrastrukturgebiete und unterliegt dieses Projekt einem 

Screening gemäß Absatz 3 dieses Artikels, einer Feststellung, ob eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist, oder einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2011/92/EU, 

so beschränkt sich dieses Überprüfungverfahren, diese Feststellung oder 

diese Umweltverträglichkeitsprüfung auf die potenziellen Auswirkungen, die 

sich aus der Änderung oder Erweiterung im Vergleich zur ursprünglichen 

Netzinfrastruktur ergeben.

______________
* Richtlinie 2014/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Juli 2014 zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumplanung 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 135).

** Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
L 206, 22.7.1992, S. 7).

*** Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. 
L 20 vom 26.1.2010, S. 7).

**** Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen 
der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 22.12.2000, 
S. 1).

***** Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne 
und Programme (ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30).

****** Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 26 vom 28.1.2012, S. 1).“



7. Artikel 16 erhält folgende Fassung:

„Artikel 16

Organisation und wichtigste Grundsätze des Genehmigungsverfahrens

(1) Das Genehmigungsverfahren erstreckt sich auf alle einschlägigen 

Verwaltungsgenehmigungen für den Bau, das Repowering und den Betrieb 

von Anlagen zur Erzeugung von unterschiedlichen Arten von erneuerbarer 

Energie, darunter auch solche, die verschiedene Arten von Energie aus 

erneuerbaren Quellen kombinieren, Wärmepumpen und Energiespeicher am 

selben Standort, einschließlich Anlagen zur Speicherung von Strom und 

Wärme, sowie Anlagen, die für den Anschluss Anschluss solcher Anlagen, 

Wärmepumpen und Speicher an das Netz und die Integration von 

erneuerbarer Energie in Wärme- und Kältenetze erforderlich sind, was auch 

Genehmigungen für den Netzanschluss und gegebenenfalls 

Umweltprüfungen einschließt. Das Genehmigungsverfahren umfasst alle 

behördlichen Stufen von der Bestätigung der Vollständigkeit des 

Genehmigungsantrags gemäß Absatz 2 bis zur Mitteilung der endgültigen 

Entscheidung über das Ergebnis des Genehmigungsverfahrens durch die 

zuständige(n) Behörde(n).



(2) Bei Anträgen für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie in 

Beschleunigungsgebieten bestätigt die zuständige Behörde die 

Vollständigkeit des jeweiligen Antrags innerhalb von 30 Tagen nach 

Eingang des Antrags und bei Anträgen für Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten innerhalb 

von 45 Tage nach Eingang des Antrags oder fordert den Antragsteller auf, 

unverzüglich einen vollständigen Antrag einzureichen, falls der 

Antragsteller nicht alle für die Bearbeitung eines Antrags erforderlichen 

Informationen übermittelt hat. Das Datum der Bestätigung der 

Vollständigkeit des Antrags durch die zuständige Behörde markiert den 

Beginn des Genehmigungsverfahrens.



(3) Die Mitgliedstaaten errichten oder benennen eine oder mehrere 

Anlaufstellen. Diese Anlaufstellen leisten dem Antragsteller auf sein 

Ersuchen während des gesamten administrativen Beantragungs- und 

Genehmigungsverfahrens Beratung und Unterstützung. Von einem 

Antragsteller darf während des gesamten Verfahrens nicht verlangt werden, 

sich an mehr als eine Anlaufstelle zu wenden. Die Anlaufstelle führt den 

Antragsteller in transparenter Weise durch das administrative 

Genehmigungsverfahren, einschließlich der den Umweltschutz betreffenden 

Schritte, bis die zuständigen Behörden am Ende des 

Genehmigungsverfahrens eine oder mehrere Entscheidungen treffen, stellt 

ihm alle erforderlichen Informationen zur Verfügung und bezieht 

gegebenenfalls andere Verwaltungsbehörden ein. Die Anlaufstelle stellt 

sicher, dass die in dieser Richtlinie festgelegten Fristen für die 

Genehmigungsverfahren eingehalten werden. Die Antragsteller dürfen die 

einschlägigen Unterlagen in digitaler Form einreichen. Die Mitgliedstaaten 

sorgen bis zum ... [zwei Jahre nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] dafür, dass alle Genehmigungsverfahren in 

elektronischer Form durchgeführt werden.



(4) Die Anlaufstelle stellt ein Verfahrenshandbuch für Projektträger von 

Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie bereit und macht diese 

Informationen online verfügbar, wobei sie gesondert auch auf kleinere 

Projekte im Bereich erneuerbare Energie und Projekte von Eigenversorgern 

im Bereich erneuerbare Elektrizität und Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften eingeht. In den online veröffentlichten Informationen wird 

auf die für den jeweiligen Antrag zuständige Anlaufstelle hingewiesen. 

Existieren in einem Mitgliedstaat mehrere Anlaufstellen, wird in den online 

veröffentlichten Informationen auf die für den jeweiligen Antrag zuständige 

Anlaufstelle hingewiesen.

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Antragsteller und die breite 

Öffentlichkeit bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem 

Genehmigungsverfahren und der Erteilung von Genehmigungen für den 

Bau und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie 

leichten Zugang zu einfachen Streitbeilegungsverfahren und gegebenenfalls 

auch zu Verfahren der alternativen Streitbeilegung haben.



(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Rechtsbehelfe und Rechtsmittel im 

Zusammenhang mit einem Projekt zur Errichtung einer Anlage zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie oder für den Anschluss dieser Anlage an 

das Netz und zur Errichtung der Anlagen, die für den Ausbau der für die 

Einbindung von Energie aus erneuerbaren Quellen in das Energiesystem 

notwendigen Energieinfrastrukturnetze erforderlich sind, einschließlich 

Rechtsbehelfe und Rechtsmittel in Bezug auf Umweltaspekte, dem zügigsten 

Verwaltungs- und Gerichtsverfahren unterliegen, das auf der jeweiligen 

nationalen, regionalen und lokalen Ebene zur Verfügung steht.



(7) Die Mitgliedstaaten stellen angemessene Ressourcen zur Verfügung, um für 

qualifiziertes Personal, Fortbildung und die Umschulung ihrer zuständigen 

Behörden im Einklang mit den geplanten installierten Kapazitäten zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie, die in ihren gemäß den Artikeln 3 und 14 

der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen 

Energie- und Klimaplänen vorgesehen sind, zu sorgen. Die Mitgliedstaaten 

unterstützen die regionalen und lokalen Behörden, um die 

Genehmigungsverfahren zu erleichtern.

(8) Außer in den Fällen, in denen es mit anderen behördlichen Etappen des 

Genehmigungsverfahrens zusammenfällt, umfasst die Dauer des 

Genehmigungsverfahrens Folgendes nicht:

a) die Zeit für die Errichtung oder das Repowering der Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie, ihrer Netzanschlüsse und – im 

Hinblick auf die Gewährleistung der Netzstabilität, ‑zuverlässigkeit und 

‑sicherheit – der damit verbundenen erforderlichen Netzinfrastruktur;

b) die Dauer der erforderlichen behördlichen Etappen für umfassende 

Modernisierungen des Netzes, die notwendig sind, um die 

Netzstabilität, ‑zuverlässigkeit und ‑sicherheit sicherzustellen;

c) die Dauer für gerichtliche BRechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere 

Gerichtsverfahren sowie alternative Streitbeilegungsverfahren 

einschließlich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen 

Berufungsverfahren und Rechtsbehelfe.



(9) Die Entscheidungen im Rahmen der Genehmigungsverfahren werden im 

Einklang mit geltendem Recht öffentlich zugänglich gemacht.

Artikel 16a

Genehmigungsverfahren für Projekte in Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Genehmigungsverfahren gemäß 

Artikel 16 Absatz 1 für Projekte im Bereich der erneuerbaren Energie in 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie nicht länger als 12 

Monate dauert. Bei Projekten im Bereich der Offshore-Energie aus 

erneuerbaren Quellen darf das Genehmigungsverfahren jedoch höchstens 

zwei Jahre dauern. In durch außergewöhnliche Umstände hinreichend 

begründeten Fällen können die Mitgliedstaaten beide Zeiträume um bis zu 

sechs Monate verlängern. Die Mitgliedstaaten unterrichten den 

Projektträger in aller Klarheit über die außergewöhnlichen Umstände, die 

diese Verlängerung rechtfertigen.



(2) Das Genehmigungsverfahren für das Repowering von Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie, für neue Anlagen mit einer 

Stromerzeugungskapazität unter 150 kW, für Energiespeicher am selben 

Standort, einschließlich Anlagen zur Speicherung von Strom und Wärme, 

sowie für deren Netzanschluss, sofern sie in Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie liegen, darf sechs Monate nicht überschreiten. Bei 

Projekten im Bereich der Offshore-Windenergie darf das 

Genehmigungsverfahren jedoch 12 Monate nicht überschreiten. In durch 

außergewöhnliche Umstände hinreichend begründenden Fällen, 

beispielsweise aus übergeordneten Sicherheitsgründen bei wesentlichen 

Auswirkungen eines Repowering-Projekts auf das Netz oder die 

ursprüngliche Kapazität, Größe oder Leistung der Anlage, können 

Mitgliedstaaten die Frist von sechs Monaten um bis zu drei Monate und die 

Frist von 12 Monaten bei Projekten im Bereich der Offshore-Windenergie 

um bis zu sechs Monate verlängern. Die Mitgliedstaaten unterrichten den 

Projektträger in aller Klarheit über die außergewöhnlichen Umstände, die 

diese Verlängerung rechtfertigen.



(3) Unbeschadet der Absätze 4 und 5 des vorliegenden Artikels, abweichend von 

Artikel 4 Absatz 2 und Anhang II Nummer 3 Buchstaben a, b, d, h und i und 

Nummer 6 Buchstabe c, allein oder in Verbindung mit Nummer 13 

Buchstabe a der Richtlinie 2011/92/EU – sind bei Projekten im Bereich der 

erneuerbaren Energie in asgewiesenen Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energien neue Anträge für Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie, einschließlich Anlagen, die verschiedene Arten von 

Technologie für erneuerbare Energie kombinieren, und des Repowering von 

Anlagen für die jeweilige Technologie und Energiespeicher am selben 

Standort sowie der Anschluss solcher Anlagen und Speicher an das Netz von 

der Verpflichtung zur Durchführung einer speziellen 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 

2011/92/EU ausgenommen, sofern diese Projekte mit Artikel 15c Absatz 1 

Buchstabe b der vorliegenden Richtlinie im Einklang stehen. Diese 

Ausnahme gilt nicht für Projekte, die voraussichtlich erhebliche 

Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Mitgliedstaats haben, oder 

wenn ein Mitgliedstaat, der voraussichtlich erheblich betroffen ist, gemäß 

Artikel 7 der Richtlinie 2011/92/EU einen entsprechenden Antrag stellt.



Abweichend von Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG werden die in 

Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie keiner Verträglichkeitsprüfung in Bezug auf Natura-

2000-Gebiete unterzogen, sofern diese Projekte für erneuerbare Energie den 

gemäß Artikel 15c Absatz 1 Buchstabe b dieser Richtlinie festgelegten Regeln 

und Maßnahmen entsprechen.

(4) Die zuständigen Behörden führen für die in Absatz 3 genannten Anträgen 

ein Screening durch. Ziel dieses Screening ist, festzustellen, ob das Projekt  

im Bereich der erneuerbaren Energie angesichts der ökologischen 

Sensibilität der geografischen Gebiete, in denen es sich befindet, 

höchstwahrscheinlich erhebliche unvorhergesehene nachteilige 

Auswirkungen haben wird, die bei der Umweltprüfung der Pläne zur 

Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie gemäß 

Artikel 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 dieser Richtlinie, die gemäß der Richtlinie 

2001/42/EG und gegebenenfalls gemäß der Richtlinie 92/43/EWG 

durchgeführt wurde, nicht ermittelt wurden. Ziel dieses Screening s ist es 

auch, festzustellen, ob eines dieser Projekte im Bereich der erneuerbaren 

Energie aufgrund der Wahrscheinlichkeit erheblicher Auswirkungen auf die 

Umwelt in einem anderen Mitgliedstaat oder aufgrund eines Antrags eines 

Mitgliedstaats, der voraussichtlich erheblich betroffen sein wird, unter 

Artikel 7 der Richtlinie 2011/92/EU fällt.



Für die Zwecke dieses Screening s stellt der Projektträger Informationen 

über die Merkmale des Projekts im Bereich der erneuerbaren Energie, über 

die Einhaltung der gemäß Artikel 15c Absatz 1 Buchstabe b festgelegten 

Regeln und Maßnahmen für das betreffende Beschleunigungsgebiet, über 

etwaige zusätzliche vom Projektträger getroffene Maßnahmen im Rahmen 

des Projekts sowie darüber zur Verfügung, wie mit diesen Maßnahmen auf 

Umweltauswirkungen reagiert wird. Die zuständige Behörde kann den 

Projektträger auffordern, zusätzliche verfügbare Informationen vorzulegen. 

Das Überprüfungsverfahren für Anträge für neue Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie wird innerhalb von 45 Tagen ab dem Zeitpunkt der 

Einreichung der für diesen Zweck ausreichenden erforderlichen 

Informationen abgeschlossen. Bei Anträgen für Anlagen mit einer 

Stromerzeugungskapazität unter 150 kW und bei neuen Anträgen auf 

Repowering von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie wird das 

Überprüfungsverfahren jedoch innerhalb von 30 Tagen abgeschlossen.



(5) Im Anschluss an das Screening sind die in Absatz 3 dieses Artikels 

genannten Anträge unter Umweltgesichtspunkten genehmigt, ohne dass eine 

Verwaltungsentscheidung der zuständigen Behörde erforderlich ist, es sei 

denn, die zuständige Behörde erlässt eine Verwaltungsentscheidung, in der 

auf der Grundlage eindeutiger Beweise die Gründe dafür angegeben sind, 

dass ein bestimmtes Projekt angesichts der ökologischen Sensibilität des 

geografischen Gebiets, in dem es sich befindet, höchstwahrscheinlich 

erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen haben wird, die 

nicht durch die Maßnahmen gemindert werden können, die in den Plänen 

zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten aufgeführt sind oder vom 

Projektträger vorgeschlagen wurden. Diese Entscheidungen werden der 

Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Solche Projekte im Bereich der 

erneuerbaren Energie werden einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 

der Richtlinie 2011/92/EU und gegebenenfalls einer Prüfung gemäß der 

Richtlinie 92/43/EWG unterzogen, die binnen sechs Monaten nach der 

Verwaltungsentscheidung, mit der eine hohe Wahrscheinlichkeit erheblicher 

unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen festgestellt wird, 

durchgeführt werden. In durch außergewöhnliche Umstände hinreichend 

begründeten Fällen kann dieser Zeitraum von sechs Monaten um bis zu 

sechs Monate verlängert werden.

Unter begründeten Umständen, etwa, wenn dies erforderlich ist, um die 

Bereitstellung erneuerbarer Energie zu beschleunigen, um die 

klimapolitischen Vorgaben und die Zielvorgaben für erneuerbare Energie zu 

erreichen, können die Mitgliedstaaten Windenergie- und Fotovoltaikprojekte 

von diesen Prüfungen ausnehmen. 



Nehmen Mitgliedstaaten Windenergie- und Fotovoltaikprojekte von diesen 

Prüfungen aus, so ergreift der Betreiber angemessene 

Minderungsmaßnahmen oder, falls diese Minderungsmaßnahmen nicht zur 

Verfügung stehen, Ausgleichsmaßnahmen, die in Form eines finanziellen 

Ausgleichs erfolgen können, falls keine anderen angemessenen 

Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung stehen, um nachteiligen 

Auswirkungen entgegenzuwirken. Falls diese nachteiligen Auswirkungen 

negative Folgen für den Artenschutz haben, zahlt der Betreiber einen 

finanziellen Ausgleich für Artenschutzprogramme während der Dauer des 

Betriebs der Anlage zur Erzeugung erneuerbarer Energie, um den 

Erhaltungszustand der betroffenen Arten zu sichern oder zu verbessern. 

(6) Im Genehmigungsverfahren gemäß den Absätzen 1 und 2 stellen die 

Mitgliedstaaten sicher, dass das Ausbleiben einer Antwort der zuständigen 

Behörden innerhalb der festgelegten Frist dazu führt, dass die spezifischen 

zwischengeschalteten Verwaltungsschritte als genehmigt gelten, es sei denn, 

das gegenständliche Projekt im Bereich der erneuerbaren Energie unterliegt 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Absatz 5 oder der Grundsatz der 

stillschweigenden Zustimmung der Verwaltung ist in der nationalen 

Rechtsordnung des betreffenden Mitgliedstaates nicht vorgesehen. Dieser 

Absatz gilt nicht für die abschließenden Entscheidungen über das Ergebnis 

des Genehmigungsverfahrens, die ausdrücklich ergehen müssen. Alle 

Entscheidungen werden öffentlich zugänglich gemacht.



Artikel 16b

Genehmigungsverfahren für Projekte außerhalb von Beschleunigungsgebieten für 

erneuerbare Energie

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Genehmigungsverfahren gemäß 

Artikel 16 Absatz 1 für Projekte im Bereich der erneuerbaren Energie, die 

sich außerhalb von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie 

befinden, nicht länger dauert als zwei Jahre dauert. Für Projekte im Bereich 

der erneuerbaren Offshore-Energie darf das Genehmigungsverfahren 

jedoch höchstens drei Jahre dauern. In durch außergewöhnliche Umstände 

hinreichend begründeten Fällen, einschließlich der Fälle, in denen die 

Umstände längere Fristen für die nach den geltenden Umweltvorschriften 

der Union notwendigen Prüfungen erfordern, können Mitgliedstaaten beide 

Fristen um bis zu sechs Monate verlängern. Die Mitgliedstaaten unterrichten 

den Projektträger in aller Klarheit über die außergewöhnlichen Umstände, 

die diese Verlängerung rechtfertigen.



(2) Ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den Richtlinien 2011/92/EU 

oder 92/43/EWG erforderlich, so wird diese in einem einzigen Verfahren 

durchgeführt, in dem alle relevanten Prüfungen für ein bestimmtes Projekt 

im Bereich der erneuerbaren Energie kombiniert werden. Ist eine solche 

Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich, gibt die zuständige Behörde 

unter Berücksichtigung der vom Projektträger vorgelegten Informationen 

eine Stellungnahme zum Umfang und zum Detaillierungsgrad der 

Informationen ab, die der Projektträger in den Bericht über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung aufnehmen muss, wobei dessen Umfang 

anschließend nicht erweitert werden darf. Wurden im Rahmen eines Projekts 

im Bereich der erneuerbaren Energie die erforderlichen 

Minderungsmaßnahmen getroffen, so gelten Tötungen oder Störungen der 

gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 5 der 

Richtlinie 2009/147/EG geschützten Arten nicht als absichtlich. Wurden 

neuartige Minderungsmaßnahmen, mit denen die Tötung oder Störung von 

gemäß den Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147/EG geschützten Arten oder 

andere Umweltauswirkungen so weit wie möglich verhindert werden sollen, 

nicht umfassend auf ihre Wirksamkeit geprüft, so können die 

Mitgliedstaaten deren Anwendung für ein oder mehrere Pilotprojekte für 

einen begrenzten Zeitraum gestatten, sofern die Wirksamkeit dieser 

Minderungsmaßnahmen genau überwacht wird und unverzüglich geeignete 

Schritte unternommen werden, falls sie sich als nicht wirksam erweisen 

sollten.



Das Genehmigungsverfahren für das Repowering von Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie, für neue Anlagen mit einer 

Stromerzeugungskapazität unter 150 kW und für Energiespeicher am selben 

Standort, sowie der Anschluss solcher Anlagen und Speicher an das Netz, 

außerhalb von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie darf 

einschließlich Umweltprüfungen, sofern diese gemäß dem relevanten Recht 

erforderlich sind, nicht länger dauern als 12 Monate. Für Offshore-

Windenergieprojekte darf das Genehmigungsverfahren jedoch höchstens 

zwei Jahre dauern. In durch außergewöhnliche Umstände hinreichend 

begründeten Fällen können Mitgliedstaaten beide Zeiträume um bis zu drei 

Monate verlängern. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Projektträger in 

aller Klarheit über die außergewöhnlichen Umstände, die diese 

Verlängerung rechtfertigen.



Artikel 16c

Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens für das Repowering

(1) Führt das Repowering von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie 

nicht zu einer Erhöhung der Kapazität einer Anlage zur Erzeugung von 

erneuerbarer Energie um mehr als 15 %, so stellen die Mitgliedstaaten 

sicher, dass Genehmigungsverfahren für Anschlüsse an das Übertragungs- 

oder Verteilernetz unbeschadet der Prüfung potenzieller 

Umweltauswirkungen gemäß Absatz 2  innerhalb von drei Monaten nach der 

Antragstellung bei der betreffenden Stelle genehmigt werden, sofern keine 

begründeten Sicherheitsbedenken bestehen und keine technische 

Inkompatibilität mit Netzkomponenten vorliegt.



(2) Ist für das Repowering einer Anlage zur Erzeugung erneuerbarer Energie 

das Screening gemäß Artikel 16a Absatz 4 durchzuführen, festzustellen, ob 

für das Projekt ein Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung 

erforderlich ist, oder eine Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 4 

der Richtlinie 2011/92/EU durchzuführen, so beschränkt sich dieses 

Screening oder diese Umweltverträglichkeitsprüfung auf die potenziellen 

Auswirkungen einer Änderung oder Erweiterung im Vergleich zum 

ursprünglichen Projekt.

(3) Sind für das Repowering von Solaranlagen keine zusätzlichen Flächen 

erforderlich und entspricht es den geltenden Umweltschutzmaßnahmen, die 

für die ursprüngliche Solaranlage festgelegt wurden, so wird das Projekt von 

etwaigen anwendbaren Anforderung ausgenommen, das Screening gemäß 

Artikel 16a Absatz 4 zu durchlaufen, festzustellen, ob für das Projekt eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist oder eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2011/92/EU 

durchzuführen.



Artikel 16d

Genehmigungsverfahren für die Installation von Solarenergieanlagen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Genehmigungsverfahren gemäß 

Artikel 16 Absatz 1 für die Installation von Solarenergieanlagen und 

Energiespeichern am selben Standort, einschließlich gebäudeintegrierter 

Solaranlagen, auf bestehenden oder künftigen künstlichen Strukturen, mit 

Ausnahme künstlicher Wasserflächen, nicht länger dauert als drei Monate, 

sofern das Hauptziel dieser künstlichen Strukturen nicht in der Erzeugung 

von Solarenergie oder der Energiespeicherung besteht. Abweichend von 

Artikel 4 Absatz 2 sowie von Anhang II Nummer 3 Buchstaben a und b, 

allein oder in Verbindung mit Nummer 13 Buchstabe a der 

Richtlinie 2011/92/EU, ist eine solche Installation von Solaranlagen 

gegebenenfalls von der Verpflichtung zur Durchführung einer gesonderten 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Artikel 2 Absatz 1 dieser Richtlinie 

ausgenommen.

Die Mitgliedstaaten können bestimmte Gebiete oder Strukturen zum Schutz 

kulturellen oder historischen Erbes, wegen der nationalen Verteidigung oder 

aus Sicherheitsgründen von der Anwendung des Absatzes 1 ausnehmen.



(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Dauer des 

Genehmigungsverfahrens für die Installation von Solarenergieanlagen mit 

einer Kapazität von höchstens 100 kW, auch für Eigenversorger im Bereich 

erneuerbare Elektrizität und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, einen 

Monat nicht überschreitet. Geht innerhalb der festgelegten Frist nach 

Einreichung eines vollständigen Antrags keine Antwort der zuständigen 

Behörden oder Stellen ein, so gilt die Genehmigung als erteilt, sofern die 

Kapazität der Solarenergieanlage die bestehende Kapazität des Anschlusses 

an das Verteilernetz nicht übersteigt.

Führt die Anwendung des in Unterabsatz 1 genannten 

Kapazitätsschwellenwerts zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand oder 

zu Einschränkungen beim Betrieb des Stromnetzes, so können die 

Mitgliedstaaten einen niedrigeren Kapazitätsschwellenwert anwenden, 

sofern dieser über 10,8 kW liegt.



Artikel 16e

Genehmigungsverfahren für die Installation von Wärmepumpen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Genehmigungsverfahren für die 

Installation von Wärmepumpen mit weniger als 50 MW einen Monat nicht 

überschreiten darf. Für Erdwärmepumpen darf das Genehmigungsverfahren 

jedoch drei Monate nicht überschreiten.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass – sofern keine begründeten 

Sicherheitsbedenken bestehen, sofern keine weiteren Arbeiten für den 

Netzanschluss erforderlich sind und sofern keine technische Inkompatibilität 

der Netzkomponenten vorliegt – Anschlüsse an das Übertragungs- oder 

Verteilernetz innerhalb von zwei Wochen nach der Mitteilung an die 

zuständige Stelle für Folgendes genehmigt werden:

a) Wärmepumpen mit einer elektrischen Leistung von bis zu 12 kW, und 

b) Wärmepumpen mit einer elektrischen Leistung von bis zu 50 kW, die 

von Eigenversorgern im Bereich erneuerbare Elektrizität installiert 

werden, wenn die elektrische Leistung der Anlage zur Erzeugung von 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen des Eigenversorgers im Bereich 

erneuerbare Elektrizität mindestens 60 % der elektrischen Leistung der 

Wärmepumpe beträgt. 



(3) Den Mitgliedstaaten steht es frei, bestimmte Gebiete oder Bauwerke zum 

Schutz kulturellen oder historischen Erbes oder aufgrund nationaler 

Verteidigungsinteressen oder aus Sicherheitsgründen von der Anwendung 

der Artikel 1 und 2 auszunehmen. 

(4) Alle Entscheidungen, die auf den in den Absätzen 1 und 2 genannten 

Genehmigungsverfahren beruhen, werden im Einklang mit dem 

anwendbaren Recht veröffentlicht.



Artikel 16f

Überragendes öffentliches Interesse

Die Mitgliedstaaten stellen bis spätestens ... [drei Monate nach dem Datum des 

Inkrafttretens diese Änderungsrichtlinie] sicher, dass bis zum Erreichen der 

Klimaneutralität im Genehmigungsverfahren, bei der Planung, beim Bau und 

beim Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie, bei dem 

Anschluss solcher Anlagen an das Netz, dem betreffenden Netz selbst sowie bei 

Speicheranlagen davon ausgegangen wird, dass sie im überragenden öffentlichen 

Interesse liegen und der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienen, wenn für 

die Zwecke des Artikels 6 Absatz 4 und des Artikels 16 Absatz 1 Buchstabe c der 

Richtlinie 92/43/EWG, des Artikels 4 Absatz 7 der Richtlinie 2000/60/EG und des 

Artikels 9 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2009/147/EG im Einzelfall 

rechtliche Interessen abgewogen werden. Die Mitgliedstaaten können in 

hinreichend begründeten Einzelfällen die Anwendung dieses Artikels im Einklang 

mit den Prioritäten ihrer gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung (EU) 

2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen Energie- und Klimapläne auf 

bestimmte Teile ihres Hoheitsgebiets sowie auf bestimmte Arten von Technologie 

oder Projekten mit bestimmten technischen Eigenschaften beschränken. Die 

Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über diese angewandten 

Beschränkungen, wobei auch die Gründe für diese Beschränkungen anzugeben 

sind.“



8. Artikel 18 Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre Zertifizierungs- oder 

gleichwertigen Qualifikationssysteme für Installateure und Konstrukteure aller 

Arten von Wärme- und Kälteversorgungssystemen, die auf erneuerbarer 

Energie basieren, im Gebäudesektor, der Industrie und Landwirtschaft, ▌für 

Installateure von solaren Photovoltaiksystemen, einschließlich 

Energiespeicherung, und für Installateure von Ladepunkten, die eine 

Laststeuerung ermöglichen, zur Verfügung stehen. Diese Systeme können 

die bestehenden Systeme und Strukturen gegebenenfalls berücksichtigen und 

sind auf die in Anhang IV festgelegten Kriterien zu stützen. Jeder Mitgliedstaat 

erkennt die von anderen Mitgliedstaaten gemäß diesen Kriterien 

vorgenommenen Zertifizierungen an. 



Die Mitgliedstaaten schaffen einen Rahmen, um sicherzustellen, dass eine 

ausreichende Zahl ausgebildeter und qualifizierter Installateure für die in 

Unterabsatz 1 genannte Technologie zur Verfügung steht, um den Ausbau der 

erneuerbaren Energie bewerkstelligen, der erforderlich ist, um die in der 

vorliegenden Richtlinie festgelegten Ziele zu erreichen. 

Um für eine ausreichende Zahl von Installateuren und Konstrukteuren zu 

sorgen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass ausreichend 

Ausbildungsprogramme zur Zertifizierung oder Qualifizierung im Bereich der 

auf erneuerbare Energie gestützten Technologie  für die Wärme- und 

Kälteversorgung, der solaren Photovoltaiksysteme, einschließlich 

Energiespeicherung, der Ladepunkte, die eine Laststeuerung ermöglichen, und 

der neuesten innovativen Lösungen für diese zur Verfügung stehen, sofern 

diese Programme mit ihren Zertifizierungssystemen oder entsprechenden 

Qualifikationssystemen kompatibel sind. Die Mitgliedstaaten führen 

Maßnahmen ein, um die Teilnahme an solchen Ausbildungsprogrammen zu 

fördern, insbesondere was kleine und mittlere Unternehmen sowie 

Selbständige betrifft. Die Mitgliedstaaten können freiwillige Vereinbarungen 

mit den einschlägigen Technologieanbietern und -händlern einführen, um eine 

ausreichende Zahl von Installateuren im Bereich der neuesten auf dem Markt 

erhältlichen innovativen Lösungen und Technologie zu schulen, wobei die Zahl 

auf Verkaufsschätzungen beruhen kann.



Stellen die Mitgliedstaaten fest, dass erheblich weniger ausgebildete und 

qualifizierte Installateure als erforderlich verfügbar sind, müssen sie 

Maßnahmen ergreifen, um diese Lücke zu schließen.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen der Öffentlichkeit Informationen zu den 

Zertifizierungssystemen oder gleichwertigen Qualifikationssystemen gemäß 

Absatz 3 zur Verfügung. Die Mitgliedstaaten stellen der Öffentlichkeit 

außerdem in transparenter und leicht zugänglicher Art und Weise ein 

regelmäßig aktualisiertes Verzeichnis der gemäß Absatz 3 zertifizierten oder 

qualifizierten Installateure zur Verfügung.“



9. Artikel 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

i) Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

Zu diesem Zweck sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass auf Anfrage 

eines Produzenten von Energie aus erneuerbaren Quellen, einschließlich 

gasförmiger erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs wie 

Wasserstoff, ein Herkunftsnachweis ausgestellt wird, es sei denn, die 

Mitgliedstaaten beschließen, um dem Marktwert des 

Herkunftsnachweises Rechnung zu tragen, einem Produzenten, der 

finanzielle Förderung aus einer Förderregelung erhält, keinen 

Nachweis auszustellen. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass 

Herkunftsnachweise für Energie aus nicht erneuerbaren Quellen 

ausgestellt werden. Die Ausstellung von Herkunftsnachweisen kann von 

einer Mindestkapazität abhängig gemacht werden. Ein 

Herkunftsnachweis gilt standardmäßig für 1 MWh. Gegebenenfalls kann 

diese Standardgröße in eine Bruchgröße unterteilt werden, sofern jene 

ein Vielfaches von 1 Wh beträgt. Für jede Einheit produzierte Energie 

wird nicht mehr als ein Herkunftsnachweis ausgestellt.“



ii) Nach Unterabsatz 2 wird der folgende Unterabsatz eingefügt:

„Für kleine Anlagen unter 50 kW und für Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften werden ein vereinfachtes Registrierungsverfahren und 

reduzierte Registrierungsgebühren eingeführt.“

iii) Unterabsatz 4 Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) die Herkunftsnachweise nicht unmittelbar dem Produzenten, 

sondern einem Versorger oder Verbraucher ausgestellt werden, 

der die Energie entweder unter Wettbewerbsbedingungen oder im 

Rahmen eines langfristigen Vertrags über den Bezug von 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen kauft.“



b) Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 gelten die Herkunftsnachweise für 

Transaktionen zwölf Monate ab der Produktion der betreffenden 

Energieeinheit. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle 

Herkunftsnachweise, die nicht entwertet wurden, spätestens 18 Monate 

nach der Produktion der Energieeinheit ihre Gültigkeit verlieren. Die 

Mitgliedstaaten berücksichtigen ungültig gewordene 

Herkunftsnachweise bei der Berechnung ihres Restenergiemixes.

(4) Zu den in den Absätzen 8 und 13 genannten Kennzeichnungszwecken 

stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Energieunternehmen 

Herkunftsnachweise spätestens sechs Monate nach Ablauf ihrer 

Gültigkeit entwerten. Darüber hinaus stellen die Mitgliedstaaten bis 

zum … [18 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] sicher, dass die Daten über ihren Restenergiemix 

jährlich veröffentlicht werden.“



c) Absatz 7 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Angaben zur Energiequelle, aus der die Energie produziert wurde, und 

zu Beginn und Ende ihrer Produktion, die wie folgt spezifiziert werden 

können:

i) im Fall von Gas aus erneuerbaren Quellen, einschließlich 

gasförmiger erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs, 

sowie von Wärme- und Kälteversorgung aus erneuerbaren 

Quellen in einem stündlichen oder unterstündlichen Intervall;

ii) im Fall von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen in dem 

Bilanzkreisabrechnungszeitintervall gemäß Artikel 2 Nummer 15 

der Verordnung (EU) 2019/943;“



d) In Absatz 8 werden nach Unterabsatz 1 folgende Unterabsätze eingefügt:

Wird Gas aus einem Wasserstoff- oder Erdgasnetz, einschließlich 

gasförmiger erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs und 

Biomethan, geliefert, so muss der Versorger den Endverbrauchern den 

Anteil oder die Menge von Energie aus erneuerbaren Quellen an seinem 

Energiemix für die Zwecke von Anhang I der Richtlinie (EU) 2009/73/EG 

nachweisen. Der Versorger verwendet hierfür Herkunftsnachweise, es sei 

denn,

a) es handelt sich um den Anteil an seinem Energiemix, der etwaigen 

nicht rückverfolgten Handelsangeboten entspricht, wofür der 

Versorger den Restenergiemix nutzen kann;

b) der Mitgliedstaat hat beschlossen, einem Produzenten, der finanzielle 

Förderung aus einer Förderregelung erhält, keine 

Herkunftsnachweise auszustellen.

Verbraucht ein Kunde Gas aus einem Wasserstoff- oder Erdgasnetz, 

einschließlich gasförmiger erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen 

Ursprungs und Biomethan, wie im kommerziellen Angebot des Versorgers 

nachgewiesen, so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die entwerteten 

Herkunftsnachweise den relevanten Netzmerkmalen entsprechen.“



e) Absatz 13 erhält folgende Fassung:

„(13) Die Kommission erstellt bis zum 31. Dezember 2025 einen Bericht zur 

Bewertung der Möglichkeiten, ein unionsweites Ökolabel einzuführen, 

um die Nutzung von mit neuen Anlagen erzeugter erneuerbarer 

Energie zu fördern. Die Energieversorger weisen anhand der Angaben 

in den Herkunftsnachweisen nach, dass die Anforderungen eines 

solchen Labels erfüllt sind.

(13a) Die Kommission überwacht das Funktionieren des Systems der 

Herkunftsnachweise und bewertet bis zum 30. Juni 2025 das 

Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage im Bereich der 

Herkunftsnachweise auf dem Markt, und im Fall von 

Ungleichgewichten ermittelt sie die relevanten Faktoren, die sich auf 

Angebot und Nachfrage auswirken.“



10. Artikel 20 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf der Grundlage der in die gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 und im Einklang mit Anhang I dieser Verordnung 

▌vorgelegten integrierten nationalen Energie- und Klimapläne 

aufgenommenen Bewertung der Notwendigkeit, zur Verwirklichung des in 

Artikel 3 Absatz 1 dieser Richtlinie genannten Gesamtziels der Union neue mit 

erneuerbaren Energiequellen betriebene Fernwärme- und 

Fernkälteinfrastrukturen zu bauen, unternehmen die Mitgliedstaaten 

gegebenenfalls die erforderlichen Schritte zur Entwicklung einer effizienten 

Fernwärme- und Fernkälteinfrastruktur, um die Wärme- und Kälteversorgung 

aus erneuerbaren Quellen zu fördern, wie Solarwärme, Fotovoltaik, mit 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen betriebene Wärmepumpen, die 

Umgebungsenergie nutzen, geothermischer Energie und andere auf 

geothermischer Energie beruhende Technologie, Biomasse, Biogas, flüssige 

Biobrennstoffe sowie Abwärme und Abkälte, nach Möglichkeit in 

Kombination mit Wärmeenergiespeicherung, Laststeuerungssystemen und 

Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung.“



11. Folgender Artikel ▌wird eingefügt:

„Artikel 20a

Unterstützung der Systemintegration von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten Übertragungs- und, sofern ihnen diese Daten 

zur Verfügung stehen, die Verteilernetzbetreiber in ihrem Hoheitsgebiet dazu, 

Daten über den Anteil erneuerbarer Elektrizität und den Gehalt an 

Treibhausgasemissionen der von ihnen gelieferten Elektrizität in jeder 

Gebotszone so genau wie möglich in Intervallen, die den 

Abrechnungsintervallen des jeweiligen Marktes entsprechen, jedoch in 

Zeitabständen von höchstens einer Stunde, und zusammen mit Prognosen, 

soweit diese verfügbar sind, bereitzustellen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass die Verteilernetzbetreiber Zugang zu den erforderlichen Daten haben. 

Haben die Verteilernetzbetreiber gemäß nationalem Recht keinen Zugang zu 

allen erforderlichen Daten, so nutzen sie gemäß den Bestimmungen der 

Richtlinie (EU) 2019/944 das bestehende Datenmeldesystem des 

Europäischen Netzes der Übertragungsnetzbetreiber (Strom). Die 

Mitgliedstaaten bieten Anreize für die Verbesserung intelligenter Netze, 

damit das Netzgleichgewicht besser überwacht wird und Echtzeitdaten zur 

Verfügung gestellt werden.



Die Verteilernetzbetreiber müssen außerdem, falls technisch verfügbar, 

anonymisierte und aggregierte Daten über die Möglichkeiten der 

Laststeuerung und die von Eigenversorgern und Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften erzeugte und in das Netz eingespeiste Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen zur Verfügung stellen.

(2) Die Daten gemäß Absatz 1 werden digital auf eine Weise bereitgestellt, mit der 

die Interoperabilität auf der Grundlage harmonisierter Datenformate und 

standardisierter Datensätze sichergestellt ist, sodass sie von 

Elektrizitätsmarktteilnehmern, Aggregatoren, Verbrauchern und anderen 

Endnutzern diskriminierungsfrei verwendet und von elektronischen 

Kommunikationssystemen wie intelligenten Messsystemen, Ladepunkten für 

Elektrofahrzeuge, Wärme- und Kälteversorgungssystemen sowie 

Gebäudeenergiemanagementsystemen gelesen werden können.



(3) Zusätzlich zu den in der Verordnung (EU) .../...+ festgelegten Anforderungen 

stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Hersteller von Batterien für die 

Wohnumgebung und von Industriebatterien den Eigentümern und Nutzern der 

Batterie sowie in deren Namen handelnden Dritten, die mit ausdrücklicher 

Zustimmung im Namen der Eigentümer und Nutzer handeln, wie 

Gebäudeenergiemanagementunternehmen und Elektrizitätsmarktteilnehmern, 

zu nichtdiskriminierenden Bedingungen kostenlos und im Einklang mit den 

Datenschutzvorschriften Echtzeitzugang zu grundlegenden 

Batteriemanagementsysteminformationen gewähren, wie z. B. 

Batteriekapazität, Alterungszustand, Ladezustand und Leistungseinstellung. 

Zusätzlich zu weiteren in der Verordnung (EU) 2018/858 des Europäischen 

Parlaments und des Rates* festgelegten Typgenehmigungs- und 

Marktüberwachungsanforderungen erlassen die Mitgliedstaaten Maßnahmen, 

um vorzuschreiben, dass die Fahrzeughersteller in Echtzeit fahrzeuginterne 

Daten in Bezug auf den Alterungszustand der Batterie, den Ladezustand der 

Batterie, die Leistungseinstellung der Batterie, die Kapazität der Batterie 

sowie gegebenenfalls zusätzlich den Standort von Elektrofahrzeugen für die 

Eigentümer und Nutzer von Elektrofahrzeugen sowie für Dritte, die im Namen 

der Eigentümer und Nutzer handeln, wie Elektrizitätsmarktteilnehmer und 

Anbieter von Elektromobilitätsdienstleistungen zu nichtdiskriminierenden 

Bedingungen kostenlos und im Einklang mit den Datenschutzvorschriften 

bereitstellen. 

+ ABl.: Nummer der im Dokument PE-CONS 2/23 (2020/0353(COD)) enthaltenen 
Verordnung in den Text einfügen.



(4) Zusätzlich zu den in der Verordnung (EU) .../... ++ festgelegten Anforderungen 

stellen die Mitgliedstaaten oder die von ihnen benannten zuständigen 

Behörden sicher, dass neue und ersetzte nicht öffentlich zugängliche 

Normalladepunkte in ihrem Hoheitsgebiet installiert werden, die intelligente 

Ladefunktionen und gegebenenfalls die Schnittstelle zu intelligenten 

Messsystemen, sofern sie von den Mitgliedstaaten eingerichtet werden, sowie 

bidirektionale Ladefunktionen gemäß den Anforderungen von Artikel 15 

Absätze 3 und 4 der Verordnung (EU) .../...++ unterstützen können.

(5) Zusätzlich zu den in der Verordnung (EU) 2019/943 und der Richtlinie (EU) 

2019/944 festgelegten Anforderungen stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass 

der nationale Regelungsrahmen zulässt, dass kleine oder mobile Systeme wie 

Batterien für die Wohnumgebung oder Elektrofahrzeuge und andere kleine 

dezentrale Energiequellen auch über Aggregierung an den 

Elektrizitätsmärkten teilnehmen, einschließlich des Engpassmanagements und 

der Erbringung von Flexibilitäts- und Regelreserveleistungen. Zu diesem 

Zweck legen die Mitgliedstaaten in enger Zusammenarbeit mit allen 

Marktteilnehmern und Regulierungsbehörden auf der Grundlage der 

technischen Merkmale der Elektrizitätsmärkte technische Anforderungen 

für die Teilnahme an diesen Systemen fest.

++ ABl.: Im Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 25/23 (2021/0223(COD)) 
enthaltenen Verordnung einfügen.



Die Mitgliedstaaten sorgen für gleiche Wettbewerbsbedingungen und eine 

diskriminierungsfreie Beteiligung kleiner dezentraler Energieanlagen oder 

mobiler Systeme an den Elektrizitätsmärkten.

________________________________

* Verordnung (EU) 2018/858 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2018 über die Genehmigung und die Marktüberwachung 

von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, 

Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge, 

zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 

595/2009 und zur Aufhebung der Richtlinie 2007/46/EG (ABl. L 151 

vom 14.6.2018, S. 1).“

12. Folgende Artikel werden eingefügt:

„Artikel 22a

Einbeziehung von Energie aus erneuerbaren Quellen in der Industrie

(1) Die Mitgliedstaaten bemühen sich darum, den Anteil der erneuerbaren Quellen 

an den Energiequellen, die für Endenergieverbrauchszwecke und 

nichtenergetische Zwecke im industriellen Sektor verwendet werden, 

mindestens um einen Richtwert von 1,6 Prozentpunkten – als jährlicher, für 

die für die Zeiträume 2021‑2025 und 2026‑2030 berechneter Durchschnitt – 

zu erhöhen.

Die Mitgliedstaaten können Abwärme und ‑kälte bis zu einer Grenze von 

0,4 Prozentpunkten auf die durchschnittliche jährliche Erhöhung gemäß 

Unterabsatz 1 anrechnen, sofern die Abwärme und ‑kälte über effiziente 

Fernwärme und ‑kälte geliefert wird, mit Ausnahme von Netzen, die nur ein 

Gebäude mit Wärme versorgen, oder wenn die gesamte Wärmeenergie 

ausschließlich am Standort verbraucht wird und die Wärmeenergie nicht 

verkauft wird. Beschließen sie dies, so erhöht sich die durchschnittliche 

jährliche Erhöhung gemäß Unterabsatz 1 um die Hälfte der Prozentpunkte 

der angerechneten Abwärme und ‑kälte.



Die Mitgliedstaaten nehmen die geplanten und ergriffenen Strategien und 

Maßnahmen zur Umsetzung dieser an Richtwerten orientierten Steigerung in 

ihre gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten 

integrierten nationalen Energie- und Klimapläne und in ihre gemäß Artikel 17 

der genannten Verordnung vorgelegten Fortschrittsberichte auf.

Wenn Elektrifizierung als kosteneffiziente Option betrachtet wird, wird mit 

Hilfe dieser Strategien und Maßnahmen die Elektrifizierung industrieller 

Prozesse auf der Grundlage erneuerbarer Energie gefördert. Mit diesen 

Strategien und Maßnahmen wird angestrebt, günstige Marktbedingungen 

für die Verfügbarkeit wirtschaftlich tragfähiger und technisch machbarer 

Alternativen auf der Grundlage erneuerbarer Energie zu schaffen, um 

fossile Brennstoffe, die in der Industrie für die Wärmeversorgung verwendet 

werden, zu ersetzen, um die Verwendung fossiler Brennstoffe, die für die 

Wärmeversorgung verwendet werden und deren Temperatur unter 200 °C 

liegt, zu verringern. Bei der Annahme dieser Strategien und Maßnahmen 

tragen die Mitgliedstaaten dem Grundsatz ‚Energieeffizienz an erster Stelle‘, 

der Wirksamkeit und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit sowie der 

Notwendigkeit der Beseitigung regulatorischer, administrativer und 

wirtschaftlicher Hindernisse Rechnung. 



Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Beitrag der für 

Endenergieverbrauchszwecke und nichtenergetische Zwecke genutzten 

erneuerbaren Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs in der Industrie bis 

spätestens 2030 mindestens 42 % und bis 2035 60 % des für 

Endenergieverbrauchszwecke und nichtenergetische Zwecke genutzten 

Wasserstoffs beträgt. Dieser Prozentsatz wird wie folgt berechnet:

a) Zur Berechnung des Nenners wird der Energiegehalt des für 

Endenergieverbrauchszwecke und nichtenergetische Zwecke genutzten 

Wasserstoffs berücksichtigt, wobei Folgendes ausgenommen ist:

i) Wasserstoff, der als Zwischenprodukt für die Herstellung 

konventioneller Verkehrskraftstoffe genutzt wird, und 

Biokraftstoffe;

ii) Wasserstoff, der durch die Dekarbonisierung von industriellem 

Restgas erzeugt wird und dazu dient, das spezifische Gas zu 

ersetzen, aus denen er erzeugt wird;

iii) Wasserstoff, der in industriellen Anlagen als Nebenprodukt 

hergestellt oder aus Nebenprodukten gewonnen wird;



b) zur Berechnung des Zählers wird der Energiegehalt der für 

Endenergieverbrauchszwecke und nichtenergetische Zwecke im 

industriellen Sektor genutzten erneuerbaren Brennstoffe nicht biogenen 

Ursprungs berücksichtigt, wobei erneuerbare Brennstoffe nicht biogenen 

Ursprungs, die als Zwischenprodukte für die Herstellung konventioneller 

Verkehrskraftstoffe genutzt werden, und Biokraftstoffe ausgenommen 

sind;

c) zur Berechnung des Zählers und des Nenners sind die in Anhang III 

festgelegten Werte für den Energiegehalt von Brennstoffen zu 

verwenden.

Für die Zwecke von Unterabsatz 5 Buchstabe c dieses Absatzes gelten für die 

Bestimmung des Energiegehalts von Kraftstoffen, die nicht in Anhang III 

aufgeführt sind, die jeweiligen Europäischen Normen zur Bestimmung der 

Heizwerte von Kraftstoffen oder in Fällen, für die keine Europäische Norm zu 

diesem Zweck erlassen wurde, die entsprechenden ISO-Normen; 

(2) Die Mitgliedstaaten fördern freiwillige Kennzeichnungssysteme für 

Industrieprodukte, mit denen ausgewiesen wird, dass Industrieprodukte mit 

erneuerbarer Energie und erneuerbaren Brennstoffen nicht biogenen Ursprungs 

hergestellt wurden. Solche Kennzeichnungssysteme müssen den Prozentsatz 

der genutzten erneuerbaren Energie oder der erneuerbaren Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs, die bei der Gewinnung von Rohstoffen und in der 

Vorbehandlungs-, Herstellungs- und Vertriebsphase eingesetzt wurden, auf der 

Grundlage der in der Empfehlung (EU) 2021/2279 der Kommission* oder in 

ISO 14067:2018festgelegten Methoden. 



(3) Die Mitgliedstaaten weisen die Menge an erneuerbaren Brennstoffen nicht 

biogenen Ursprungs, die sie voraussichtlich ein- und ausführen werden, in 

ihren gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung (EU) 2018/1999 

vorgelegten integrierten nationalen Energie- und Klimaplänen und in ihren 

gemäß Artikel 17 der genannten Verordnung vorgelegten integrierten 

nationalen energie- und klimabezogenen Fortschrittsberichten aus. Auf der 

Grundlage dieser Berichterstattung entwickelt die Kommission die 

Unionsstrategie für importierten und heimischen Wasserstoff mit dem Ziel, 

einen europäischen Wasserstoffmarkt und die inländische 

Wasserstofferzeugung in der Union zu fördern und die Umsetzung dieser 

Richtlinie und die Erreichung der darin festgelegten Ziele zu unterstützen, 

wobei sie der Versorgungssicherheit und der strategischen Autonomie der 

Union im Energiebereich und gleichen Wettbewerbsbedingungen auf dem 

globalen Wasserstoffmarkt gebührend Rechnung trägt. Die Mitgliedstaaten 

geben in ihren gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung (EU) 

2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen Energie- und Klimaplänen 

und Fortschrittsberichten und in ihren gemäß Artikel 17 der genannten 

Verordnung vorgelegten integrierten nationalen energie- und 

klimabezogenen Fortschrittsberichten an, wie sie zu dieser Strategie 

beizutragen gedenken.



Artikel 22b

Bedingungen für die Verringerung des Ziels für die Verwendung erneuerbarer 

Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs in der Industrie

(1) Ein Mitgliedstaat kann den Beitrag der erneuerbaren Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs, die für Endenergieverbrauchszwecke und 

nichtenergetische Zwecke gemäß Artikel 22a Absatz 1 Unterabsatz 5 genutzt 

werden, im Jahr 2030 um 20 % verringern, vorausgesetzt, dass

a) dieser Mitgliedstaat auf Kurs zu seinem nationalen Beitrag zu dem in 

Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 festgelegten verbindlichen Gesamtziel 

der Union ist, der mindestens dem erwarteten nationalen Beitrag 

gemäß der in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1999 genannten 

Formel entspricht; und

b) der Anteil des aus fossilen Brennstoffen hergestellten Wasserstoffs 

oder seiner Derivate, der in diesem Mitgliedstaat verbraucht wird, im 

Jahr 2030 höchstens 23 % und im Jahr 2035 höchstens 20 % beträgt.

Ist eine dieser Bedingungen nicht erfüllt, gilt die in Unterabsatz 1 genannte 

Verringerung nicht mehr. 



(2) Wendet ein Mitgliedstaat die in Absatz 1 genannte Verringerung an, so teilt 

er dies der Kommission zusammen mit seinen gemäß den Artikeln 3 und 14 

der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen 

Energie- und Klimaplänen und im Rahmen seiner gemäß Artikel 17 der 

genannten Verordnung vorgelegten integrierten nationalen energie- und 

klimabezogenen Fortschrittsberichten mit. Die Mitteilung enthält 

Informationen über den aktualisierten Anteil erneuerbarer Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs und alle relevanten Daten zum Nachweis, dass die 

Bedingungen gemäß Absatz 1 Buchstaben a und b des vorliegenden Artikels 

erfüllt sind.

Die Kommission überwacht die Lage in den Mitgliedstaaten, denen eine 

Verringerung gewährt wird, um zu überprüfen, ob die in Absatz 1 

Buchstaben a und b genannten Bedingungen kontinuierlich erfüllt sind.“

__________________
*  Empfehlung (EU) 2021/2279 der Kommission vom 15. Dezember 2021 zur 

Anwendung der Methoden für die Berechnung des Umweltfußabdrucks zur 

Messung und Offenlegung der Umweltleistung von Produkten und 

Organisationen entlang ihres Lebenswegs (ABl. L 471 vom 30.12.2021, S. 1).



13. Artikel 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Um die Nutzung erneuerbarer Energie im Wärme- und Kältesektor zu 

fördern, erhöht jeder Mitgliedstaat den Anteil der erneuerbaren Energie 

in diesem Sektor jährlich um mindestens 0,8 Prozentpunkte (für den 

Zeitraum 2021‑2025) bzw. 1,1 Prozentpunkte (für den Zeitraum 

2026‑2030) gegenüber dem Anteil der erneuerbaren Energie im Wärme- 

und Kältesektor im Jahr 2020, wobei die Prozentpunkte jeweils als 

Jahresdurchschnitt für den Zeitraum 2021‑2025 bzw. den Zeitraum 

2026‑2030 ermittelt, als Anteil am nationalen Bruttoendenergieverbrauch 

ausgedrückt und nach der in Artikel 7 genannten Methode berechnet 

werden. 

▌

Die Mitgliedstaaten können Abwärme und ‑kälte bis zu einer 

Obergrenze von 0,4 Prozentpunkten auf die in Unterabsatz 1 

genannten durchschnittlichen jährlichen Erhöhungen anrechnen. 

Entscheiden sie sich dafür, so erhöht sich die durchschnittliche 

jährliche Erhöhung um die Hälfte der Prozentpunkte der verbrauchten 

Abwärme und ‑kälte bis zu einer Obergrenze von 1,0 angerechneten 

Prozentpunkten für den Zeitraum 2021-2025 und von 

1,3 angerechneten Prozentpunkten für den Zeitraum 2026-2030. 



Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über ihre Absicht, 

Abwärme und ‑kälte und die geschätzte Menge in ihren integrierten 

nationalen Energie- und Klimapläne gemäß den Artikeln 3 und 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 anzurechnen. Zusätzlich zu den 

mindestens erforderlichen jährlichen Erhöhungen gemäß Unterabsatz 1 

dieses Absatzes bemüht sich jeder Mitgliedstaat darum, den Anteil 

erneuerbarer Energie in seinem Wärme- und Kältesektor um den in 

Anhang Ia dieser Richtlinie genannten zusätzlichen Richtwert in 

Prozentpunkten zu erhöhen. 

Die Mitgliedstaaten können für die Wärme- und Kälteversorgung 

genutzte Elektrizität aus erneuerbaren Quellen bis zu einer Obergrenze 

von 0,4 Prozentpunkten auf die jährlichen durchschnittlichen 

Erhöhungen gemäß Unterabsatz 1 anrechnen, sofern der 

Wirkungsgrad der Wärme- und Kälteerzeugungsanlage über 100 % 

liegt. Beschließen sie dies, so erhöht sich die durchschnittliche 

jährliche Erhöhung um die Hälfte der Prozentpunkte jener Elektrizität 

aus erneuerbaren Quellen bis zu einer Obergrenze von 

1,0 Prozentpunkten für den Zeitraum 2021- 2025 und von 

1,3 Prozentpunkten für den Zeitraum 2026 - 2030.



Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission von ihrer Absicht, 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, die von Wärme- und 

Kälteerzeugern, deren Wirkungsgrad mehr als 100 % beträgt, für die 

Wärme- und Kälteversorgung genutzt wird, auf die jährliche Erhöhung 

gemäß Unterabsatz 1 dieses Absatzes anzurechnen. Die Mitgliedstaaten 

nehmen die geschätzten Kapazitäten an Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen von Wärme- und Kälteerzeugungsanlagen, deren 

Wirkungsgrad mehr als 100 % beträgt, in ihre integrierten nationalen 

Energie- und Klimapläne auf, die gemäß Artikel 3 und Artikel 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 eingereicht werden. Die Mitgliedstaaten 

nehmen die Menge an erneuerbarer Energie, die für Heizung und 

Kühlung aus Wärme- und Kälteerzeugungsanlagen verwendet wird, 

deren Wirkungsgrad über 100 % liegt, in ihre gemäß Artikel 17 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen 

energie- und klimabezogenen Fortschrittsberichte auf.

(1a) Zur Berechnung des Anteils von Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen, der für die Zwecke von Absatz 1 für die Wärme- und 

Kälteversorgung genutzt wird, legen die Mitgliedstaaten den 

durchschnittlichen Anteil der in ihrem Hoheitsgebiet in den beiden 

vorangegangenen Jahren gelieferten Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen zugrunde.



▌

„(1b) Die Mitgliedstaaten führen eine Bewertung ihres Potenzials im Bereich 

der Energie aus erneuerbaren Quellen und der Nutzung von Abwärme 

und -kälte im Wärme- und Kältesektor durch; soweit angezeigt, 

analysieren sie dabei auch Bereiche, die bei der Nutzung mit einem 

geringen ökologischen Risiko verbunden sind, sowie das Potenzial 

kleinerer Projekte im Bereich der Privathaushalte. Bei dieser Bewertung 

wird die verfügbare und wirtschaftlich tragfähige Technologie für 

industrielle und häusliche Anwendungen berücksichtigt, um 

Zwischenziele und Maßnahmen für die Steigerung der Nutzung 

erneuerbarer Energiequellen für die Wärme- und Kälteversorgung und, 

soweit dies angezeigt ist, die Nutzung von Abwärme und ‑kälte durch 

Fernwärme- und Fernkälteversorgung festzulegen und so dazu 

beizutragen, eine langfristige nationale Strategie zur Verringerung der 

Treibhausgasemissionen und der Luftverschmutzung, die auf die 

Wärme- und Kälteversorgung zurückgehen, zu erstellen. Diese 

Bewertung ist gemäß dem Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“ 

durchzuführen und in die gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen Energie- und 

Klimapläne aufzunehmen und zusammen mit der umfassenden 

Bewertung des Potenzials für den Einsatz der effizienten Fernwärme- 

und Fernkälteversorgung gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie 

2012/27/EU vorzulegen.“



b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

i) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung:

„Für die Zwecke von Absatz 1 dieses Artikels gilt für die Berechnung 

des Anteils jedes Mitgliedstaats an der Energie aus erneuerbaren 

Quellen im Wirtschaftszweig Wärme und Kälte und seiner 

durchschnittlichen jährlichen Steigerung gemäß dem genannten 

Absatz, einschließlich der zusätzlichen angestrebten Erhöhung gemäß 

Anhang Ia, dass die Mitgliedstaaten“

ii) Der Buchstabe a wird gestrichen.

iii) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Mitgliedstaaten informieren insbesondere Eigentümer bzw. 

Mieter von Gebäuden und KMU über kosteneffiziente Maßnahmen 

und Finanzinstrumente zur besseren Nutzung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen in den Wärme- und Kältesystemen. Die 

Mitgliedstaaten stellen diese Informationen über zugängliche und 

transparente Beratungsinstrumente zur Verfügung.“



c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Mitgliedstaaten streben an, die in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannte 

durchschnittliche jährliche Steigerung mithilfe von mindestens zwei der 

folgenden Maßnahmen umzusetzen:

a) physische Beimischung von Energie aus erneuerbaren Quellen oder 

Abwärme und ‑kälte zu Energiequellen und Brennstoffen für die 

Wärme- und Kälteversorgung;

b) die Installation hocheffizienter Wärme- und Kältesysteme auf der 

Grundlage erneuerbarer Energie in Gebäuden, der Anschluss von 

Gebäuden an effiziente Fernwärme- und Fernkältesysteme oder 

die Nutzung von erneuerbarer Energie oder von Abwärme und 

‑kälte für industrielle Wärme- und Kälteprozesse;

c) Maßnahmen, die handelbaren Zertifikaten unterliegen, anhand 

deren die Einhaltung der Verpflichtung gemäß Absatz 1 

Unterabsatz 1 durch die Förderung von Installationsmaßnahmen 

gemäß Buchstabe b nachgewiesen wird, die von einem anderen 

Wirtschaftsteilnehmer wie beispielsweise einem unabhängigen 

Installateur von Technik für erneuerbare Energie oder einem 

Energiedienstleistungsunternehmen, das 

Installationsdienstleistungen im Bereich erneuerbare Energie 

erbringt, durchgeführt wurden;



d) Kapazitätsaufbau bei nationalen, regionalen und lokalen Behörden 

mit Blick auf die Erfassung des lokalen Potenzials für die 

Wärme- und Kälteversorgung mit Energie aus erneuerbaren 

Quellen sowie auf die Planung, Umsetzung und Beratung in 

Bezug auf Projekte und Infrastrukturen im Bereich erneuerbare 

Energie;

e) Festlegung von Regelungen zur Risikobegrenzung, um die 

Kapitalkosten für Projekte im Bereich der Wärme- und 

Kälteversorgung und der Abwärme- und Abkälteversorgung mit 

Energie aus erneuerbaren Quellen zu senken, unter anderem 

durch die Bündelung kleinerer Projekte und die in stärkerem 

Maße ganzheitliche Verknüpfung dieser Projekte mit anderen 

Energieeffizienz- und Gebäudesanierungsmaßnahmen;

f) Förderung von Verträgen über die Wärme- und Kälteversorgung 

mit Energie aus erneuerbaren Quellen für Unternehmenskunden 

und Verbrauchergemeinschaften;

g) Regelungen für den geplanten Ersatz auf fossile Brennstoffe 

gestützter Wärmequellen und nicht mit der Nutzung von Energie 

aus erneuerbaren Quellen vereinbarer Heizsysteme oder 

Regelungen für den allmählichen Ausstieg aus fossilen 

Brennstoffen, einschließlich Zwischenzielen;

h) Anforderungen ▌auf lokaler und regionaler Ebene für eine auf 

Energie aus erneuerbaren Quellen gestützte Wärmeversorgung, 

einschließlich der Kälteversorgung;



i) Förderung der Erzeugung von Biogas und dessen Einspeisung in 

das Gasnetz anstelle seiner Nutzung für die 

Elektrizitätserzeugung;

j) Maßnahmen zur Förderung der Integration von 

Wärmeenergiespeichertechnologie in Wärme- und Kältesysteme;

k) Förderung von auf erneuerbaren Energieträgern basierenden 

Fernwärme- und Fernkältenetzen, insbesondere durch 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, unter anderem durch 

Regulierungsmaßnahmen, Finanzierungsvereinbarungen und 

Unterstützung;

l) andere politische Maßnahmen mit entsprechender Wirkung, 

einschließlich steuerlicher Maßnahmen, Förderregelungen oder 

anderer finanzieller Anreize, mit denen die Installation von 

Anlagen zur Wärme- und Kälteerzeugung aus erneuerbaren 

Quellen und der Ausbau von Energienetzen, die Energie aus 

erneuerbaren Quellen für die Wärme- und Kälteerzeugung in 

Gebäuden und in der Industrie liefern, unterstützt werden;

Wenn die Mitgliedstaaten diese Maßnahmen beschließen und umsetzen, 

stellen sie sicher, dass sie allen Verbrauchern zugänglich sind, 

insbesondere Verbrauchern in einkommensschwachen oder bedürftigen 

Haushalten, die das zur Nutzung der Vorteile nötige Startkapital 

andernfalls nicht aufbringen könnten.“



14. Artikel 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den Endverbrauchern in leicht 

zugänglicher Form, beispielsweise auf Rechnungen, den Websites der 

Anbieter und auf Anfrage, Informationen über die 

Gesamtenergieeffizienz und den Anteil der Energie aus erneuerbaren 

Quellen in ihren Fernwärme- und Fernkältesystemen bereitgestellt 

werden. Die Informationen zum Anteil der Energie aus erneuerbaren 

Quellen müssen mindestens den Prozentsatz am 

Bruttoendenergieverbrauch der Wärme- und Kälteversorgung für die 

Kunden eines bestimmten Fernwärme- und Fernkältesystems umfassen, 

einschließlich Angaben darüber, wie viel Energie eingesetzt wurde, um 

dem Kunden oder Endverbraucher eine Wärmeeinheit zu liefern.“



b) Absätze 4, 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„(4) Die Mitgliedstaaten streben beim Anteil der Energie aus erneuerbaren 

Quellen und der Abwärme und -kälte im Bereich Fernwärme oder -kälte 

gegenüber dem Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen und der 

Abwärme und -kälte im Bereich Fernwärme oder -kälte im Jahr 2020 

eine Steigerung um einen Richtwert von 2,2 Prozentpunkten an, die 

jahresdurchschnittlich für den Zeitraum 2021‑2030 berechnet wird, und 

legen die dazu erforderlichen Maßnahmen in ihren integrierten 

nationalen Energie- und Klimaplänen fest, die gemäß den Artikeln 3 

und 14 der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegt wurden. Der Anteil 

der Energie aus erneuerbaren Quellen wird als Anteil am 

Bruttoendenergieverbrauch in der Fernwärme- und Fernkälteversorgung 

angegeben, angepasst an normale durchschnittliche klimatische 

Bedingungen.

Die Mitgliedstaaten können Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, die 

für Fernwärme und ‑kälte genutzt wird, auf den jährlichen 

durchschnittlichen Anstieg gemäß Unterabsatz 1 anrechnen. 



Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission von ihrer Absicht, 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, die für Fernwärme und -kälte 

genutzt wird, auf die jährliche Erhöhung gemäß Unterabsatz 1 dieses 

Absatzes anzurechnen. Die Mitgliedstaaten nehmen die geschätzten 

Kapazitäten an Elektrizität aus erneuerbaren Quellen für Fernwärme 

und -kälte in ihre integrierten nationalen Energie- und Klimapläne 

auf, die gemäß Artikel 3 und Artikel 14 der Verordnung (EU) 

2018/1999 eingereicht werden. Die Mitgliedstaaten geben in ihren 

integrierten nationalen energie- und klimabezogenen 

Fortschrittsberichte, die sie gemäß Artikel 17 der genannten 

Verordnung vorlegen, die Menge an Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen an, die für Fernwärme und -kälte verbraucht wird.

(4a) Zur Berechnung des Anteils von Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen, die für die Zwecke von Absatz 4 für Fernwärme und -kälte 

genutzt wird, legen die Mitgliedstaaten den durchschnittlichen Anteil 

des in ihrem Hoheitsgebiet in den beiden vorangegangenen Jahren 

gelieferten Elektrizität aus erneuerbaren Quellen zugrunde.



Die Mitgliedstaaten, in denen der Anteil von Energie aus erneuerbaren 

Quellen und Abwärme und -kälte im Bereich Fernwärme und -kälte über 

60 % beträgt, können diesen Anteil auf die durchschnittliche jährliche 

Steigerung gemäß Absatz 4 Unterabsatz 1 anrechnen. Die 

Mitgliedstaaten, in denen der Anteil von Energie aus erneuerbaren 

Quellen und Abwärme und ‑kälte im Bereich Fernwärme und ‑kälte 

über 50 % und bis zu 60 % beträgt, können diesen Anteil als Erfüllung 

der Hälfte der durchschnittlichen jährlichen Erhöhung gemäß Absatz 

4 Unterabsatz 1 anrechnen.

Die Mitgliedstaaten legen in ihren integrierten nationalen Energie- und 

Klimaplänen, die gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung (EU) 

2018/1999 vorgelegt werden, die Maßnahmen fest, die erforderlich sind, 

um die durchschnittliche jährliche Steigerung gemäß Absatz 4 

Unterabsatz 1 dieses Artikels zu erzielen.“



„(4b) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Betreiber von Fernwärme- 

und Fernkältesystemen mit einer Kapazität von mehr als 25 MWh dazu 

angehalten werden, Drittanbietern von Energie aus erneuerbaren 

Quellen und Abwärme und -kälte Zugang zum Netz zu gewähren, oder 

dass sie dazu angehalten werden, Drittanbietern anzubieten, deren 

Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Quellen oder Abwärme und -kälte 

zu kaufen und in das Netz einzuspeisen – auf der Grundlage von durch 

die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten festgelegten 

diskriminierungsfreien Kriterien –, wenn diese Betreiber

a) der Nachfrage neuer Kunden entsprechen müssen oder 

b) vorhandene Wärme- oder Kälteerzeugungskapazitäten ersetzen 

müssen oder 

c) vorhandene Wärme- oder Kälteerzeugungskapazitäten erweitern 

müssen.“



(5) Die Mitgliedstaaten können es dem Betreiber eines Fernwärme- oder 

Fernkältesystems gestatten, einem Drittanbieter in den folgenden Fällen 

den Zugang zu verweigern und den Kauf von Wärme oder Kälte von 

diesem Drittanbieter abzulehnen: 

a) Das System verfügt aufgrund anderer Einspeisungen von Wärme 

oder Kälte aus erneuerbaren Energiequellen oder von Abwärme 

und ‑kälte nicht über die nötige Kapazität; 

b) die Wärme oder Kälte des Drittanbieters erfüllt nicht die 

technischen Voraussetzungen, die für die Einspeisung und für den 

zuverlässigen und sicheren Betrieb des Fernwärme- oder 

Fernkältesystems erforderlich sind; 

c) der Betreiber kann nachweisen, dass die Ausgaben der Endkunden 

für die Wärme- bzw. Kälteversorgung im Vergleich zu den Kosten 

der Nutzung der wichtigsten Wärme- oder Kältebezugsquelle vor 

Ort, mit der die erneuerbare Quelle oder Abwärme und ‑kälte 

konkurrieren würde, übermäßig steigen würden, wenn er den 

Zugang gewähren würde; 

d) das System des Betreibers ist ein effizientes Fernwärme- und -

Fernkältekältesystem.



Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Betreiber eines Fernwärme- 

und Fernkältesystems in den Fällen, in denen er einem Wärme- oder 

Kälteanbieter die Einspeisung gemäß Unterabsatz 1 verweigert, die 

zuständige Behörde über die Gründe für die Verweigerung informiert 

und ihr mitteilt, welche Bedingungen erfüllt und welche Maßnahmen im 

System getroffen werden müssten, um die Einspeisung zu ermöglichen. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein geeignetes Verfahren 

vorhanden ist, um gegen eine ungerechtfertigte Verweigerung 

vorzugehen.

(6) Die Mitgliedstaaten richten erforderlichenfalls einen Rahmen für die 

Koordinierung zwischen den Betreibern von Fernwärme- und 

Fernkältesystemen und den möglichen Quellen von Abwärme und -kälte 

in der Industrie und dem tertiären Sektor ein, um die Nutzung von 

Abwärme und -kälte zu erleichtern. Dieser Koordinierungsrahmen muss 

den Dialog mindestens zwischen den folgenden Akteuren in Bezug auf 

die Nutzung von Abwärme und -kälte sicherstellen, insbesondere 

zwischen:

a) den Betreibern von Fernwärme- und Fernkältesystemen;



b) Unternehmen der Industrie oder des tertiären Sektors, die Abwärme 

und -kälte erzeugen, die über Fernwärme- und Fernkältesysteme 

wirtschaftlich zurückgewonnen werden kann, z. B. Rechenzentren, 

Industrieanlagen, große Geschäftsgebäude, 

Energiespeicheranlagen und der öffentliche Verkehr; ▌

c) lokalen Behörden, die für die Planung und Genehmigung von 

Energieinfrastruktur zuständig sind;

d) wissenschaftlichen Sachverständigen, die sich mit Fernwärme- 

und Fernkältesystemen befassen, die dem neuesten Stand der 

Technik entsprechen;

e) Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, die an der Wärme- und 

Kälteerzeugung beteiligt sind.

“



c) Die Absätze 8, 9 und 10 erhalten folgende Fassung:

„(8) Die Mitgliedstaaten richten einen Rahmen ein, innerhalb dessen die 

Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen in Zusammenarbeit mit den 

Betreibern von Fernwärme- und Fernkältesystemen in ihrem jeweiligen 

Gebiet mindestens alle vier Jahre eine Bewertung des Potenzials der 

Fernwärme- und Fernkältesysteme für die Erbringung von Regelreserve- 

und anderen Systemleistungen vornehmen, darunter Laststeuerung und 

thermische Speicherung überschüssiger Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen, und innerhalb dessen sie prüfen, ob die Nutzung des ermittelten 

Potenzials gegenüber alternativen Lösungen ressourcenschonender und 

kostengünstiger wäre. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Betreiber von 

Elektrizitätsübertragungs- und Elektrizitätsverteilernetzen die Ergebnisse 

der Bewertung gemäß Unterabsatz 1 bei der Netzplanung, bei 

Netzinvestitionen und bei der Infrastrukturentwicklung in ihrem 

jeweiligen Gebiet angemessen berücksichtigen. 



Die Mitgliedstaaten erleichtern die Abstimmung zwischen den Betreibern 

von Fernwärme- und Fernkältesystemen und den Betreibern von 

Elektrizitätsübertragungs- und Elektrizitätsverteilernetzen, damit die 

Betreiber von Fernwärme- und Fernkältesystemen über Regelreserve-, 

Speicherungs- und sonstige Flexibilitätsleistungen, etwa 

Nachfragesteuerung, an ihren Elektrizitätsmärkten teilnehmen können.

Die Mitgliedstaaten können die Bewertungs- und 

Koordinierungspflichten nach den Unterabsätzen 1 und 3 auch den 

Betreibern von Gasfernleitungs- und Gasverteilernetzen auferlegen, 

einschließlich Wasserstoffnetzen und anderer Energienetze.

(9) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechte der Verbraucher sowie 

die Vorschriften für den Betrieb von Fernwärme- und Fernkältesystemen 

im Einklang mit diesem Artikel eindeutig festgelegt werden, öffentlich 

verfügbar sind und von der zuständigen Behörde durchgesetzt werden.



(10) Ein Mitgliedstaat muss die Absätze 2 bis 9 nicht anwenden, wenn 

mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) Der Anteil seiner Fernwärme und ‑kälte betrug zum 24. Dezember 

2018 höchstens 2 % des Bruttoendenergieverbrauchs im 

Wirtschaftszweigs Wärme und Kälte; 

b) er erhöht den Anteil seiner Fernwärme- und Fernkälteversorgung 

auf über 2 % des Bruttoendenergieverbrauchs des 

Wirtschaftszweigs Wärme und Kälte zum 24. Dezember 2018, 

indem er auf der Grundlage seines nationalen Energie- und 

Klimaplans, der gemäß den Artikeln 3 und 14 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 und nach der Verordnung (EU) 2018/1999 und der 

in Artikel 23 Absatz 1b der vorliegenden Richtlinie genannten 

Bewertung vorgelegt wurde, neue effiziente Fernwärme- und 

Fernkältesysteme aufbaut; 

c) 90 % des Bruttoendenergieverbrauchs in Fernwärme- und 

Fernkältesystemen entfallen auf effiziente Fernwärme- und 

Fernkältesysteme.“



15. Artikel 25 erhält folgende Fassung:

„Artikel 25

Erhöhung der erneuerbaren Energie und Verringerung der Treibhausgasintensität im 

Verkehr 

(1) Jeder Mitgliedstaat verpflichtet Kraftstoffanbieter, dafür zu sorgen, dass

a) die Menge der Kraftstoffe und der Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, 

die dem Verkehr bereitgestellt werden,

i) bis 2030 zu einem Mindestanteil von Energie aus erneuerbaren 

Quellen am Endenergieverbrauch im Verkehr von 29 % führt, 

oder

ii) bis 2030 im Einklang mit einem von dem Mitgliedstaat 

festgelegten ungefähren Zielpfad zu einer Verringerung der 

Treibhausgasintensität um mindestens 14,5 % gegenüber dem in 

Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe b genannten Ausgangswert führt; 



b) der kombinierte Anteil von fortschrittlichen Biokraftstoffen und Biogas, 

die aus den in Anhang IX Teil A genannten Rohstoffen und aus 

erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs hergestellt 

wurden, an der Energieversorgung des Verkehrs 2025 mindestens 1 % 

▌und 2030 mindestens 5,5 % beträgt, wovon der Anteil erneuerbarer 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs 2030 mindestens einem 

Prozentpunkt entspricht. 

Die Mitgliedstaaten werden dazu angehalten, auf nationaler Ebene 

differenzierte Ziele für fortschrittliche Biokraftstoffe und Biogas, die aus den 

in Anhang IX Teil A aufgeführten Rohstoffen hergestellt werden, und für 

erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs festzulegen, um die in 

Unterabsatz 1 Buchstabe b dieses Absatzes festgelegte Verpflichtung so zu 

erfüllen, dass die Entwicklung beider Kraftstoffarten gefördert werden und 

deren Entwicklung ausgeweitet wird.

Die Mitgliedstaaten mit Seehäfen wirken darauf hin, dass der Anteil 

erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs an der Gesamtmenge der 

dem Seeverkehrssektor gelieferten Energie ab 2030 mindestens 1,2 % 

beträgt.

Die Mitgliedstaaten melden in ihren integrierten nationalen energie- und 

klimabezogenen Fortschrittsberichten gemäß Artikel 17 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 den Anteil erneuerbarer Energie am Endenergieverbrauch 

im Verkehr, darunter im Seeverkehrssektor, sowie die Verringerung ihrer 

Treibhausgasintensität.



Wird die Liste der Rohstoffe in Anhang IX Teil A gemäß Artikel 28 Absatz 6 

geändert, können die Mitgliedstaaten ihren Mindestanteil an den aus diesen 

Rohstoffen hergestellten, fortschrittlichen Biokraftstoffen und Biogas an der 

Energieversorgung des Verkehrs entsprechend erhöhen.

(2) Für die Berechnung der Zielvorgaben gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a und der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten Anteile

a) müssen die Mitgliedstaaten erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen 

Ursprungs auch berücksichtigen, wenn sie als Zwischenprodukte für die 

Herstellung von Folgendem genutzt werden:

i) konventionellen Kraftstoffen für den Verkehr oder

ii) Biokraftstoffen, vorausgesetzt, dass die durch die Nutzung 

erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erzielte 

Verringerung der Treibhausgasemissionen nicht bei der 

Berechnung der Treibhausgasemissionseinsparungen der 

Biokraftstoffe berücksichtigt wird;



b) können die Mitgliedstaaten Biogas berücksichtigen, das in die 

nationale Gasfernleitungs- und Gasverteilungsinfrastruktur eingespeist 

wird.

(3) Bei der Berechnung der Zielvorgaben gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a können die Mitgliedstaaten wiederverwertete kohlenstoffhaltige 

Kraftstoffe berücksichtigen. 

Wenn die Mitgliedstaaten die Verpflichtung für Kraftstoffanbieter gestalten, 

können sie

a) Kraftstoffanbieter, die Elektrizität oder erneuerbare Kraftstoffe nicht 

biogenen Ursprungs bereitstellen, von der Verpflichtung ausnehmen, bei 

diesen Kraftstoffen den Mindestanteil an fortschrittlichen Biokraftstoffen 

und Biogas, die aus den in Anhang IX Teil A aufgeführten Rohstoffen 

hergestellt wurden, zu erreichen;

b) die Verpflichtung durch Maßnahmen festlegen, die auf Volumen, 

Energiegehalt oder Treibhausgasemissionen abzielen;

c) zwischen verschiedenen Energieträgern unterscheiden;

d) zwischen dem Seeverkehr und anderen Wirtschaftszweigen 

unterscheiden.



(4) Die Mitgliedstaaten richten einen Mechanismus ein, der es Kraftstoffanbietern 

auf ihrem Hoheitsgebiet ermöglicht, Gutschriften für die Bereitstellung 

erneuerbarer Energie für den Verkehr auszutauschen. Die 

Wirtschaftsteilnehmer, die erneuerbare Elektrizität über öffentliche Ladepunkte 

für Elektrofahrzeuge bereitstellen, erhalten Gutschriften, unabhängig davon, ob 

sie der von dem Mitgliedstaat für Kraftstoffanbieter festgelegten Verpflichtung 

unterliegen, und können diese Gutschriften an Kraftstoffanbieter verkaufen, die 

die Gutschriften zur Erfüllung der in Absatz 1 Unterabsatz 1 festgelegten 

Verpflichtung nutzen können. Die Mitgliedstaaten können private 

Ladepunkte in diesen Mechanismus einbeziehen, sofern nachgewiesen 

werden kann, dass die Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, die diesen 

privaten Ladepunkten geliefert wird, ausschließlich Elektrofahrzeugen 

bereitgestellt wird.“



16. Artikel 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Bei der Berechnung des Bruttoendverbrauchs von Energie aus 

erneuerbaren Quellen eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 7 und dem 

Mindestanteil an Energie aus erneuerbaren Quellen in einem 

Mitgliedstaat und der Zielvorgabe eines Mitgliedstaats für die 

Verringerung der Treibhausgasintensität gemäß Artikel 25 Absatz 1 

Unterabsatz 1 Buchstabe a darf der Anteil von Biokraftstoffen und 

flüssigen Biobrennstoffen sowie von im Verkehr verbrauchten Biomasse-

Brennstoffen – sofern sie aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen 

gewonnen werden – höchstens einen Prozentpunkt höher sein als ihr 

Anteil am Endenergieverbrauch im Verkehr im Jahr 2020 in diesem 

Mitgliedstaat, wobei der Anteil am Endenergieverbrauch im Verkehr in 

diesem Mitgliedstaat höchstens 7 % betragen darf.“



ii) Unterabsatz 4 erhält folgende Fassung:

„Wenn der Anteil von aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen 

gewonnenen Biokraftstoffen und flüssigen Biobrennstoffen sowie im 

Verkehr verbrauchten Biomasse-Brennstoffen in einem Mitgliedstaat auf 

einen Anteil von unter 7 % begrenzt ist oder ein Mitgliedstaat beschließt, 

diesen Anteil weiter zu begrenzen, kann dieser Mitgliedstaat den 

Mindestanteil an Energie aus erneuerbaren Quellen oder die 

Zielvorgabe für die Verringerung der Treibhausgasintensität gemäß 

Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a vor dem Hintergrund des 

Beitrags, der mit diesen Kraftstoffen in Bezug auf den Mindestanteil an 

Energie aus erneuerbaren Quellen oder die 

Treibhausgasemissionseinsparungen geleistet worden wäre, entsprechend 

senken. Die Mitgliedstaaten legen für die Zielvorgabe für die 

Verringerung der Treibhausgasintensität die Annahme zugrunde, dass 

mit diesen Kraftstoffen 50 % der Treibhausgasemissionen eingespart 

werden.“

b) ▌Absatz 2 wird wie folgt geändert:

i) Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

Bei der Berechnung des Bruttoendverbrauchs von Energie aus 

erneuerbaren Quellen gemäß Artikel 7 und des Mindestanteils an Energie 

aus erneuerbaren Quellen und der Zielvorgabe für die Verringerung der 

Treibhausgasintensität gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a eines Mitgliedstaats darf der Anteil von aus Nahrungs- und 

Futtermittelpflanzen gewonnenen Biokraftstoffen, flüssigen 

Biobrennstoffen oder Biomasse-Brennstoffen mit einem hohen Risiko 

indirekter Landnutzungsänderungen, in deren Fall eine wesentliche 

Ausdehnung der Produktionsflächen auf Flächen mit hohem 

Kohlenstoffbestand zu beobachten ist, nicht über dem 2019 in dem 

betreffenden Mitgliedstaat verzeichneten Verbrauch solcher Kraftstoffe 

liegen, es sei denn, sie sind im Sinne dieses Absatzes als Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe oder Biomasse-Brennstoffe mit einem geringen 

Risiko indirekter Landnutzungsänderungen zertifiziert.“;



ii) Unterabsatz 5 erhält folgende Fassung:

Die Kommission überprüft auf der Grundlage der besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Daten bis zum 1. September 2023 die Kriterien, die 

mit dem in Unterabsatz 4 des vorliegenden Absatzes genannten 

delegierten Rechtsakt festgelegt wurden, und erlässt im Einklang mit 

Artikel 35 einen delegierten Rechtsakt, um diese Kriterien 

erforderlichenfalls zu ändern, und diese Richtlinie zu ergänzen, um für 

Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe mit 

einem hohen Risiko indirekter Landnutzungsänderungen, in deren 

Fall eine wesentliche Ausdehnung der Produktionsflächen auf 

Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand zu beobachten ist, einen 

Zielpfad für die allmähliche Senkung ihres Beitrags zum Gesamtziel 

der Union nach Artikel 3 Absatz 1 und zum Mindestanteil an Energie 

aus erneuerbaren Quellen und zur Zielvorgabe für die Verringerung 

der Treibhausgasintensität nach Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a aufzunehmen. Diese Überprüfung stützt sich auf eine 

überarbeitete Fassung des Berichts über die Ausweitung der Rohstoffe, 

der gemäß Unterabsatz 3 des vorliegenden Absatzes vorgelegt wurde. In 

diesem Bericht wird insbesondere bewertet, ob der Schwellenwert für 

den maximalen Prozentsatz der durchschnittlichen jährlichen 

Ausdehnung der weltweiten Produktionsfläche mit hohem 

Kohlenstoffbestand auf der Grundlage objektiver und 

wissenschaftlicher Kriterien unter Berücksichtigung der Klimaziele 

und -verpflichtungen der Union der Union gesenkt werden sollte.



Die Kommission ändert erforderlichenfalls die im Unterabsatz 4 

genannten delegierten Rechtsakt festgelegten Kriterien gemäß 

Unterabsatz 4 auf der Grundlage der Ergebnisse dieser in Unterabsatz 

5 genannten Bewertung. Die Kommission überprüft weiterhin alle drei 

Jahre nach Erlass des in Unterabsatz 4 genannten delegierten 

Rechtsakts die diesem delegierten Rechtsakt zugrunde liegenden Daten. 

Die Kommission aktualisiert den delegierten Rechtsakt 

erforderlichenfalls angesichts sich wandelnder Umstände und der 

neuesten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse.“

17. Artikel 27 erhält folgende Fassung:

▌ 

„Artikel 27

Berechnungsregeln für den Verkehr und im Hinblick auf erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs, unabhängig von ihrem Endverbrauch

▌(1) Für die Berechnung der Verringerung der Treibhausgasintensität gemäß 

Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a Ziffer ii gelten folgende 

Regeln:

a) Die Treibhausgasemissionseinsparungen werden wie folgt 

berechnet:

i) Bei Biokraftstoffen und Biogas durch Multiplikation der 

Liefermenge dieser Kraftstoffe an alle Verkehrsträger mit den 

gemäß Artikel 31 ermittelten 

Treibhausgasemissionseinsparungen;



ii) bei erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs und 

wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen durch 

Multiplikation der Liefermenge dieser Kraftstoffe an alle 

Verkehrsträger mit den Treibhausgasemissionseinsparungen, 

die im Einklang mit delegierten Rechtsakten gemäß 

Artikel 29a Absatz 3 ermittelt wurden;

iii) bei Elektrizität aus erneuerbaren Quellen durch 

Multiplikation der an alle Verkehrsträger gelieferten 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen mit dem in Anhang V 

genannten Faktor ECF(e) für den Vergleich mit fossilen 

Brennstoffen.

b) Der Ausgangswert gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a Ziffer ii wird bis 31. Dezember 2030 durch 

Multiplikation der an den Verkehr gelieferten Menge an Energie 

mit dem in Anhang V genannten Faktor EF(t) für den Vergleich mit 

fossilen Brennstoffen berechnet; ab dem 1. Januar 2031 ist der 

Ausgangswert gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a Ziffer ii die Summe aus

i) der Menge des Kraftstoffs, die an alle Verkehrsträger 

geliefert wurde, multipliziert mit dem in Anhang V 

festgelegten Faktor EF(t) für den Vergleich mit fossilen 

Brennstoffen;

ii) der Menge der Elektrizität, die an alle Verkehrsträger 

geliefert wurde, multipliziert mit dem in Anhang V 

festgelegten Faktor ECF(e) für den Vergleich mit fossilen 

Brennstoffen.



c) Die betreffenden Energiemengen werden wie folgt berechnet:

i) Bei der Berechnung der Menge der an den Verkehr 

gelieferten Energie werden die in Anhang III festgelegten 

Werte für den Energiegehalt von Kraftstoffen für den 

Verkehr verwendet; 

ii) für die Bestimmung des Energiegehalts von Kraftstoffen für 

den Verkehr, die nicht in Anhang III aufgeführt sind, gelten 

die jeweiligen Europäischen Normen zur Bestimmung der 

Heizwerte von Kraftstoffen oder in Fällen, für die keine 

Europäische Norm zu diesem Zweck erlassen wurde, die 

entsprechenden ISO-Normen; 



iii) die Menge der an den Verkehr gelieferten Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen wird durch Multiplikation der Menge 

der an diesen Wirtschaftszweig gelieferten Elektrizität mit 

dem durchschnittlichen Anteil der im Hoheitsgebiet des 

Mitgliedstaates in den vergangenen zwei Jahre gelieferten 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen bestimmt, es sei denn, 

dass die Elektrizität, die aus einer direkten Verbindung mit 

einer Anlage zur Erzeugung von Elektrizität aus erneuerbaren 

Quellen stammt und an den Verkehr geliefert wird, in diesem 

Fall wird die Elektrizität in vollem Umfang als Elektrizität 

aus erneuerbaren Quellen angerechnet und von mit 

Solarstrom betriebenen Elektrofahrzeugen erzeugte 

Elektrizität, die für die Bewegung des Fahrzeugs selbst 

verwendet wird, kann in vollem Umfang als aus 

erneuerbaren Quellen erzeugter Strom angerechnet 

werden;



iv) der Anteil der Biokraftstoffe und des Biogases, die aus den in 

Anhang IX Teil B aufgeführten Rohstoffen erzeugt wurden, 

am Energiegehalt der Kraftstoffe und der Elektrizität, die an 

den Verkehr geliefert werden, ist außer in Zypern und Malta 

auf 1,7 % beschränkt; 

d) Die mit der Nutzung erneuerbarer Energie verbundene 

Verringerung der Treibhausgasintensität wird durch Division der 

Treibhausgasemissionseinsparungen, die auf die Lieferung von 

Biokraftstoffen, Biogas, erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen 

Ursprungs und Elektrizität aus erneuerbaren Quellen an alle 

Verkehrsträger zurückzuführen sind, durch den Ausgangswert 

bestimmt. Die Mitgliedstaaten können wiederverwertete 

kohlenstoffhaltige Kraftstoffe berücksichtigen.

Die Mitgliedstaaten können den Grenzwert gemäß Unterabsatz 1 

Buchstabe c Ziffer iv dieses Absatzes in begründeten Fällen unter 

Berücksichtigung der Verfügbarkeit des in Anhang IX Teil B 

aufgeführten Rohstoffs erhöhen. Alle derartigen Erhöhungen 

sind der Kommission zusammen mit den Gründen mitzuteilen; 

alle derartigen Änderungen bedürfen der Genehmigung durch 

die Kommission. 



(2) Für die Berechnung der in Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a Ziffer i und Absatz 1 Buchstabe b genannten 

Mindestanteile gelten die folgenden Regeln:

a) Bei der Berechnung des Nenners, d. h. der Menge der im Verkehr 

verbrauchten Energie, werden alle Kraftstoffe und die gesamte für 

den Verkehr bereitgestellte Elektrizität berücksichtigt.

b) Bei der Berechnung des Zählers, d. h. der Menge der im Verkehr 

verbrauchten Energie aus erneuerbaren Quellen für die Zwecke 

des Artikels 25 Absatz 1 Unterabsatz 1, wird der Energiegehalt 

aller für alle Verkehrsträger bereitgestellten Energiearten aus 

erneuerbaren Quellen, einschließlich im grenzübergreifenden 

Seeverkehr (Bunker), auf dem Gebiet jedes Mitgliedstaats 

berücksichtigt. Die Mitgliedstaaten können wiederverwertete 

kohlenstoffhaltige Kraftstoffe berücksichtigen.

c) Der Anteil von Biokraftstoffen und Biogas, die aus den in 

Anhang IX aufgeführten Rohstoffen hergestellt werden, und 

erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs wird mit dem 

Doppelten ihres Energiegehalts veranschlagt.



d) Der Anteil der Elektrizität aus erneuerbaren Quellen wird mit 

dem Vierfachen ihres Energiegehalts veranschlagt, wenn sie für 

Straßenfahrzeuge bereitgestellt wird, und kann mit dem 

Anderthalbfachen ihres Energiegehalts veranschlagt werden, 

wenn sie für den Schienenverkehr bereitgestellt wird.

e) Als Anteil der fortschrittlichen Biokraftstoffe und des Biogases, die 

aus den in Anhang IX Teil A aufgeführten Rohstoffen erzeugt 

wurden, gilt bei Lieferungen an den Luft- und Seeverkehr das 

1,2-Fache ihres Energiegehalts, und als Anteil der erneuerbaren 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs gilt bei Lieferungen an den 

Luft- und Seeverkehr das Anderthalbfache ihres Energiegehalts.

f) Der Anteil der Biokraftstoffe und des Biogases, die aus den in 

Anhang IX Teil B aufgeführten Rohstoffen erzeugt wurden, am 

Energiegehalt der Kraftstoffe und der Elektrizität, die an den 

Verkehr geliefert werden, ist außer in Zypern und Malta auf 

1,7 % beschränkt. 

g) Bei der Berechnung der Menge der an den Verkehr gelieferten 

Energie werden die in Anhang III festgelegten Werte für den 

Energiegehalt von Kraftstoffen für den Verkehr verwendet.



h) Für die Bestimmung des Energiegehalts von Kraftstoffen für den 

Verkehr, die nicht in Anhang III aufgeführt sind, gelten die 

jeweiligen Europäischen Normen zur Bestimmung der Heizwerte 

von Kraftstoffen oder in Fällen, für die keine Europäische Norm 

zu diesem Zweck erlassen wurde, die entsprechenden ISO-

Normen.

i) Die Menge der an den Verkehr gelieferten Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen wird durch Multiplikation der Menge der 

an diesen Wirtschaftszweig gelieferten Elektrizität mit dem 

durchschnittlichen Anteil der im Hoheitsgebiet des 

Mitgliedstaates in den vergangenen zwei Jahre gelieferten 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen bestimmt, es sei denn, dass 

Elektrizität, die aus einer direkten Verbindung mit einer Anlage 

zur Erzeugung von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen stammt 

und an den Verkehr geliefert wird,  in diesem Fall wird sie in 

vollem Umfang als Elektrizität aus erneuerbaren Quellen 

angerechnet und von mit Solarstrom betriebenen 

Elektrofahrzeugen erzeugte Elektrizität, die für die Bewegung des 

Fahrzeugs selbst verwendet wird, kann in vollem Umfang als aus 

erneuerbaren Quellen erzeugter Strom angerechnet werden.



Die Mitgliedstaaten können den Grenzwert nach Unterabsatz 1 

Buchstabe f dieses Absatzes erhöhen, wobei sie der Verfügbarkeit des 

in Anhang IX Teil B aufgeführten Rohstoffs Rechnung tragen. Alle 

diese Erhöhungen werden der Kommission zusammen mit einer 

Begründung mitgeteilt und bedürfen der Genehmigung durch die 

Kommission.

(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 35 

delegierte Rechtsakte zur Änderung dieser Richtlinie zu erlassen, um 

die Obergrenze für den Anteil von Biokraftstoffen und Biogas, die aus 

den in Anhang IX Teil B aufgeführten Rohstoffen hergestellt werden, 

auf der Grundlage einer Bewertung der Verfügbarkeit von Rohstoffen 

anzupassen. Der Grenzwert muss mindestens 1,7 % betragen. Erlässt 

die Kommission einen delegierten Rechtsakt, so gilt die festgelegte 

Obergrenze auch für die Mitgliedstaaten, die von der Kommission die 

Genehmigung erhalten haben, die Obergrenze nach einem 

Übergangszeitraum von fünf Jahren gemäß Absatz 1 Unterabsatz 2 

oder Absatz 2 Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels zu erhöhen, 

unbeschadet des Rechts des Mitgliedstaats, diese neue Obergrenze 

früher anzuwenden. Die Mitgliedstaaten können bei der Kommission 

beantragen, eine neue Genehmigung für eine Anhebung gegenüber 

der im delegierten Rechtsakt festgelegten Obergrenze gemäß Absatz 1 

Unterabsatz 2 oder Absatz 2 Unterabsatz 2 zu erhalten.



(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, im Einklang mit 

Artikel 35 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Richtlinie durch 

Anpassung der Kraftstoffe für den Verkehr und deren Energiegehalt 

nach Anhang III gemäß dem wissenschaftlichen und technischen 

Fortschritt zu ändern.

(5) Für die Zwecke der Berechnungen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe b und Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a wird davon 

ausgegangen, dass der Anteil der an den Seeverkehr gelieferten 

Energie am Bruttoendenergieverbrauch dieses Mitgliedstaats nicht 

mehr als 13 % beträgt. Für Zypern und Malta wird davon 

ausgegangen, dass der Anteil der im Seeverkehr verbrauchten Energie 

nicht über 5 % des Bruttoendenergieverbrauchs dieser Mitgliedstaaten 

liegt. Dieser Absatz gilt bis zum 31. Dezember 2030.



(6) Wenn Elektrizität entweder direkt oder über die Produktion von 

Zwischenprodukten zur Produktion erneuerbarer Brennstoffe nicht 

biogenen Ursprungs genutzt wird, wird der zwei Jahre vor dem 

fraglichen Jahr ermittelte durchschnittliche Anteil der Elektrizität aus 

erneuerbaren Quellen in dem Produktionsland zur Bestimmung des 

Anteils von Energie aus erneuerbaren Quellen verwendet.

Hingegen kann Elektrizität, die aus einer direkten Verbindung mit 

einer Anlage zur Erzeugung von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen 

stammt und die für die Produktion von erneuerbaren Brennstoffen 

nicht biogenen Ursprungs eingesetzt wird, in vollem Umfang als aus 

erneuerbaren Quellen angerechnet werden, wenn die Anlage

a) nach oder gleichzeitig mit der Anlage den Betrieb aufnimmt, die 

erneuerbare Kraftstoffe für den Verkehr nicht biogenen 

Ursprungs produziert, und

b) nicht an das Netz angeschlossen ist oder zwar an das Netz 

angeschlossen ist, die betreffende Elektrizität aber nachweislich 

bereitgestellt wird, ohne Elektrizität aus dem Netz zu entnehmen.



Aus dem Netz entnommene Elektrizität kann in vollem Umfang als 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen angerechnet werden, wenn sie 

ausschließlich aus erneuerbaren Quellen produziert wurde und 

nachweislich die Eigenschaften von Energie aus erneuerbaren Quellen 

aufweist sowie sonstige entsprechende Kriterien erfüllt, sodass 

sichergestellt ist, dass ihre Eigenschaften als Energie aus erneuerbaren 

Quellen nur einmal und nur in einem Endverbrauchswirtschaftszweig 

angerechnet werden.

Die Kommission erlässt bis zum 31. Dezember 2021 im Einklang mit 

Artikel 35 einen delegierten Rechtsakt, um diese Richtlinie durch die 

Einführung einer gemeinsamen Methode der Union, in der detaillierte 

Vorschriften zur Einhaltung der Anforderungen von Unterabsatz 2 

und 3 dieses Absatzes durch Wirtschaftsteilnehmer festgelegt werden, 

zu ergänzen.

Bis zum 1. Juli 2028 legt die Kommission dem Europäischen 

Parlament und dem Rat einen Bericht vor, in dem die Auswirkungen 

der gemäß dem Unterabsatz 4 festgelegten gemeinsamen Methode der 

Union bewertet werden, einschließlich der Auswirkungen der 

Zusätzlichkeit und der zeitlichen und geografischen Korrelation auf die 

Produktionskosten, die Einsparungen von Treibhausgasemissionen 

und das Energiesystem. 



In diesem Bericht der Kommission werden insbesondere die 

Auswirkungen auf die Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit von 

erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs für die Sektoren 

Industrie und Verkehr und auf die Fähigkeit der Union, ihre Ziele für 

erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs zu erreichen, unter 

Berücksichtigung der Strategie der Union für importierten Wasserstoff 

und einheimischen Wasserstoff gemäß Artikel 22a bewertet und 

gleichzeitig der Anstieg der Treibhausgasemissionen im 

Wirtschaftszweig Elektrizitätserzeugung und im Energiesystem 

insgesamt minimiert. Stellt sich aufgrund des Berichts heraus, dass die 

Anforderungen nicht ausreichen, um eine ausreichende Verfügbarkeit 

und Erschwinglichkeit von erneuerbaren Kraftstoffen nicht-

biologischen Ursprungs für die Sektoren Industrie und Verkehr zu 

sorgen, und dass sie nicht wesentlich zu 

Treibhausgasemissionseinsparungen, zur Integration des 

Energiesystems und zur Verwirklichung der für 2030 festgelegten Ziele 

der Union für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs 

beitragen, so überprüft die Kommission die gemeinsame Methode der 

Union und erlässt erforderlichenfalls einen delegierten Rechtsakt 

gemäß Artikel 35, in dem sie die Methode durch die notwendigen 

Anpassungen der in den Unterabsätzen 2 und 3 des vorliegenden 

Absatzes festgelegten Kriterien ändert, um den Ausbau der 

Wasserstoffindustrie zu begünstigen.“



18. Artikel 28 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2, 3 und 4 werden gestrichen.

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„Die Kommission erlässt bis zum 30. Juni 2024 gemäß Artikel 35 delegierte 

Rechtsakte zur Ergänzung dieser Richtlinie, in denen sie eine Methode für die 

Ermittlung des Anteils von Biokraftstoffen und Biogas im Verkehr festlegt, die 

durch die Verarbeitung von Biomasse in einem gemeinsamen Verfahren mit 

fossilen Brennstoffen gewonnen werden.“

c) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„Im Rahmen der zweijährlichen Bewertung der Fortschritte gemäß der 

Verordnung (EU) 2018/1999 prüft die Kommission bis zum 31. Dezember 

2025, ob die in Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der 

vorliegenden Richtlinie festgelegte Verpflichtung bezüglich fortschrittlicher 

Biokraftstoffe und Biogas, die aus den in Anhang IX Teil A der vorliegenden 

Richtlinie aufgeführten Rohstoffen hergestellt werden, Innovation wirksam 

anregt und Treibhausgaseinsparungen im Verkehrssektor sicherstellt. Die 

Kommission untersucht bei dieser Bewertung auch, ob eine doppelte 

Anrechnung von erneuerbarer Energie durch die Anwendung dieses Artikels 

wirksam verhindert wird.

Die Kommission legt zur Änderung der in Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe b festgelegten Verpflichtung bezüglich fortschrittlicher 

Biokraftstoffe und Biogas, die aus Anhang IX dieser Richtlinie aufgeführten 

Rohstoffen hergestellt werden, gegebenenfalls einen Vorschlag vor.“

19. Artikel 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

i) Unterabsatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) Beitrag zu den Anteilen der Energie aus erneuerbaren Quellen in 

den Mitgliedstaaten und zu den in Artikel 3 Absatz 1, Artikel 15a 

Absatz 1, Artikel 22a Absatz 1, Artikel 23 Absatz 1, Artikel 24 

Absatz 4 und Artikel 25 Absatz 1 festgelegten Zielvorgaben;“



ii) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Aus Abfällen und Reststoffen, mit Ausnahme von land- und 

forstwirtschaftlichen Reststoffen und Reststoffen aus der Aquakultur 

und Fischerei, hergestellte Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und 

Biomasse-Brennstoffe müssen jedoch lediglich die in Absatz 10 

festgelegten Kriterien für Treibhausgasemissionseinsparungen 

erfüllen, um für die in Buchstabe a, b und c des Unterabsatzes 1 des 

vorliegenden Absatzes genannten Zwecke berücksichtigt zu werden. Im 

Fall der Verwendung gemischter Abfälle können die Mitgliedstaaten 

von den Betreibern verlangen, dass sie Sortiersysteme für gemischte 

Abfälle anwenden, die dazu dienen, fossile Materialien zu entfernen. 

Dieser Unterabsatz gilt auch für Abfälle und Reststoffe, die vor ihrer 

Weiterverarbeitung zu Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen und 

Biomasse-Brennstoffen zuerst zu einem anderen Produkt verarbeitet 

werden.“

iii) Unterabsatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Biomasse-Brennstoffe müssen die in den Absätzen 2 bis 7 und 10 

festgelegten Kriterien für die Nachhaltigkeit und die 

Treibhausgasemissionseinsparungen erfüllen, wenn sie in folgenden 

Anlagen verwendet werden: 

a) Im Fall fester Biomasse-Brennstoffe in Anlagen zur Erzeugung von 

Elektrizität, Wärme und Kälte mit einer 

Gesamtfeuerungswärmeleistung von 7,5 MW oder mehr;



b) im Fall gasförmiger Biomasse-Brennstoffe in Anlagen zur 

Erzeugung von Elektrizität, Wärme und Kälte mit einer 

Gesamtfeuerungswärmeleistung von 2 MW oder mehr; 

c) im Fall von Anlagen zur Erzeugung gasförmiger Biomasse-

Brennstoffe mit folgender durchschnittlicher Biomethan-

Durchflussrate:

i) einer Durchflussrate von mehr als 200 m3/h Methan-

Äquivalent, gemessen bei Standardtemperatur- und 

Standarddruckbedingungen (d. h. 0 ºC und 1 bar Luftdruck);

ii) besteht das Biogas aus einer Mischung aus Methan und nicht 

brennbarem anderen Gas, wird der unter Ziffer i genannte 

Schwellenwert für die Methan-Durchflussrate proportional 

zum Volumenanteil von Methan in der Mischung neu 

berechnet.

Die Mitgliedstaaten können die Kriterien für die Nachhaltigkeit und für 

die Treibhausgasemissionseinsparungen auch auf Anlagen mit geringerer 

Gesamtfeuerungswärmeleistung oder einer geringeren Methan-

Durchflussrate anwenden.“



b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) „Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und aus landwirtschaftlicher 

Biomasse produzierte Biomasse-Brennstoffe, die für die in Absatz 1 

Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Zwecke berücksichtigt 

werden, dürfen nicht aus Rohstoffen hergestellt werden, die auf 

Flächen mit hohem Wert hinsichtlich der biologischen Vielfalt 

gewonnen wurden, also nicht auf Flächen, die im oder nach dem 

Januar 2008 folgenden Status hatten, und zwar unabhängig davon, ob 

die Flächen diesen Status nach wie vor haben:

a) Primärwald und andere bewaldete Flächen, das heißt Wald und 

andere bewaldete Flächen mit einheimischen Arten, in denen es 

kein deutlich sichtbares Anzeichen für menschliche Aktivität gibt 

und die ökologischen Prozesse nicht wesentlich gestört sind und 

Altwälder gemäß der Definition des Landes, in dem sich der Wald 

befindet;

b) Wald mit großer biologischer Vielfalt oder andere bewaldete 

Flächen, die artenreich und nicht degradiert sind und für die die 

zuständige Behörde eine große biologische Vielfalt festgestellt 

hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewinnung des 

Rohstoffs den genannten Naturschutzzwecken nicht zuwiderlief;



c) ausgewiesene Flächen

i) durch Gesetz oder von der zuständigen Behörde für 

Naturschutzzwecke, sofern nicht nachgewiesen wird, dass 

die Gewinnung des Rohstoffs den genannten 

Naturschutzzwecken nicht zuwiderlief; oder

ii) für den Schutz seltener, bedrohter oder gefährdeter 

Ökosysteme oder Arten, die in internationalen 

Übereinkommen anerkannt werden oder in den 

Verzeichnissen zwischenstaatlicher Organisationen oder 

der Internationalen Union für die Erhaltung der Natur 

aufgeführt sind, vorbehaltlich ihrer Anerkennung gemäß 

dem Verfahren des Artikels 30 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

sofern nicht nachgewiesen wird, dass die Gewinnung des 

Rohstoffs den genannten Naturschutzzwecken nicht 

zuwiderlief;



d) Grünland von mehr als einem Hektar mit großer biologischer 

Vielfalt, das heißt

i) natürliches Grünland, das ohne Eingriffe des Menschen 

Grünland bleiben würde und dessen natürliche 

Artenzusammensetzung sowie ökologische Merkmale und 

Prozesse intakt sind, oder

ii) künstlich geschaffenes Grünland, das heißt Grünland, das 

ohne Eingriffe des Menschen kein Grünland bleiben würde 

und das artenreich und nicht degradiert ist und für das die 

zuständige Behörde eine große biologische Vielfalt 

festgestellt hat, sofern nicht nachgewiesen wird, dass die 

Ernte des Rohstoffs zur Erhaltung des Status als Grünland 

mit großer biologischer Vielfalt erforderlich ist, oder

e) Heideland.

Sind die Bedingungen des Absatzes 6 Buchstabe a Ziffern vi und vii 

nicht erfüllt, so gilt Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes mit 

Ausnahme von Buchstabe c auch für Biokraftstoffe, flüssige 

Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe aus forstwirtschaftlicher 

Biomasse.



Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte erlassen, um die 

Kriterien zur Bestimmung des Grünlands, das in Unterabsatz 1 

Buchstabe d des vorliegenden Absatzes fällt, weiter zu präzisieren. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 34 

Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.“

c) In Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Sind die Bedingungen gemäß Absatz 6 Buchstabe a Ziffern vi und vii nicht 

erfüllt, so gelten Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes mit Ausnahme von 

Buchstaben b und c und Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes auch für 

Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe aus 

forstwirtschaftlicher Biomasse.“



d) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und aus landwirtschaftlicher 

▌Biomasse produzierte Biomasse-Brennstoffe, die für die in Absatz 1 

Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Zwecke berücksichtigt 

werden, dürfen nicht aus Rohstoffen hergestellt werden, die auf Flächen 

gewonnen werden, die im Januar 2008 Torfmoor waren, es sei denn, es 

wird der Nachweis dafür erbracht, dass nicht entwässerte Flächen für den 

Anbau und die Ernte dieses Rohstoffs nicht entwässert werden müssen. 

Sind die Bedingungen gemäß Absatz 6 Buchstabe a Ziffern vi und vii 

nicht erfüllt, so gilt dieser Absatz auch für Biokraftstoffe, flüssige 

Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe aus forstwirtschaftlicher 

Biomasse.“

e)  ▌Absatz 6 wird wie folgt geändert:

i) Buchstabe a Ziffern iii und iv erhalten folgende Fassung:

„iii) Gebiete, die durch internationale oder nationale 

Rechtsvorschriften oder von der zuständigen Behörde zu 

Naturschutzzwecken ausgewiesen sind bzw. wurden, auch in 

Feuchtgebieten, auf Grasland, Heideland und auf 

Torfmoorflächen, werden mit dem Ziel geschützt, die biologische 

Vielfalt zu erhalten und die Zerstörung von Lebensräumen zu 

verhindern;



iv) bei der Ernte wird auf die Erhaltung der Bodenqualität und der 

biologischen Vielfalt gemäß den Grundsätzen der nachhaltigen 

Forstwirtschaft geachtet, um nachteilige Auswirkungen zu 

verhindern, wobei die Ernte von Stümpfen und Wurzeln, eine 

Schädigung von Primärwäldern und Altwäldern gemäß der 

Definition des Landes, in dem sich der Wald befindet, oder deren 

Umwandlung zu Plantagenwäldern sowie die Ernte auf anfälligen 

Böden zu vermeiden sind, bei der Ernte werden die in dem Land, 

in dem sich der Wald befindet, festgelegten Schwellenwerte für 

große Kahlschläge und örtlich und ökologisch angemessene 

Schwellenwerte für die Entnahme von Totholz eingehalten, und 

die Ernte wird unter Einhaltung von Anforderungen durchgeführt, 

Einschlagssysteme zu nutzen, die die nachteiligen Auswirkungen 

auf die Bodenqualität etwa durch Bodenverdichtung sowie auf die 

Merkmale der biologischen Vielfalt und die Lebensräume 

minimieren:“

ii) Unter Buchstabe a werden folgende Ziffern angefügt:

„vi) Wälder, in denen die forstwirtschaftliche Biomasse geerntet wird, 

stammen nicht von den Flächen, die den in Absatz 3 

Buchstaben a, b, d und e, Absatz 4 Buchstabe a bzw. Absatz 5 

genannten Status haben, und zwar unter denselben Bedingungen 

für die Bestimmung des Status der Flächen gemäß diesen 

Absätzen, und



vii) Anlagen, die Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und 

Biomasse-Brennstoffe aus forstwirtschaftlicher Biomasse 

herstellen, stellen für die Zwecke der gemäß Artikel 30 Absatz 3 

durchgeführten Audits eine durch interne Verfahren auf 

Unternehmensebene untermauerte Zuverlässigkeitserklärung 

aus, dass die forstwirtschaftliche Biomasse nicht von den in 

Ziffer vi dieses Unterabsatzes genannten Flächen stammt.“

iii) ▌Buchstabe b Ziffern iii und iv erhalten folgende Fassung:

„iii) Gebiete, die durch internationale oder nationale 

Rechtsvorschriften oder von der zuständigen Behörde zu 

Naturschutzzwecken ausgewiesen sind bzw. wurden, auch in 

Feuchtgebieten, auf Grasland, Heideland und auf 

Torfmoorflächen, werde mit dem Ziel geschützt, die biologische 

Vielfalt zu erhalten und die Zerstörung von Lebensräumen zu 

verhindern, es sei denn, es wird der Nachweis dafür erbracht, 

dass die Ernte des Rohstoffs diesen Naturschutzzwecken nicht 

zuwiderläuft;



iv) bei der Ernte wird auf die Erhaltung der Bodenqualität und der 

biologischen Vielfalt gemäß den Grundsätzen der nachhaltigen 

Forstwirtschaft geachtet, um nachteilige Auswirkungen zu 

verhindern, wobei die Ernte von Stümpfen und Wurzeln, eine 

Schädigung von Primärwäldern und Altwäldern gemäß der 

Definition des Landes, in dem sich der Wald befindet, oder deren 

Umwandlung zu Plantagenwäldern sowie die Ernte auf anfälligen 

Böden zu vermeiden sind; dass bei der Ernte die in dem Land, in 

dem sich der Wald befindet, festgelegten Schwellenwerte für 

große Kahlschläge und örtlich und ökologisch angemessene 

Schwellenwerte für die Entnahme von Totholz einzuhalten sind, 

und dass bei der Ernte Anforderungen vorzusehen, 

Einschlagssysteme zu nutzen, die die nachteiligen Auswirkungen 

auf die Bodenqualität etwa durch Bodenverdichtung sowie auf die 

Merkmale der biologischen Vielfalt und die Lebensräume 

minimieren, und“



f) Die folgenden Absätze werden eingefügt:

„(7a) Die Herstellung von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen und 

Biomasse-Brennstoffen aus heimischer forstwirtschaftlicher Biomasse 

muss mit den Verpflichtungen und Zielvorgaben der Mitgliedstaaten 

gemäß der Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parlaments 

und des Rates* sowie mit den Strategien und Maßnahmen in Einklang 

stehen, die die Mitgliedstaaten in ihren gemäß den Artikeln 3 und 14 

der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten nationalen 

Energie- und Klimaplänen beschrieben haben.

(7b) Als Teil ihres endgültigen aktualisierten integrierten nationalen 

Energie- und Klimaplans, der gemäß Artikel 14 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 bis zum 30. Juni 2024 vorzulegen ist, 

nehmen die Mitgliedstaaten Folgendes auf:

a) eine Bewertung des inländischen Angebots an für energetische 

Zwecke verfügbarer forstwirtschaftlicher Biomasse für den 

Zeitraum 2021-2030 gemäß den in diesem Artikel festgelegten 

Kriterien;



b) eine Bewertung der Vereinbarkeit der prognostizierten Nutzung 

forstwirtschaftlicher Biomasse zur Energieerzeugung mit den 

Zielen und Haushaltsplänen der Mitgliedstaaten für den 

Zeitraum 2026 bis 2030 gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) 

2018/841; und 

c) eine Beschreibung der nationalen Maßnahmen und Strategien, 

mit denen die Vereinbarkeit mit diesen Zielen und Budgets 

sichergestellt wird.

Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission im Rahmen ihrer gemäß 

Artikel 17 der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgelegten integrierten 

nationalen energie- und klimabezogenen Fortschrittsberichte über die 

unter Buchstabe c Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten 

Maßnahmen und Strategien Bericht.“

_______________
* Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 30. Mai 2018 über die Einbeziehung der 
Emissionen und des Abbaus von Treibhausgasen aus 
Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft in 
den Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 und des 
Beschlusses Nr. 529/2013/EU (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 1).



g) Absatz 10 Unterabsatz 1 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) bei der Elektrizitäts-, Wärme- und Kälteerzeugung in Anlagen, die 

Biomasse-Brennstoffe nutzen und nach dem ... [Datum des 

Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie] in Betrieb genommen 

wurden, mindestens 80 %▌;

e) bei der Elektrizitäts-, Wärme- und Kälteerzeugung in Anlagen mit 

einer Gesamtfeuerungswärmeleistung ≥ 10 MW, die Biomasse-

Brennstoffe nutzen und zwischen dem 1. Januar 2021 und dem ... 

[Datum des Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie in Betrieb 

genommen wurden, mindestens 70 % bis zum 31. Dezember 2029 und 

mindestens 80 % bis zum 1. Januar 2030; 

f) bei der Elektrizitäts-, Wärme- und Kälteerzeugung in Anlagen mit 

einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 10 MW oder weniger, die 

gasförmige Biomasse-Brennstoffe nutzen und zwischen dem 1. Januar 

2021 und dem ... [Datum des Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie] 

in Betrieb genommen wurden, mindestens 70 % bis sie 15 Jahre lang 

in Betrieb waren und mindestens 80 % nachdem sie 15 Jahre in 

Betrieb waren; 



g) bei der Elektrizitäts-, Wärme- und Kälteerzeugung in Anlagen mit 

einer Gesamtfeuerungswärmeleistung ≥ 10 MW, die Biomasse-

Brennstoffe nutzen und vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen 

wurden, mindestens 80 % nachdem 15 Jahren in Betrieb waren, 

frühestens ab dem 1. Januar 2026 und spätestens ab dem 31. Dezember 

2029; 

h) bei der Elektrizitäts-, Wärme- und Kälteerzeugung in Anlagen mit 

einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 10 MW oder weniger, die 

gasförmige Biomasse-Brennstoffe nutzen und vor dem 1. Januar 2021 

in Betrieb genommen wurden, mindestens 80 % nachdem sie 15 Jahre 

in Betrieb waren und frühestens ab dem 1. Januar 2026.“

h) In Absatz 13 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

„a) Anlagen, die sich in einem der in Artikel 349 AEUV aufgeführten 

Gebiete in äußerster Randlage befinden, soweit diese Anlagen 

Elektrizität oder Wärme oder Kälte aus Biomasse-Brennstoffen und 

flüssige Biobrennstoffe oder Biokraftstoffe produzieren, und



b) in den Anlagen gemäß Buchstabe a dieses Unterabsatzes eingesetzte 

Biomasse-Brennstoffe und flüssige Biobrennstoffe sowie in diesen 

Anlagen produzierte Biokraftstoffe, ungeachtet des Ursprungsortes 

dieser Biomasse, sofern diese anderen Kriterien durch ihren Zweck, 

nämlich des Zugangs zu sicherer Energie und der nahtlosen 

Einführung der Kriterien gemäß Absatz 2 bis 7 und 10 und 11 dieses 

Artikels in dem betreffenden Gebiet in äußerster Randlage, objektiv 

gerechtfertigt sind und somit Anreize für den Übergang von fossilen 

Brennstoffen zu nachhaltigen Biokraftstoffen, flüssigen 

Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen bieten.

i) Der folgende Absatz wird angefügt:

„(15) Bis zum 31. Dezember 2030 kann auch Energie aus Biokraftstoffen, 

flüssigen Biobrennstoffen und Brennstoffen aus Biomasse für die in 

Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c des vorliegenden Artikels 

genannten Zwecke berücksichtigt werden, wenn

a) die Unterstützung vor dem … [Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsrichtlinie] gemäß den Kriterien für Nachhaltigkeit und 

Treibhausgasemissionseinsparungen gemäß Artikel 29 in der am 

29. September 2020 geltenden Fassung gewährt wurde, und



b) die Unterstützung in Form einer langfristigen Unterstützung 

gewährt wurde, für die zu Beginn des Förderzeitraums ein fester 

Betrag festgelegt wurde und sofern ein Korrekturmechanismus 

vorhanden ist, um sicherzustellen, dass keine Überkompensation 

vorliegt.“

20. Folgender Artikel▌ wird eingefügt:

„Artikel 29a

Kriterien für Treibhausgasemissionseinsparungen durch erneuerbare Brennstoffe 

nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe

(1) Energie aus erneuerbaren Brennstoffen nicht biogenen Ursprungs wird auf die 

Anteile der Energie aus erneuerbaren Quellen der Mitgliedstaaten und die 

Zielvorgaben gemäß Artikel 3 Absatz 1, Artikel 15a Absatz 1, Artikel 22a 

Absatz 1 Artikel 23 Absatz 1, Artikel 24 Absatz 4 und Artikel 25 Absatz 1 nur 

dann angerechnet, wenn die mit der Nutzung dieser Brennstoffe erzielten 

Treibhausgasemissionseinsparungen mindestens 70 % betragen.

(2) Energie aus wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen kann auf die 

Zielvorgabe gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a nur dann 

angerechnet werden, wenn die mit der Nutzung dieser Kraftstoffe erzielten 

Treibhausgasemissionseinsparungen mindestens 70 % betragen.



(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, im Einklang mit Artikel 35 

delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Richtlinie durch Festlegung der 

Methode für die Bewertung der durch erneuerbare Brennstoffe nicht biogenen 

Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe erzielten 

Treibhausgasemissionseinsparungen zu ergänzen. Mit der Methode muss 

sichergestellt werden, dass vermiedene Emissionen aus fossilen Quellen nicht 

gutgeschrieben werden, wenn bereits im Rahmen anderer Rechtsvorschriften 

eine Gutschrift für die Abscheidung des CO2 erteilt wurde. In der Methode 

müssen die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen abgedeckt und indirekte 

Emissionen berücksichtigt werden, die sich aus der Änderung der Nutzung 

von Einsatzstoffen mit unelastischem Angebot wie Abfällen ergeben, die für 

die Herstellung wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger Kraftstoffe verwendet 

werden.“



21. Artikel 30 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung:

„Sollen erneuerbare Brennstoffe und wiederverwertete kohlenstoffhaltige 

Kraftstoffe auf die Zielvorgaben aus Artikel 3 Absatz 1, Artikel 15a Absatz 1, 

Artikel 22a Absatz 1, Artikel 23 Absatz 1, Artikel 24 Absatz 4 und Artikel 25 

Absatz 1 angerechnet werden, verpflichten die Mitgliedstaaten die 

Wirtschaftsteilnehmer dazu, im Wege von verbindlichen, unabhängigen und 

transparenten Audits im Einklang mit dem gemäß Absatz 8 erlassenen 

Durchführungsrechtsakt nachzuweisen, dass die Kriterien für die 

Nachhaltigkeit und die Treibhausgasemissionseinsparungen gemäß Artikel 29 

Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 sowie gemäß Artikel 29a Absätze 1 und 2 bei 

erneuerbaren Brennstoffen und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 

Kraftstoffen eingehalten wurden. Zu diesem Zweck verpflichten sie die 

Wirtschaftsteilnehmer zur Verwendung eines Massenbilanzsystems, das“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung

(2) Bei Verarbeitung einer Lieferung werden die Angaben hinsichtlich der 

Eigenschaften der Lieferung in Bezug auf die Nachhaltigkeit und 

Treibhausgaseinsparungen angepasst und im Einklang mit folgenden 

Vorschriften dem Output zugeordnet:

a) Sollte die Verarbeitung der Rohstofflieferung nur einen Output 

hervorbringen, der zur Produktion von Biokraftstoffen, flüssigen 

Biobrennstoffen, Biomasse-Brennstoffen, erneuerbaren 

Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs oder wiederverwerteten 

kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen dienen soll, werden der Umfang 

der Lieferung und die entsprechenden Werte der Eigenschaften in 

Bezug auf die Nachhaltigkeit und Treibhausgaseinsparungen durch 

Anwendung eines Umrechnungsfaktors angepasst, der das 

Verhältnis zwischen der Masse des Outputs, die dieser Produktion 

dienen soll, und der Rohstoffmasse zu Beginn des Verfahrens 

ausdrückt;

b) sollte die Verarbeitung der Rohstofflieferung mehrere Outputs 

hervorbringen, die zur Produktion von Biokraftstoffen, flüssigen 



Biobrennstoffen, Biomasse-Brennstoffen, erneuerbaren 

Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs oder wiederverwerteten 

kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen dienen sollen, ist für jeden Output 

ein gesonderter Umrechnungsfaktor anzuwenden und eine 

gesonderte Massenbilanz zugrunde zu legen.



c) Absatz 3 Unterabsätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 

Wirtschaftsteilnehmer zuverlässige Informationen zur Einhaltung der Kriterien 

für die Nachhaltigkeit und die Treibhausgasemissionseinsparungen gemäß 

Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 sowie gemäß Artikel 29a Absätze 1 

und 2 vorlegen und dass sie dem betreffenden Mitgliedstaat auf Anfrage die bei 

der Gewinnung dieser Informationen genutzten Daten zur Verfügung stellen. 

Die Mitgliedstaaten verpflichten die Wirtschaftsteilnehmer, für ein 

angemessenes unabhängiges Audit der von ihnen vorgelegten Informationen 

zu sorgen und nachzuweisen, dass ein solches Audit erfolgt ist. Hinsichtlich 

der Einhaltung von Artikel 29 Absatz 3 Buchstaben a, b, d und e, Artikel 29 

Absatz 4 Buchstabe a, Artikel 29 Absatz 5, Artikel 29 Absatz 6 Buchstabe a 

und Artikel 29 Absatz 7 Buchstabe a kann bis zum Ersterfassungspunkt der 

forstwirtschaftlichen Biomasse das Erst- oder Zweitparteien-Audit verwendet 

werden. Das Audit erstreckt sich auf die Frage, ob die von den 

Wirtschaftsteilnehmern verwendeten Systeme genau, verlässlich und vor 

Betrug geschützt sind, wobei durch die Überprüfung auch sichergestellt 

wird, dass Materialien nicht absichtlich so verändert oder entsorgt werden, 

dass die Lieferung ganz oder teilweise zu Abfall oder Reststoffen werden 

könnte. Ferner bewertet das Audit auch die Häufigkeit und die Methode der 

Probenahme sowie die Zuverlässigkeit der Daten bewertet.



Die Verpflichtungen nach diesem Absatz gelten sowohl für in der Union 

produzierte als auch für in die Union importierte erneuerbare Brennstoffe und 

wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe. Angaben zur geografischen 

Herkunft der Biokraftstoffe, flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-

Brennstoffe der einzelnen Kraft- und Brennstoffanbieter und zur Art der für sie 

verwendeten Rohstoffe werden Verbrauchern in aktualisierter, leicht 

zugänglicher und benutzerfreundlicher Form auf den Websites der Betreiber, 

der Anbieter oder der jeweils zuständigen Behörden bereitgestellt und jährlich 

aktualisiert.



d) Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Kommission kann beschließen, dass freiwillige nationale oder 

internationale Systeme, in denen Standards für die Produktion von 

erneuerbaren Brennstoffen und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 

Kraftstoffen vorgegeben werden, genaue Daten zu den 

Treibhausgasemissionseinsparungen für die Zwecke von Artikel 29 Absatz 10 

und Artikel 29a Absätze 1 und 2 enthalten und als Nachweis dafür 

herangezogen werden dürfen, dass die Bestimmungen von Artikel 27 Absatz 6 

und Artikel 31a Absatz 5 eingehalten werden, und/oder als Nachweis dafür 

herangezogen werden dürfen, dass Lieferungen von Biokraftstoff, flüssigem 

Brennstoff oder Biomasse-Brennstoffen den in Artikel 29 Absatz 2 bis 7 

aufgeführten Nachhaltigkeitskriterien genügen. Für den Nachweis, dass den in 

Artikel 29 Absätze 6 und 7 festgelegten Anforderungen entsprochen wird, 

können die Betreiber die erforderlichen Belege direkt auf Ebene des 

Gewinnungsgebiets vorlegen. Die Kommission kann Flächen zum Schutz von 

seltenen, bedrohten oder gefährdeten Ökosystemen oder Arten, die in 

internationalen Übereinkommen anerkannt werden oder in den Verzeichnissen 

zwischenstaatlicher Organisationen oder der Internationalen Union für die 

Erhaltung der Natur aufgeführt sind, für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 3 

Unterabsatz 1 Buchstabe c Ziffer ii anerkennen.“



e) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die Mitgliedstaaten können nationale Systeme einführen, in deren 

Rahmen die Einhaltung der Kriterien für die Nachhaltigkeit und die 

Treibhausgasemissionseinsparungen gemäß Artikel 29 Absätze 2 bis 7 

und Absatz 10 sowie Artikel 29a Absätze 1 und 2 im Einklang mit der 

gemäß Artikel 29a Absatz 3 entwickelten Methode entlang der gesamten 

Produktkette unter Beteiligung der zuständigen Behörden überprüft wird. 

Anhand dieser Systeme kann auch die Genauigkeit und Vollständigkeit 

der von den Wirtschaftsteilnehmern in die Unionsdatenbank 

eingegebenen Daten überprüft werden, um die Einhaltung von Artikel 27 

Absatz 6 nachzuweisen und um Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe 

und Biomasse-Brennstoffen mit geringem Risiko indirekter 

Landnutzungsänderungen zu zertifizieren.

Ein Mitgliedstaat kann der Kommission ein solches nationales System 

melden. Die Kommission räumt der Bewertung eines derartigen Systems 

Vorrang ein, um die gegenseitige bilaterale und multilaterale 

Anerkennung dieser Systeme zu erleichtern. Die Kommission kann 

Beschlüsse in Form von Durchführungsrechtsakten über die 

Vereinbarkeit eines solchen gemeldeten nationalen Systems mit den in 

dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen fassen. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 34 Absatz 3 

genannten Prüfverfahren erlassen. 



Beschließt die Kommission, dass das nationale System die in dieser 

Richtlinie festgelegten Bedingungen erfüllt, so dürfen andere von der 

Kommission gemäß diesem Artikel anerkannte Systeme die gegenseitige 

Anerkennung des nationalen Systems des betreffenden Mitgliedstaats 

hinsichtlich der Überprüfung der Vereinbarkeit mit Kriterien, für die es 

von der Kommission anerkannt wurde, nicht verweigern.

Für Anlagen zur Elektrizitäts-, Wärme- und Kälteerzeugung mit einer 

Gesamtfeuerungswärmeleistung zwischen 7,5 und 20 MW können die 

Mitgliedstaaten vereinfachte nationale Überprüfungssysteme einführen, 

um die Einhaltung der Kriterien für die Nachhaltigkeit und die 

Treibhausgasemissionseinsparungen gemäß Artikel 29 Absätze 2 bis 7 

und Absatz 10 sicherzustellen. Für dieselben Anlagen werden in den 

Durchführungsrechtsakten gemäß Absatz 8 des vorliegenden Artikels 

die einheitlichen Bedingungen für vereinfachte freiwillige 

Überprüfungssysteme festgelegt, um die Einhaltung der Kriterien für 

die Nachhaltigkeit und die Treibhausgasemissionseinsparungen gemäß 

Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 sicherzustellen.“



f) Absatz 9 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Wenn ein Wirtschaftsteilnehmer Nachweise oder Daten vorlegt, die im 

Einklang mit einem System eingeholt wurden, das Gegenstand eines 

Beschlusses gemäß Absatz 4 oder 6 ist, darf ein Mitgliedstaat von dem 

Wirtschaftsteilnehmer keine weiteren Nachweise für die Einhaltung der von 

dem System abgedeckten Aspekte verlangen, für die das System von der 

Kommission anerkannt wurde.“

g) Absatz 10 erhält folgende Fassung: 

„Auf Antrag eines Mitgliedstaats, der auf dem Antrag eines 

Wirtschaftsteilnehmers beruhen kann, prüft die Kommission auf der Grundlage 

aller vorliegenden Nachweise, ob die in Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und 

Absatz 10 festgelegten Kriterien für die Nachhaltigkeit und die 

Treibhausgasemissionseinsparungen in Bezug auf eine Quelle von 

erneuerbaren Brennstoffen und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 

Kraftstoffen eingehalten wurden.



Innerhalb von sechs Monaten nach Eingang eines solchen Antrags beschließt 

die Kommission im Wege eines Durchführungsrechtsaktes, ob der betreffende 

Mitgliedstaat entweder

a) aus dieser Quelle stammende erneuerbare Brennstoffe und 

wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe für die Zwecke von 

Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 1 ▌Buchstaben a, b und c 

berücksichtigen darf oder

b) abweichend von Absatz 9 ▌von Anbietern der betreffenden Quelle von 

erneuerbaren Brennstoffen und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 

Kraftstoffen weitere Nachweise für die Einhaltung jener Kriterien für die 

Nachhaltigkeit und die Treibhausgasemissionseinsparungen und jener 

Mindestschwellenwerte für Treibhausgasemissionseinsparungen 

verlangen darf.

Die Durchführungsrechtsakte gemäß Unterabsatz 2 dieses Absatzes werden 

gemäß dem in Artikel 34 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.“

▌



22. Der folgende Artikel ▌wird eingefügt:

„Artikel 31a

Unionsdatenbank

(1) Die Kommission sorgt dafür, dass bis zum … [ein Jahr nach dem Datum des 

Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie] eine Unionsdatenbank eingerichtet 

wird, die die Rückverfolgung flüssiger und gasförmiger erneuerbarer 

Brennstoffe und wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger Kraftstoffe ermöglicht 

(im Folgenden „Unionsdatenbank“).

(2) Die Mitgliedstaaten verlangen von den betreffenden Wirtschaftsteilnehmern, 

dass sie in dieser Unionsdatenbank rechtzeitig genaue Daten über die getätigten 

Transaktionen und die Nachhaltigkeitseigenschaften dieser Kraft- und 

Brennstoffe machen, einschließlich ihrer Lebenszyklus-

Treibhausgasemissionen, beginnend beim Ort ihrer Produktion bis hin zum 

Zeitpunkt ihres Inverkehrbringens in der Union. Für die Zwecke der 

Eingabe von Daten in die Unionsdatenbank ist das Gasverbundnetz als 

einheitliches Massenbilanzsystem zu betrachten. Daten über Einspeisung 

und Entnahme erneuerbarer gasförmiger Brennstoffe werden in der 

Unionsdatenbank bereitgestellt. Daten darüber, ob für die Produktion der 

betreffenden Lieferung eine Förderung gewährt wurde und wenn ja, um welche 

Art von Förderregelung es sich handelte, sind ebenfalls in die 

Unionsdatenbank einzugeben. Diese Daten können über nationale 

Datenbanken in die Unionsdatenbank eingegeben werden.



Soweit dies für die Verbesserung der Rückverfolgbarkeit der Daten entlang der 

gesamten Lieferkette angezeigt ist, wird der Kommission die Befugnis 

übertragen, im Einklang mit Artikel 35 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um 

diese Richtlinie durch Erweiterung der in die Unionsdatenbank einzugebenden 

Angaben relevante Daten vom Ort der Erzeugung oder Sammlung der für die 

Brennstofferzeugung genutzten Rohstoffe zu ergänzen. 

Die Mitgliedstaaten verpflichten die Kraftstoffanbieter dazu, Daten in die 

Unionsdatenbank einzugeben, die für die Überprüfung erforderlich sind, ob die 

Anforderungen aus Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 eingehalten wurden.

Ungeachtet der Unterabsätze 1, 2 und 3 geben die Wirtschaftsteilnehmer in 

Bezug auf gasförmige Brennstoffe, die in das Gasverbundnetz der Union 

eingespeist werden, für den Fall, dass der Mitgliedstaat beschließt, ein 

Massenbilanzsystem durch ein System von Herkunftsnachweisen zu 

ergänzen, Daten über die getätigten Transaktionen und die 

Nachhaltigkeitseigenschaften sowie andere relevante Daten wie die 

Treibhausgasemissionen der Brennstoffe bis zum Einspeisepunkt in das 

Gasverbundnetz, in die Unionsdatenbank ein.

(3) Die Mitgliedstaaten können auf die Unionsdatenbank zugreifen, um Daten zu 

überwachen und zu überprüfen. 



(4) Wurden Herkunftsnachweise für die Herstellung einer Lieferung erneuerbaren 

Gases ausgestellt, so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass diese 

Herkunftsnachweise zum Zeitpunkt der Registrierung einer Lieferung 

erneuerbaren Gases in der Unionsdatenbank in diese Datenbank übertragen 

und jeweils entwertet werden, nachdem die Lieferung erneuerbaren Gases aus 

dem Gasverbundnetz der Union entnommen worden ist. Diese 

Herkunftsnachweise können, sobald sie übertragen worden sind, nicht mehr 

außerhalb der Unionsdatenbank gehandelt werden. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen mit ihrem nationalen Rechtsrahmen sicher, dass 

die Genauigkeit und Vollständigkeit der von den Wirtschaftsteilnehmern in die 

Datenbank eingegebenen Daten überprüft wird, z. B. durch 

Zertifizierungsstellen im Rahmen von freiwilligen oder nationalen Systemen, 

die von der Kommission gemäß Artikel 30 Absätze 4, 5 und 6 anerkannt 

wurden und die durch ein System von Herkunftsnachweisen ergänzt werden 

können. 

Diese freiwilligen oder nationalen Systeme können Datensysteme Dritter 

nutzen, die die Daten als Mittler erheben, sofern die Kommission über diese 

Nutzung informiert wurde.



Jeder Mitgliedstaat kann eine bereits bestehende nationale Datenbank 

nutzen, die an die Unionsdatenbank angeglichen oder mit ihr über eine 

Schnittstelle verbunden ist, oder eine nationale Datenbank einrichten, die die 

Wirtschaftsteilnehmer als Instrument zur Datenerhebung und -Meldung und 

zur Übertragung und Eingabe dieser Daten in der Unionsdatenbank nutzen 

können, sofern

a) die nationale Datenbank mit der Unionsdatenbank kompatibel ist, 

einschließlich in Bezug auf die Aktualität der Datenübermittlung, die 

Typologie der übermittelten Datensätze und die Protokolle für die 

Datenqualität und Datenüberprüfung. 

b) die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die in die nationale Datenbank 

eingegebenen Daten sofort in die Unionsdatenbank übertragen werden. 

Die Mitgliedstaaten können nationalen Datenbanken gemäß nationalem 

Recht oder nationalen Gepflogenheiten einrichten, um strengeren 

nationalen Anforderungen Rechnung zu tragen, was die 

Nachhaltigkeitskriterien betrifft. Diese nationalen Datenbanken behindern 

die allgemeine Rückverfolgbarkeit nachhaltiger Lieferungen von Rohstoffen 

oder Kraftstoffen, die gemäß dieser Richtlinie in die Unionsdatenbank 

einzugeben sind, nicht.



Die Überprüfung der Qualität der durch nationale Datenbanken in die 

Unionsdatenbank eingetragenen Daten, der Nachhaltigkeitsmerkmale der 

mit diesen Daten in Zusammenhang stehenden Kraftstoffe und der 

endgültigen Genehmigung von Transaktionen erfolgt ausschließlich durch 

die Unionsdatenbank. Die Genauigkeit und Vollständigkeit dieser Daten 

wird gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 der Kommission* 

geprüft. Sie können von den Zertifizierungsstellen geprüft werden.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die genauen Merkmale ihrer 

nationalen Datenbank mit. Im Anschluss an diese Mitteilung bewertet die 

Kommission, ob die nationale Datenbank die Anforderungen gemäß 

Unterabsatz 3 erfüllt. Ist das nicht der Fall, kann die Kommission die 

Mitgliedstaaten dazu verpflichten, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 

die Erfüllung dieser Anforderungen sicherzustellen. 



(6) Die aggregierten Daten aus der Unionsdatenbank werden unter gebührender 

Berücksichtigung des Schutzes sensibler Geschäftsinformationen öffentlich 

zugänglich gemacht und auf dem neuesten Stand gehalten. Die Kommission 

veröffentlicht Jahresberichte über die in der Unionsdatenbank enthaltenen 

Daten, auch in Bezug auf die Mengen und die geografische Herkunft der 

Brennstoffe sowie die Art der für sie verwendeten Einsatzstoffe, und macht 

diese öffentlich zugänglich.

__________________
* Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 der Kommission vom 14. Juni 

2022 mit Vorschriften zur Überprüfung der Nachhaltigkeitskriterien und der 
Kriterien für die Einsparung von Treibhausgasemissionen sowie der 
Kriterien für ein geringes Risiko indirekter Landnutzungsänderungen (ABl. 
L 168 vom 27.6.2022, S. 1).“



23. Artikel 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

i) Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Bis zum 31. Dezember 2027 legt die Kommission gegebenenfalls einen 

Gesetzgebungsvorschlag über einen Rechtsrahmen für die Förderung 

von Energie aus erneuerbaren Quellen für den Zeitraum nach 2030 

vor.“

ii) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Bei der Ausarbeitung des in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes 

genannten Gesetzgebungsvorschlags berücksichtigt die Kommission 

gegebenenfalls

a) die Stellungnahme des gemäß Artikel 10a der Verordnung (EG) 

Nr. 401/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates* 

eingesetzten Europäischen Wissenschaftlichen Beirats für 

Klimaänderungen,

b) das in Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2021/1119 des 

Europäischen Parlaments und des Rates** festgelegte projizierte 

indikative Treibhausgasbudget der Union,



c) die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 bis zum 30. Juni 2024 vorgelegten 

integrierten nationalen Energie- und Klimapläne,

d) die bei der Umsetzung dieser Richtlinie gewonnenen 

Erfahrungen, einschließlich der darin festgelegten 

Nachhaltigkeitskriterien und Kriterien für die Einsparung von 

Treibhausgasemissionen und 

e) technologische Entwicklungen im Bereich Energie aus 

erneuerbaren Quellen.

______________
* Verordnung (EG) Nr. 401/2009 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 23. April 2009 über die Europäische 
Umweltagentur und das Europäische Umweltinformations- und 
Umweltbeobachtungsnetz (ABl. L 126 vom 21.5.2009, S. 13).

** Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens für die 
Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 
(„Europäisches Klimagesetz“) (ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).“



b) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(3a) Die Kommission bewertet die Anwendung der in Artikel 29 Absätze 7a 

und 7b festgelegten Verpflichtungen und deren Auswirkungen auf die 

Gewährleistung der Nachhaltigkeit von Biokraftstoffen, flüssigen 

Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen.“

24. Artikel 35 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 8 

Absatz 3 Unterabsatz 2, ▌Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 und 5, 

Artikel 27 Absätze 3 und 4, Artikel 27 Absatz 6 Unterabsatz 4 und 

Artikel 28 Absatz 5, Artikel 28Absatz 6 Unterabsatz 2, Artikel 29a 

Absatz 3, Artikel 31 Absatz 5 Unterabsatz 2 und Artikel 31a Absatz 2 

Unterabsatz 2 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren 

ab dem … [Datum des Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie] 

übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf 

des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die 

Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich 

stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das 

Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen 

Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 

Zeitraums.“



b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„4. Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 5, 

Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2, ▌Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 

und 5, Artikel 27 Absatz 3, Artikel 27 Absatz 4, Artikel 27 Absatz 6 

Unterabsatz 4, Artikel 28 Absatz 5 und Absatz 6 Unterabsatz 2, 

Artikel 29a Absatz 3, Artikel 31 Absatz 5 und Artikel 31a Absatz 2 

Unterabsatz 2 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit 

widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am 

Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 

oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren 

Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die 

bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht 

berührt.“



c) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„7. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 5, 

Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2, ▌Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 

und 5, Artikel 27 Absatz 3, Artikel 27 Absatz 4, Artikel 27 Absatz 6 

Unterabsatz 4, Artikel 28 Absatz 5 und Absatz 6 Unterabsatz 2, 

Artikel 29a Absatz 3, Artikel 31 Absatz 5 oder Artikel 31a Absatz 2 

Unterabsatz 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 

Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische 

Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf 

dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der 

Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. 

Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese 

Frist um zwei Monate verlängert.“

25. Die Anhänge werden gemäß den Anhängen der vorliegenden Richtlinie geändert.



Artikel 2

Änderungen der Verordnung (EU) 2018/1999

Die Verordnung (EU) 2018/1999 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 11 erhält folgende Fassung: 

„11. ‚die energie- und klimapolitischen Vorgaben der Union für 2030‘ 

bezeichnet die unionsweit verbindliche Vorgabe zur Senkung der 

Treibhausgasemissionen ▌bis 2030 gemäß Artikel 4 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) 2021/1119, die verbindliche Vorgabe der Union für 

Energie aus erneuerbaren Quellen bis 2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 der 

Richtlinie (EU) 2018/2001, die unionsweiten ▌Vorgaben zur 

Verbesserung der Energieeffizienz bis 2030 gemäß Artikel 4 Absatz 1 

der Richtlinie (EU) .../... des Europäischen Parlaments und des Rates 

und die Vorgabe, bis 2030 einen Stromverbund von 15 % zu erreichen, 

oder jede spätere diesbezügliche Vorgabe, die vom Europäischen Rat 

bzw. vom Europäischen Parlament und vom Rat für das Jahr 2030 

vereinbart wird.

________________

* Richtlinie (EU) .../... des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

... zur Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung (EU) 

2023/955 (ABl. ...).“

 ABl.: Bitte in den Text die Nummer der im Dokument PE-CONS 15/23 
(2021/0203(COD)) enthaltenen Richtlinie einfügen und die Nummer, den Titel, 
das Datum und die Amtsblattfundstelle dieser Richtlinie in die Fußnote einfügen.



b) Nummer 20 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) im Zusammenhang mit den auf der Bewertung beruhenden 

Empfehlungen der Kommission gemäß Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b 

zu Energie aus erneuerbaren Quellen die frühzeitige Verwirklichung des 

Beitrags eines Mitgliedstaats zur verbindlichen Zielvorgabe der Union 

für Energie aus erneuerbaren Quellen bis 2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 

der Richtlinie (EU) 2018/2001, gemessen an seinen nationalen 

Referenzwerten für Energie aus erneuerbaren Quellen;“



2. Artikel 4 Buchstabe a Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. im Zusammenhang mit Energie aus erneuerbaren Quellen:

zur Verwirklichung der verbindlichen Zielvorgabe der Union für Energie aus 

erneuerbaren Quellen bis 2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 

2018/2001 einen Beitrag zu dieser Vorgabe in Form des vom Mitgliedstaat 

2030 zu erreichenden Anteils an Energie aus erneuerbaren Quellen am 

Bruttoendenergieverbrauch mit einem Richtzielpfad für diesen Beitrag von 

2021 an. Bis 2022 ist auf dem Richtzielpfad ein Referenzwert von mindestens 

18 % der Gesamterhöhung des Anteils der Energie aus erneuerbaren Quellen 

zwischen der verbindlichen nationalen Zielvorgabe dieses Mitgliedstaats für 

2020 und seinem Beitrag zur Zielvorgabe für 2030 zu erreichen. Bis 2025 ist 

auf dem Richtzielpfad ein Referenzwert von mindestens 43 % der 

Gesamterhöhung des Anteils der Energie aus erneuerbaren Quellen zwischen 

der verbindlichen nationalen Zielvorgabe dieses Mitgliedstaats für 2020 und 

seinem Beitrag zur Zielvorgabe für 2030 zu erreichen. Bis 2027 ist auf dem 

Richtzielpfad ein Referenzwert von mindestens 65 % der Gesamterhöhung des 

Anteils der Energie aus erneuerbaren Quellen zwischen der verbindlichen 

nationalen Zielvorgabe dieses Mitgliedstaats für 2020 und seinem Beitrag zur 

Zielvorgabe für 2030 zu erreichen.



Bis 2030 ist auf dem Richtzielpfad mindestens der geplante Beitrag des 

Mitgliedstaats zu erreichen. Erwartet ein Mitgliedstaat, dass er seine 

verbindliche nationale Zielvorgabe für 2020 übertrifft, so kann sein 

Richtzielpfad auf dem Niveau beginnen, das voraussichtlich erreicht wird. Die 

Richtzielpfade der Mitgliedstaaten müssen sich in den Jahren 2022, 2025 und 

2027 zu den Referenzwerten der Union sowie zur verbindlichen Zielvorgabe 

der Union für Energie aus erneuerbaren Quellen bis 2030 gemäß Artikel 3 

Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 summieren. Jedem Mitgliedstaat steht 

es frei, unabhängig von seinem Beitrag zur Zielvorgabe der Union und seinem 

Richtzielpfad für die Zwecke dieser Verordnung im Rahmen seiner nationalen 

Politik ehrgeizigere Ziele vorzugeben.“

3. Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten sorgen gemeinsam dafür, dass die Summe ihrer Beiträge 

mindestens der verbindlichen Zielvorgabe der Union für Energie aus 

erneuerbaren Quellen bis 2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 

2018/2001 entspricht.“



4. Artikel 29 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Im Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen bewertet die Kommission im 

Rahmen ihrer Bewertung gemäß Absatz 1 die Fortschritte beim Anteil der aus 

erneuerbaren Quellen erzeugten Energie am Bruttoendenergieverbrauch der 

Union auf der Grundlage eines Richtzielpfads der Union, der bei 20 % im Jahr 

2020 beginnt und 2022 den Referenzwert von mindestens 18 %, 2025 von 

mindestens 43 % und 2027 von mindestens 65 % des Gesamtanstiegs beim 

Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen zwischen dem Ziel der Union für 

Energie aus erneuerbaren Quellen für 2020 und dem Ziel der Union für Energie 

aus erneuerbaren Quellen für 2030 erreicht und der im Jahr 2030 die 

verbindliche Zielvorgabe der Union für Energie aus erneuerbaren Quellen bis 

2030 gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 erreicht.“



Artikel 3

Änderungen der Richtlinie 98/70/EG

Die Richtlinie 98/70/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

Anwendungsbereich

In dieser Richtlinie werden für Straßenkraftfahrzeuge und mobile Maschinen und 

Geräte einschließlich nicht auf See befindlicher Binnenschiffe sowie für land- und 

forstwirtschaftliche Zugmaschinen und nicht auf See befindliche Sportboote auf 

Gesundheits- und Umweltaspekten beruhende technische Spezifikationen für 

Kraftstoffe zur Verwendung in Fremdzündungsmotoren und 

Kompressionszündungsmotoren unter Berücksichtigung der technischen 

Anforderungen dieser Motoren festgelegt.“



2. Artikel 2 Nummern 8 und 9 erhalten folgende Fassung:

„8. ‚Anbieter‘ ‚Kraftstoffanbieter‘ im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Nummer 38 

der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates*;

9. ‚Biokraftstoffe‘ ‚Biokraftstoffe‘ im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Nummer 33 

der Richtlinie (EU) 2018/2001;

______________
* Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82).“

3. Artikel 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Mitgliedstaaten verpflichten die Anbieter, sicherzustellen, dass 

Dieselkraftstoff mit einem Gehalt an Fettsäuremethylester (FAME) von bis zu 

7 % in Verkehr gebracht wird.“



b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der höchstzulässige Schwefelgehalt 

von Gasölen, die zur Verwendung für mobile Maschinen und Geräte 

einschließlich Binnenschiffen sowie land- und forstwirtschaftliche 

Zugmaschinen und Sportboote bestimmt sind, 10 mg/kg beträgt. Die 

Mitgliedstaaten stellen sicher, dass andere flüssige Kraftstoffe als diese 

Gasöle für Binnenschiffe und Sportboote nur verwendet werden dürfen, 

wenn der Schwefelgehalt dieser flüssigen Kraftstoffe den für Gasöle 

zulässigen Höchstgehalt an Schwefel nicht überschreitet.“

4. Die Artikel 7a bis 7e werden gestrichen.

5. Artikel 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Buchstaben g, h, i und k gestrichen;

b) Absatz 2 wird gestrichen.

6. Die Anhänge I, II, IV und V werden gemäß Anhang II der vorliegenden Richtlinie 

geändert.



Artikel 4

Übergangsbestimmungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Daten, die in Bezug auf das Jahr 2023 

gemäß Artikel 7a Absatz 1 Unterabsatz 3 und Artikel 7a Absatz 7 der Richtlinie 

98/70/EG, die durch Artikel 3 Nummer 4 der vorliegenden Richtlinie gestrichen 

werden, erhoben werden und ganz oder teilweise der vom Mitgliedstaat benannten 

Behörde zu melden sind, der Kommission vorgelegt werden.

(2) Die Kommission nimmt die in Absatz 1 genannten Daten in alle von ihr gemäß der 

Richtlinie 98/70/EG vorzulegenden Berichte auf.



Artikel 5

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die 

erforderlich sind, um dieser Richtlinie am … [18 Monate nach dem Datum des 

Inkrafttretens dieser Änderungsrichtlinie] nachzukommen. ▌.

Abweichend von Unterabsatzes 1 dieses Absatzes setzen die Mitgliedstaaten die 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um Artikel 1 

Nummer 6 gemäß Artikel 15e der Richtlinie (EU) 2018/2001, und Artikel 1 

Nummer 7a gemäß den Artikeln 16, 16b, 16c, 16d,16e und 16f dieser Richtlinie bis 

zum 1. Juli 2024 nachzukommen.

Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.



Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst 

oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie 

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen 

Maßnahmen mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.



Artikel 6

Aufhebung

Die Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates ▌wird mit Wirkung vom 1. Januar 2025 aufgehoben.

Artikel 7

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft.

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu ▌am …

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Präsidentin Der Präsident / Die Präsidentin



ANHANG I

Die Anhänge der Richtlinie (EU) 2018/2001 werden wie folgt geändert:

(1) In Anhang I wird die letzte Zeile der Tabelle gestrichen; 

(2) der folgende Anhang ▌ wird eingefügt:

„ANHANG IA“

NATIONALER ANTEIL VON ENERGIE AUS ERNEUERBAREN QUELLEN 

AM BRUTTOENDENERGIEVERBRAUCH IM WÄRME- UND 

KÄLTESEKTOR 2020-2030 

Zusätzliche 

Aufstockung gemäß 

Art. 23 Abs. 1 (in 

Prozentpunkten) für 

den Zeitraum 2021-

2025*

Zusätzliche 

Aufstockung 

gemäß Art. 23 

Abs. 1 (in 

Prozentpunkten) 

für den Zeitraum 

2026-2030**

Resultierender Anteil 

einschließlich 

Aufstockungen ohne 

Abwärme und ‑kälte 

(in Prozentpunkten)

Belgien 1,0 0,7 1,8

Bulgarien 0,7 0,4 1,5

Tschechin 0,8 0,5 1,6

Dänemark 1,2 1,1 1,6

Deutschland 1,0 0,7 1,8

Estland 1,3 1,2 1,7

Irland 2,3 2,0 3,1

Griechenland 1,3 1,0 2,1

Spanien 0,9 0,6 1,7



Frankreich 1,3 1,0 2,1

Kroatien 0,8 0,5 1,6

Italien 1,1 0,8 1,9

Zypern 0,8 0,5 1,6

Lettland 0,7 0,6 1,1

Litauen 1,7 1,6 2,1

Luxemburg 2,3 2,0 3,1

Ungarn 0,9 0,6 1,7

Malta 0,8 0,5 1,6

Niederlande 1,1 0,8 1,9

Österreich 1,0 0,7 1,8

Polen 0,8 0,5 1,6

Portugal 0,7 0,4 1,5

Rumänien 0,8 0,5 1,6

Slowenien 0,8 0,5 1,6



Slowakei 0,8 0,5 1,6

Finnland 0,6 0,5 1,0

Schweden 0,7 0,7 0,7

* Flexibilitätsregelung gemäß Artikel 23 Absatz 2 Buchstaben b und c, falls sie bei der 
Berechnung der Aufstockung und des daraus resultierenden Anteils berücksichtigt 
wurden.

** Flexibilitätsregelung gemäß Artikel 23 Absatz 2 Buchstaben b und c, falls sie bei der 
Berechnung der Aufstockung und des daraus resultierenden Anteils berücksichtigt 
wurden.“;

(3) Anhang III erhält folgende Fassung:

„ANHANG III

ENERGIEGEHALT VON BRENNSTOFFEN

Brennstoff Gewichtsspezifisch
er Energiegehalt 
(unterer Heizwert 
in MJ/kg)

Volumenspezifisch
er Energiegehalt 
(unterer Heizwert 
in MJ/l)

AUS BIOMASSE UND/ODER DURCH 
BIOMASSEVERARBEITUNG 
HERGESTELLTE BRENNSTOFFE

Biopropan 46 24

Reines Pflanzenöl (durch Auspressen, Extraktion 
oder vergleichbare Verfahren aus Ölsaaten 
gewonnenes Öl, roh oder raffiniert, jedoch 
chemisch unverändert)

37 34

Biodiesel – Fettsäuremethylester (auf Grundlage 
von Öl aus Biomasse produzierter Methylester)

37 33

Biodiesel – Fettsäureethylester (auf Grundlage 
von Öl aus Biomasse produzierter Ethylester)

38 34

Biogas, das durch Reinigung Erdgasqualität 
erreichen kann

50 —



Hydriertes (thermochemisch mit Wasserstoff 
behandeltes) Öl aus Biomasse zur Verwendung 
als Dieselkraftstoffersatz

44 34

Hydriertes (thermochemisch mit Wasserstoff 
behandeltes) Öl aus Biomasse zur Verwendung 
als Ottokraftstoffersatz

45 30

Hydriertes (thermochemisch mit Wasserstoff 
behandeltes) Öl aus Biomasse zur Verwendung 
als Flugturbinenkraftstoffersatz

44 34

Hydriertes (thermochemisch mit Wasserstoff 
behandeltes) Öl aus Biomasse zur Verwendung 
als Flüssiggasersatz

46 24

(In einer Raffinerie mit fossilen Brennstoffen) 
gemeinsam verarbeitetes Öl aus Biomasse oder 
pyrolisierter Biomasse zur Verwendung als 
Dieselkraftstoffersatz

43 36

(In einer Raffinerie mit fossilen Brennstoffen) 
gemeinsam verarbeitetes Öl aus Biomasse oder 
pyrolisierter Biomasse zur Verwendung als 
Ottokraftstoffersatz

44 32

(In einer Raffinerie mit fossilen Brennstoffen) 
gemeinsam verarbeitetes Öl aus Biomasse oder 
pyrolisierter Biomasse zur Verwendung als 
Flugturbinenkraftstoffersatz

43 33



(In einer Raffinerie mit fossilen Brennstoffen) 
gemeinsam verarbeitetes Öl aus Biomasse oder 
pyrolisierter Biomasse zur Verwendung als 
Flüssiggasersatz

46 23

ERNEUERBARE BRENNSTOFFE, DIE AUS 
VERSCHIEDENEN ERNEUERBAREN 
QUELLEN PRODUZIERT WERDEN 
KÖNNEN, DARUNTER AUCH BIOMASSE

Methanol aus erneuerbaren Quellen 20 16

Ethanol aus erneuerbaren Quellen 27 21

Propanol aus erneuerbaren Quellen 31 25

Butanol aus erneuerbaren Quellen 33 27

Fischer-Tropsch-Diesel (synthetischer/s 
Kohlenwasserstoff(gemisch) zur Verwendung als 
Dieselkraftstoffersatz)

44 34

Fischer-Tropsch-Ottokraftstoff (aus Biomasse 
produzierter/s synthetischer/s 
Kohlenwasserstoff(gemisch) zur Verwendung als 
Ottokraftstoffersatz)

44 33

Fischer-Tropsch-Flugturbinenkraftstoff (aus 
Biomasse produzierter/s synthetischer/s 
Kohlenwasserstoff(gemisch) zur Verwendung als 
Flugturbinenkraftstoffersatz)

44 33



Fischer-Tropsch-Flüssiggas (aus Biomasse 
hergestellter/s synthetischer/s 
Kohlenwasserstoff(gemisch) zur Verwendung als 
Flüssiggasersatz)

46 24

DME (Dimethylether) 28 19

Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen 120 —

ETBE (auf der Grundlage von Ethanol 
produzierter Ethyl-Tertiär-Butylether)

36 (davon 33 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

27 (davon 33 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

MTBE (auf der Grundlage von Methanol 
produzierter Methyl-Tertiär-Butylether)

35 (davon 22 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

26 (davon 22 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

TAEE (auf der Grundlage von Ethanol 
produzierter Tertiär-Amyl-Ethyl-Ether)

38 (davon 29 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

29 (davon 29 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

TAME (auf der Grundlage von Methanol 
produzierter Tertiär-Amyl-Methyl-Ether)

36 (davon 18 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

28 (davon 18 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

THxEE (auf der Grundlage von Ethanol 
produzierter Tertiär-Hexyl-Ethyl-Ether)

38 (davon 25 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

30 (davon 25 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)



THxME (auf der Grundlage von Methanol 
produzierter Tertiär-Hexyl-Methyl-Ether)

38 (davon 14 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

30 (davon 14 % aus 
erneuerbaren 
Quellen)

NICHT ERNEUERBARE BRENNSTOFFE

Ottokraftstoff 43 32

Dieselkraftstoff 43 36

Flugturbinenkraftstoff 43 34

Wasserstoff aus nicht erneuerbaren Quellen 120 —

“;

(4) Anhang IV wird wie folgt geändert: 

a) Der Titel erhält folgende Fassung: 

„AUSBILDUNG UND ZERTIFIZIERUNG VON INSTALLATEUREN UND 

KONSTRUKTEUREN VON ANLAGEN IM BEREICH DER 

ERNEUERBAREN ENERGIE“



b) Der einleitende Satz und die Nummern 1, 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„Für die in Artikel 18 Absatz 3 genannten Zertifizierungs- oder gleichwertige 

Qualifizierungssysteme und Ausbildungsprogramme gelten folgende Kriterien:

1. Das Zertifizierungs- oder gleichwertige Qualifizierungsverfahren muss 

transparent und von den Mitgliedstaaten oder den von ihnen benannten 

Verwaltungsstellen klar festgelegt sein.

1a. Die von den Zertifizierungsstellen erteilten Zertifikate müssen klar 

festgelegt und für Arbeits- und Fachkräfte, die sich um eine 

Zertifizierung bemühen, leicht zu ermitteln sein. 

1b. Das Zertifizierungsverfahren muss Installateure befähigen, die 

erforderlichen theoretischen und praktischen Kenntnisse zu erwerben 

und die notwendigen Kompetenzen aufzuweisen, um hochwertige, 

zuverlässig funktionierende Anlagen zu installieren.



2. Die Zertifizierung von Installateuren von Systemen, die Biomasse, 

Wärmepumpen, oberflächennahe Geothermie, Photovoltaik- und 

Solarwärme, einschließlich Energiespeicherung, sowie Ladestationen 

nutzen, erfolgt mittels eines zugelassenen Ausbildungsprogramms oder 

durch eine zugelassene Ausbildungseinrichtung bzw. gleichwertige 

Qualifizierungsverfahren.

3. Die Zulassung des Ausbildungsprogramms bzw. der 

Ausbildungseinrichtung wird von den Mitgliedstaaten oder der von ihnen 

benannten Verwaltungsstelle vorgenommen. Die Zulassungsstelle 

gewährleistet, dass die von der Ausbildungseinrichtung angebotenen 

Ausbildungsprogramme, einschließlich Weiterbildungs- und 

Höherqualifizierungsprogrammen, inklusiv sind und kontinuierlich und 

regional oder national flächendeckend angeboten werden.

Die Ausbildungseinrichtung muss über angemessene technische Anlagen 

zur Bereitstellung der praktischen Ausbildung verfügen; dazu gehören 

ausreichende Laboreinrichtungen oder entsprechende Anlagen für 

praktische Ausbildungsmaßnahmen. 



Neben der Grundausbildung muss die Ausbildungseinrichtung kürzere, in 

Modulen organisierte Auffrischungs- und Fortbildungskurse anbieten, in 

denen die Installateure und Konstrukteure neue Kompetenzen erwerben 

und ihre Kenntnisse in verschiedenen Arten von Technologiesowie bei 

deren Kombinationen erweitern und diversifizieren können. Die 

Ausbildungseinrichtung muss dafür sorgen, dass die Ausbildungsinhalte 

an neue im Wirtschaftszweig Gebäude, in der Industrie und in der 

Landwirtschaft eingesetzte Technologien im Bereich der erneuerbaren 

Energie angepasst werden. Die Ausbildungseinrichtungen müssen 

einschlägige erworbene Kenntnisse anerkennen. 

Die Ausbildungsprogramme und -module müssen ein lebenslanges 

Lernen in Bezug auf Anlagen im Bereich Energie aus erneuerbaren 

Quellen ermöglichen; sie müssen sowohl für die berufliche 

Erstausbildung als auch für Erwachsene, die sich um eine Umschulung 

oder neue Beschäftigung bemühen, geeignet sein. 



Bei der Gestaltung der Ausbildungsprogramme ist darauf zu achten, dass 

sie den Erwerb von Qualifikationen für unterschiedliche Arten von 

Technologie und unterschiedliche Lösungen unterstützen und eine 

eingeschränkte Spezialisierung auf eine bestimmte Marke oder 

Technologie vermieden wird. Ausbildungseinrichtungen können die 

Hersteller der betreffenden Geräte bzw. Systeme oder auch ein Institut 

oder Verband sein.“

c) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5. Der Ausbildungsgang muss mit einer Prüfung abschließen, über die 

eine Bescheinigung ausgestellt wird oder die zu einer Qualifizierung 

führt. Im Rahmen der Prüfung ist die Fähigkeit zur erfolgreichen 

Installation von Biomassekesseln oder -öfen, Wärmepumpen, 

oberflächennahen Geothermieanlagen, Photovoltaik- oder 

Solarwärmeanlagen, einschließlich der Energiespeicherung oder 

Ladestationen, die eine bedarfsgerechte Versorgung ermöglichen, 

praktisch zu prüfen.“;



d) ▌Nummer 6 Buchstabe c wird wie folgt geändert:

i) Der einleitende Wortlaut erhält folgende Fassung:

„c) Der theoretische Teil der Ausbildung zum Installateur von 

Wärmepumpen sollte einen Überblick über die Marktsituation 

von Wärmepumpen geben und sich auf folgende Themen 

erstrecken: geothermische Energiequellen, 

Bodenquellentemperaturen verschiedener Regionen, 

Bestimmung von Böden und Gesteinen im Hinblick auf deren 

Wärmeleitfähigkeit, Vorschriften zur Nutzung geothermischer 

Energiequellen, Nutzbarkeit von Wärmepumpen in Gebäuden, 

Ermittlung der jeweils zweckmäßigsten Wärmepumpensysteme 

und technische Anforderungen derselben, Sicherheit, 

Luftfilterung, Anschluss an die Wärmequelle und 

Systemkonzeption sowie die Integration mit 

Energiespeicherlösungen, auch in Kombination mit 

Solaranlagen. Daneben sollte die Ausbildung gute Kenntnisse 

über etwaige europäische Normen für Wärmepumpen sowie 

einschlägiges nationales Recht und Unionsrecht vermitteln. Der 

Installateur sollte folgende Kernkompetenzen nachweisen:“;



ii) Ziffer iii erhält folgende Fassung:

„iii) Fähigkeit zur Auswahl und Dimensionierung der Bauteile in 

typischen Fällen, einschließlich der Ermittlung der typischen 

Wärmelastwerte unterschiedlicher Gebäude und für die 

Warmwasserbereitung auf Grundlage des Energieverbrauchs, 

der Ermittlung der Wärmepumpenkapazität anhand der 

Wärmelast für die Warmwasserbereitung, der Speichermasse des 

Gebäudes und bei diskontinuierlicher Elektrizitätsversorgung; 

Ermittlung von Energiespeicherlösungen, u. a. durch den 

Pufferbehälter und dessen Volumen und die Integration eines 

zweiten Heizungssystems;“;

„iv) Verständnis von Machbarkeits- und Auslegungsstudien;

v) im Fall von Erdwärmepumpen Kenntnisse zu Bohrtätigkeiten.“;



e) Nummer 6 Buchstabe d wird wie folgt geändert:

i) Der einleitende Wortlaut erhält folgende Fassung:

„Der theoretische Teil der Ausbildung zum Installateur von 

Photovoltaik- und Solarwärmeanlagen sollte einen Überblick über die 

Marktsituation von Solarenergieanlagen und den Kosten- und 

Wirtschaftlichkeitsvergleich geben und sich auf folgende Themen 

erstrecken: ökologische Aspekte, Bauteile, Eigenschaften und 

Dimensionierung von Solarwärmesystemen, korrekte Auswahl von 

Systemen und Dimensionierung von Bauteilen, Ermittlung des 

Wärmebedarfs, Brandschutz, einschlägige Subventionen, 

Verbrennungstechniken, Optionen für die Integration von 

Energiespeicherlösungen, Feuerungssysteme, optimale 

Hydrauliklösungen, Bauart, Installation und Instandhaltung von 

Photovoltaik- und Solarwärmeanlagen. Daneben sollte die Ausbildung 

gute Kenntnisse über etwaige europäische Normen für Technologie 

und die Zertifizierung (z. B. Solar Keymark) sowie einschlägiges 

nationales Recht und Unionsrecht vermitteln. Der Installateur sollte 

folgende Kernkompetenzen nachweisen:“;



ii) Ziffer ii erhält folgende Fassung:

„ii) Fähigkeit zur Bestimmung von Systemen und ihrer für aktive 

und passive Systeme spezifischen Bauteile (z. B. mechanische 

Auslegung) sowie zur Bestimmung der Bauteilposition, der 

Systemkonzeption und -konfiguration und Optionen für die 

Integration von Energiespeicherlösungen, einschließlich durch 

eine Kombination mit Ladestationen.“;



5) Anhang V Teil C wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„▌

6. Für die Zwecke der in Nummer 1 Buchstabe a genannten Berechnungen 

werden Treibhausgaseinsparungen infolge besserer Verfahren der 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftung (esca), wie infolge der Umstellung 

auf eine reduzierte Bodenbearbeitung oder eine Nullbodenbearbeitung, 

besserer Kulturpflanzen und verbesserter Fruchtfolgen, der Nutzung 

von Deckpflanzen, einschließlich Bewirtschaftung der Ernterückstände, 

sowie des Einsatzes natürlicher Bodenverbesserer, wie beispielsweise 

Kompost und Rückstände der Mist-/Güllevergärung, nur dann 

berücksichtigt, wenn dies nicht mit dem Risiko negativer Auswirkungen 

auf die biologische Vielfalt verbunden ist. Zudem sind zuverlässige und 

überprüfbare Nachweise dafür vorzulegen, dass mehr Kohlenstoff im 

Boden gebunden wurde oder dass vernünftigerweise davon auszugehen 

ist, dass dies in dem Zeitraum, in dem die betreffenden Rohstoffe 

angebaut wurden, der Fall war; dabei ist gleichzeitig jenen Emissionen 

Rechnung zu tragen, die aufgrund des vermehrten Einsatzes von Dünger 

und Pflanzenschutzmitteln bei derartigen Praktiken entstehen*.

__________________
* Bei einem solchen Nachweis kann es sich um Messungen des 

Kohlenstoffs im Boden handeln, beispielsweise in Form einer ersten 
Messung vor dem Anbau und anschließender regelmäßiger Messungen 
im Abstand von mehreren Jahren. In diesem Fall würde für den 
Anstieg des Bodenkohlenstoffs, solange der zweite Messwert noch nicht 
vorliegt, anhand repräsentativer Versuche oder Bodenmodelle ein 
Schätzwert ermittelt. Ab der zweiten Messung würden die Messwerte 
als Grundlage dienen, um zu ermitteln, ob und in welchem Maß der 
Bodenkohlenstoff steigt.“



b) Nummer 15 erhält folgende Fassung:

„15. Die Emissionseinsparung durch CO2-Abscheidung und -ersetzung 

(eccr) steht in unmittelbarer Verbindung mit der Produktion der 

Biokraftstoffe oder flüssigen Biobrennstoffe, denen sie zugeordnet 

wird, und wird begrenzt auf die durch Abscheidung von CO2 

vermiedenen Emissionen, wobei der Kohlenstoff aus Biomasse stammt 

und vor dem 1. Januar 2036 bei der Produktion von Handelsprodukten 

und bei Dienstleistungen anstelle des CO2 fossilen Ursprungs 

verwendet wird.“

c) Nummer 18 erhält folgende Fassung:

„18. Für die Zwecke der Berechnungen nach Nummer 17 sind die 

aufzuteilenden Emissionen eec + el + esca + diejenigen Bruchteile von ep, 

etd, eccs und eccr, die bis einschließlich zu dem Verfahrensschritt anfallen, 

bei dem ein Nebenprodukt erzeugt wird. Wurden in einem früheren 

Verfahrensschritt Emissionen Nebenprodukten zugewiesen, so wird für 

diese Zwecke anstelle der Gesamtemissionen der Bruchteil dieser 

Emissionen verwendet, der im letzten Verfahrensschritt dem 

Zwischenprodukt zugeordnet wird. Im Falle von Biokraftstoffen und 

flüssigen Biobrennstoffen werden sämtliche Nebenprodukte, die nicht 

unter Nummer 17 fallen, für die Zwecke der Berechnung berücksichtigt. 

▌ 



Für die Zwecke der Berechnung wird der Energiegehalt von 

Nebenprodukten mit negativem Energiegehalt mit null angesetzt. 

Grundsätzlich werden die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen von 

Abfällen und Reststoffen, einschließlich aller in Anhang IX genannten 

Abfälle und Reststoffe, bis zur Sammlung dieser Materialien mit null 

angesetzt, unabhängig davon, ob sie vor der Umwandlung ins 

Endprodukt zu Zwischenprodukten verarbeitet werden. ▌

Bei Biomasse-Brennstoffen, die in anderen Raffinerien als einer 

Kombination von Verarbeitungsbetrieben mit konventionellen oder 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die dem Verarbeitungsbetrieb Wärme 

und/oder Elektrizität liefern, hergestellt werden, ist die Analyseeinheit 

für die Zwecke der Berechnung nach Nummer 17 die Raffinerie.“



(6) Anhang VI Teil B wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„▌

6. Für die Zwecke der in Nummer 1 Buchstabe a genannten Berechnungen 

werden Treibhausgaseinsparungen infolge besserer Verfahren der 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftung (esca), wie infolge der Umstellung 

auf eine reduzierte Bodenbearbeitung oder eine Nullbodenbearbeitung, 

besserer Kulturpflanzen und verbesserter Fruchtfolgen, der Nutzung 

von Deckpflanzen, einschließlich Bewirtschaftung der Ernterückstände, 

sowie des Einsatzes natürlicher Bodenverbesserer, wie beispielsweise 

Kompost und Rückstände der Mist-/Güllevergärung, nur dann 

berücksichtigt, wenn dies nicht mit dem Risiko negativer Auswirkungen 

auf die biologische Vielfalt verbunden ist. Zudem sind zuverlässige und 

überprüfbare Nachweise dafür vorzulegen, dass mehr Kohlenstoff im 

Boden gebunden wurde oder dass vernünftigerweise davon auszugehen 

ist, dass dies in dem Zeitraum, in dem die betreffenden Rohstoffe 

angebaut wurden, der Fall war; dabei ist gleichzeitig jenen Emissionen 

Rechnung zu tragen, die aufgrund des vermehrten Einsatzes von Dünger 

und Pflanzenschutzmitteln bei derartigen Praktiken entstehen*.

___________________
* Bei einem solchen Nachweis kann es sich um Messungen des 

Kohlenstoffs im Boden handeln, beispielsweise in Form einer ersten 
Messung vor dem Anbau und anschließender regelmäßiger Messungen 
im Abstand von mehreren Jahren. In diesem Fall würde für den 
Anstieg des Bodenkohlenstoffs, solange der zweite Messwert noch nicht 
vorliegt, anhand repräsentativer Versuche oder Bodenmodelle ein 
Schätzwert ermittelt. Ab der zweiten Messung würden die Messwerte 
als Grundlage dienen, um zu ermitteln, ob und in welchem Maß der 
Bodenkohlenstoff steigt.“



b) Nummer 15 erhält folgende Fassung:

„15. Die Emissionseinsparung durch CO2-Abscheidung und -ersetzung 

(eccr) steht in unmittelbarer Verbindung mit der Produktion der 

Biomasse-Brennstoffe, denen sie zugeordnet wird, und wird begrenzt 

auf die durch Abscheidung von CO2 vermiedenen Emissionen, wobei 

der Kohlenstoff aus Biomasse stammt und vor dem 1. Januar 2036 bei 

der Produktion von Handelsprodukten und bei Dienstleistungen 

anstelle des CO2 fossilen Ursprungs verwendet wird.“

c) Nummer 18 erhält folgende Fassung:

„18. Für die Zwecke der Berechnungen nach Nummer 17 sind die 

aufzuteilenden Emissionen eec + el + esca + diejenigen Bruchteile von ep, 

etd, eccs und eccr, die bis einschließlich zu dem Verfahrensschritt anfallen, 

bei dem ein Nebenprodukt erzeugt wird. Wurden in einem früheren 

Verfahrensschritt Emissionen Nebenprodukten zugewiesen, so wird für 

diese Zwecke anstelle der Gesamtemissionen der Bruchteil dieser 

Emissionen verwendet, der im letzten Verfahrensschritt dem 

Zwischenprodukt zugeordnet wird. 



Im Falle von Biokraftstoffen und flüssigen Brennstoffen werden 

sämtliche Nebenprodukte, die nicht unter Nummer 17 fallen, für die 

Zwecke der Berechnung berücksichtigt ▌. Für die Zwecke der 

Berechnung wird der Energiegehalt von Nebenprodukten mit negativem 

Energiegehalt mit null angesetzt.

Grundsätzlich werden die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen von 

Abfällen und Reststoffen, einschließlich aller in Anhang IX genannten 

Abfälle und Reststoffe, bis zur Sammlung dieser Materialien mit null 

angesetzt, unabhängig davon, ob sie vor der Umwandlung ins 

Endprodukt zu Zwischenprodukten verarbeitet werden. ▌

Bei Biomasse-Brennstoffen, die in anderen Raffinerien als einer 

Kombination von Verarbeitungsbetrieben mit konventionellen oder 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die dem Verarbeitungsbetrieb Wärme 

und/oder Elektrizität liefern, hergestellt werden, ist die Analyseeinheit 

für die Zwecke der Berechnung nach Nummer 17 die Raffinerie.“



(7) In Anhang VII wird in der Begriffsbestimmung von „Qusable“ der Verweis auf 

Artikel 7 Absatz 4 durch einen Verweis auf Artikel 7 Absatz 3 ersetzt.

(8) Anhang IX wird wie folgt geändert:

a) In Teil A erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Rohstoffe zur Produktion von Biogas für den Verkehr und fortschrittlicher 

Biokraftstoffe:“

b) In Teil B erhält der einleitende Satz folgende Fassung:

„Rohstoffe zur Produktion von Biokraftstoffen und Biogas für den Verkehr, 

deren Beitrag zur Zielvorgabe gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe a zu begrenzen ist:“



ANHANG II

Die Anhänge I, II, IV und V der Richtlinie 98/70/EG werden wie folgt geändert:

(1) Anhang I erhält folgende Fassung: 

a) Fußnote 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Prüfverfahren sind die in EN 228:2012+A1:2017 genannten 

Verfahren. Die Mitgliedstaaten können ▌die Analysemethoden 

verwenden, die in EN 228:2012+A1:2017 ersetzenden Normen genannt 

sind, wenn diese Methoden nachweislich mindestens den gleichen 

Genauigkeitsgrad wie die ersetzten Analysemethoden aufweisen.“



b) Fußnote 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die in der Spezifikation angegebenen Werte sind ‚tatsächliche Werte‘. 

Bei der Festlegung ihrer Grenzwerte wurden die Bestimmungen der 

Norm EN ISO 4259-1:2017/A1:2021 ‚Mineralölerzeugnisse – Präzision 

von Messverfahren und Ergebnissen – Teil 1: Bestimmung der 

Präzisionsdaten von Prüfverfahren‘ angewendet, und bei der Festlegung 

eines Mindestwerts wurde eine Mindestdifferenz von 2 R über Null 

berücksichtigt (R = Reproduzierbarkeit). Die Ergebnisse der einzelnen 

Messungen werden auf Grundlage der in EN ISO 4259-2:2017/A1:2019 

beschriebenen Kriterien ausgewertet.“

c) Fußnote 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Andere Monoalkohole und Ether, deren Siedeendpunkt nicht höher liegt 

als in EN 228:2012 +A1:2017 angegeben.“



(2) Anhang II wird wie folgt geändert:

a) In der letzten Zeile der Tabelle „FAME-Gehalt – EN 14078“ wird der Eintrag 

in der letzten Spalte („Grenzwerte“, „Maximum“), „7,0“, durch „10,0“ ersetzt.“

b) Fußnote 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Prüfverfahren sind die in EN 590:2013+A1:2017 genannten 

Verfahren. Die Mitgliedstaaten können ▌die Analysemethoden 

verwenden, die in EN 590:2013+A1:2017 ersetzenden Normen genannt 

sind, wenn diese Methoden nachweislich mindestens den gleichen 

Genauigkeitsgrad wie die ersetzten Analysemethoden aufweisen.“

c) Fußnote 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die in der Spezifikation angegebenen Werte sind ‚tatsächliche Werte‘. 

Bei der Festlegung ihrer Grenzwerte wurden die Bestimmungen der 

Norm EN ISO 4259-1:2017/A1:2021 ‚Mineralölerzeugnisse – Präzision 

von Messverfahren und Ergebnissen – Teil 1: Bestimmung der 

Präzisionsdaten von Prüfverfahren‘ angewendet, und bei der Festlegung 

eines Mindestwerts wurde eine Mindestdifferenz von 2 R über Null 

berücksichtigt (R = Reproduzierbarkeit). Die Ergebnisse der einzelnen 

Messungen werden auf Grundlage der in EN ISO 4259-2:2017/A1:2019 

beschriebenen Kriterien ausgewertet.“

(3) Die Anhänge IV und V werden gestrichen. 


